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1.  Hintergrund und Methodik

1.1 Einbindung in die Gesamtstudie

Der vorliegende Bericht ist Teil einer umfassenden Untersuchung zum Thema ,Strategien
und Aktionsfelder flir das Wohnen von Familien in der Stadt®. Die Studie hat insgesamt
das Ziel, deutlich zu machen, durch welche Malihahmen und Strategien die Stadte ihre
Familienfreundlichkeit erhéhen kénnen. Der Fokus liegt dabei auf den GrofR3stadten und
der vor allem in den Gro3stadten feststellbaren Problematik einer Abwanderung von Fa-

milien in das Umland.

Ein Strang der Gesamtuntersuchung besteht in der Analyse der Erfolgsbedingungen fir
eine familienorientierte Wohnungspolitik in den Grof3stadten. Dabei kann die Wohnungs-
politik nicht isoliert betrachtet werden, denn oftmals ist sie Bestandteil oder in ihrem Er-
folg auch abhangig von MaRnahmen einer breiter ansetzenden kommunalen Familienpo-
litik. Insofern sind die Nachbarthemen einer familienorientierten Wohnungspolitik mit in

den Blick zu nehmen (z. B. Optimierung der Kinderbetreuung).

Bei der Untersuchung der ,Erfolgsbedingungen kommunaler Wohnungspolitik fir Famili-
en“ stehen nicht einzelne MaRnahmen im Mittelpunkt. Stattdessen wird das Zustande-
kommen einer familienorientierten Wohnungspolitik in seinen Grundbedingungen unter-

sucht.

1.2 Fragestellungen

Mit der genannten Aufgabenstellung verbinden sich vor allem die folgenden Fragestel-

lungen:

- Seit wann und Uber welche (inhaltlichen, konzeptionellen und organisatorischen) Sta-
tionen ist die Familienpolitik bzw. familienorientierte Wohnungspolitik jeweils entstan-

den?

- Wie greifen verschiedene Bausteine der Familienpolitik bzw. der familienorientierten

Wohnungspolitik ineinander?
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- Wie stark ist der politische Rlckhalt? Wie ist der politische Rickhalt zustande ge-
kommen (z.B. Ratsbeschlisse)? Mussten hierbei besondere politische Kontroversen
bewaltigt werden, die ggf. als Stolperstein in der Politikformulierung und Umsetzung

hatten wirken kobnnen?

- Wie bedeutsam ist das Engagement von Einzelpersonen? Welche sind das? Wie

bringen sie sich ein?

- Wie ist die Familienpolitik und insbesondere die familienorientierte Wohnungspolitik in

der Stadtverwaltung organisiert?

- Sind externe Partner oder die Blrgerschaft in besonderer Weise eingebunden? Wie

im Einzelfall, in welcher Rolle?

- Gab es besondere analytische und konzeptionelle Grundlagen und wie haben sie

zum Erfolg beigetragen?

- Inwiefern gab es Veranderungen im Wanderungsverhalten von Familien und ihren
Wohnverhaltnissen? Welche sonstigen Wirkungen werden durch die zuvor dargestell-

ten MalRnahmen erzielt?

1.3 Methodik

Die genannten Fragen werden durch eine fallstudienartige Betrachtung ausgewahiter

Stadte beantwortet. Die Stadteauswahl basiert dabei im Wesentlichen auf Voruntersu-

chungen im Rahmen der Hauptstudie. Hier wurden ca. 80 interessierte Stadte’ nach ih-
rem wohnungspolitischen Engagement fir Familien befragt. Dazu wurden jeweils ein bis
drei leitfadengestiitzte Telefongesprache gefiihrt. Die Ergebnisse wurden in kurzen
Steckbriefen dokumentiert. Fir die hier vorliegende Studie wurden anschlieffend acht

Stadte ausgewahlt, die mindestens eins der nachfolgend aufgefiihrten Kriterien erfiillten:

- Eine besondere Vielfalt von familienpolitischen MalRinahmen.

' Im Rahmen der Hauptstudie wurden circa 160 Stadte mit mehr als 60.000 Einwohnern angeschrieben und gebeten
Ansprechpartner zum Thema zu nennen. Auf diesem Wege haben sich 80 Stadte bereit erklart, an der Studie teilzu-
nehmen. Die Bereitschaft der ohnehin wenigen ostdeutschen GroRstadte war sehr gering ausgepragt, so dass im Er-
gebnis fur diese vertiefenden Fallstudien keine Stadt aus Ostdeutschland ausgewahlit werden konnte.
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- Eine relativ klar erkennbare strategisch-konzeptionelle Ausrichtung der Familienpolitik

(gdf. in Verbindung mit einer guten analytischen Untermauerung).
- Ein erkennbar dauerhaftes Engagement in der familienorientierten Wohnungspolitik.

Auf diesem Weg wurden die Stadte Kiel, Hamburg, Aachen, Mainz, Frankfurt/M., Fulda,
Wairzburg und Erlangen ausgewahlt. Mit dieser Auswahl verbindet sich nicht der An-
spruch, systematisch die Best-Practice-Stadte einer familienorientierten Wohnungspolitik
gefunden zu haben. Vielmehr war es das Ziel, durch intensive Vor-Ort-Recherchen so-
wohl die Chancen der Politikformulierung und Umsetzung zu beleuchten als auch beson-

dere Herausforderungen zu identifizieren.
Die Fallstudien basieren jeweils auf folgenden Bausteinen:
- Auswertung der Steckbriefe aus der ersten Untersuchungsphase.

- Aufbereitung und Analyse grundlegender Daten (Bevdlkerungsentwicklung, Wande-

rung, Bautatigkeit).

- Expertengesprache mit flhrenden Verwaltungsmitarbeitern, Kommunalpolitikern und
stadtischen Gesellschaften, wobei sowohl der Sozialbereich (Jugend, Familien. Kin-
der) als auch der Planungs- bzw. Baubereich systematisch angesprochen wurden.
Dabei wurden in Absprache mit den Stadten Einzel- oder auch Gruppengesprache
durchgeflhrt.

- Erganzende Materialrecherche und Auswertung von Gutachten, Konzepten, Be-

schlussvorlagen etc.

Die Ergebnisse aus den Gesprachen wurden zu Fallstudien aufbereitet und werden mit
den Kommunen abgestimmt. Dies ist Voraussetzung der angestrebten Veroffentlichung.
Insofern haben die Stadtefallstudien primar deskriptiven Charakter. Die kritische Analyse

der Ergebnisse bleibt im Wesentlichen der Querschnittsbetrachtung vorbehalten.
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2.

21

21

Zusammenfassende Querschnittsauswertung

Grundcharakteristika der untersuchten Stadte

.1 Eine erste Einordnung

Die Auswahl der hier vorgestellten Stadte erfolgte nach den in Kapitel 1.3 dargestellten

Kriterien. Nach den durchgefuhrten Analysen lasst sich folgende Einordnung vornehmen:

Hamburg (1,74 Mio. EW) und Frankfurt/M. (652.000 EW) unterscheiden sich zwar in
ihrer GroRe und raumlichen Ausgangssituation. In beiden Fallen ist aber eine deutlich
negative Wanderungsbilanz mit dem Umland sichtbar. Beide Grofistadte kennzeich-
net insbesondere die Vielfalt der familienpolitischen MafRnahmen und Ansatze, mit
zum Teil guter analytischer Fundierung. Eine besonders konsistente strategische
Ausrichtung der Malinahmen zur Steigerung der Familienfreundlichkeit ist indes nicht
charakteristisch. Insofern deuten sich hierin die Starken und die Schwachen einer
vielschichtigen GrofR3stadtkommune an. Das Eigenleben der unterschiedlichen Fach-
verwaltungen ist angesichts der jeweiligen Grof3e recht stark ausgepragt. Hamburg ist
in den letzten Jahren dabei, den Querschnittscharakter der Familienpolitik durch ent-
sprechende behdérdentbergreifende Ansatze starker herauszustellen. In diesem Zuge
wurde beispielsweise auch die Behdrde flr Soziales, Gesundheit und Verbraucher-
schutz (BSG) gegriundet, bei der samtliche Zustandigkeiten rund um das Thema Fa-
milien angesiedelt sind. In der Summe der vielfaltigen EinzelmalRnahmen jedoch -
berzeugen diese beiden Stadte in ihrer Familienorientierung. In ihrem MaRnahmen-
spektrum finden sich zahlreiche nachahmenswerte Ansatze zur Verbesserung der

Familienfreundlichkeit.

In Kiel (234.000 EW) und Erlangen (104.000 EW) ist das familienpolitische Engage-
ment sehr stark mit der Person des Oberblrgermeisters bzw. der Oberblrgermeiste-
rin verknUpft. In den Uberschaubaren Konstellationen einer mittleren GroRRstadt war es
davon ausgehend mdglich, relativ stringente und umfassende Konzepte zu formulie-
ren und umzusetzen. Ausgangspunkt in Kiel war zum einen die persdnliche Affinitat
zum Thema und zum anderen die sehr schlechte Platzierung in einem Stadteranking
zur Kinderfreundlichkeit deutscher Grol3stadte, was in der politischen Interpretation

angesichts des bevorstehenden demografischen Wandels als Langfristherausforde-
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rung der Stadt sehr ernst genommen wurde. In Erlangen ist die Familienpolitik unmit-
telbarer mit den Fragen der Wirtschaftsentwicklung verbunden und aus dieser Rich-
tung auch unterstitzt. Die Attraktivitat der Stadt fir junge Familien wird als ein
Schlissel zur Rekrutierung qualifizierter Mitarbeiter gesehen. Das familienpolitische
Engagement der Stadt ist dabei in einem engen Schulterschluss zu Siemens zu se-

hen.

- Aachen (258.000 EW) und Wirzburg (134.000 EW) kennzeichnet ein langeres famili-
enpolitisches Engagement. Ausgangspunkt war in beiden Fallen u.a. ein Bundeswett-
bewerb ,familienfreundliche Stadt” in den 1990er Jahren. Davon ausgehend wurde
das Thema kontinuierlich weiterentwickelt, ohne jedoch die konzeptionelle Stringenz
von Erlangen oder Kiel zu erreichen. Charakteristisch ist eher ein unverbundenes
Nebeneinander von Mallnahmen, wobei zwar fachibergreifende Koordinationsaufga-
ben wahrgenommen werden, diese jedoch kaum Steuerungswirkungen entfalten.
Beide Stadte sehen als Universitatsstadte ein besonderes Potenzial in den zuziehen-
den Studenten, die es nach Studienabschluss durch ein geeignetes Arbeitsplatzan-

gebot und auch Wohnungsangebot zu halten gilt.

- Fulda (64.500 EW) ist die kleinste der untersuchten Stadte. Von daher sind die Prob-
leme eines groRstadtischen Wohnungsmarktes nicht so prasent. Allerdings hat Fulda
mit einer kontinuierlich betriebenen systematischen Baulandpolitik die Weichen schon
lange auf einen preiswerten und entspannten Wohnungsmarkt gestellt (u.a. Zwi-
schenerwerbsstrategie), so dass sich auch die Familien gut versorgen kénnen. Inso-
fern ist ein familienfreundlicher Wohnungsmarkt hier eher als Normalitdt denn als
neues politisches Ziel zu begreifen. Fulda konzentriert sich heute ebenso stark auf ei-
ne gute infrastrukturelle Ausstattung, um auch auf die Alltagsbedirfnisse der Familien
ausreichend reagieren zu kénnen und kann dabei auf eine mittlerweile jahrzehntelan-

ge und in der Stadt tief verwurzelte familienpolitische Tradition zuriickgreifen.

2.1.2 Bevodlkerungsentwicklung und Wanderungsbilanzen der ausgewahlten
Stadte

Die Bevolkerungsentwicklung der untersuchten Stadte weist (noch) nicht eindeutig auf
einen Erfolg der Familienpolitik und familienorientierten Baulandpolitik hin. Einerseits ist
es in vielen Stadten noch zu frih um die Ergebnisse der Familienpolitik anhand steigen-

der Einwohnerzahlen eindeutig nachweisen zu kénnen. Andererseits sind die Ursachen
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veranderter Einwohnerzahlen nicht monokausal und kénnen die Erfolge deshalb nicht

ausschliel3lich der Familien- und Baulandpolitik zugeschrieben werden.

In den meisten der untersuchten Stadte ist die Bevolkerung zwischen 1995 und etwa der
Jahrtausendwende insgesamt mehr oder weniger konstant geblieben. Lediglich Kiel hat
in diesem Zeitraum gut 5% seiner Einwohner verloren, konnte diesen Trend in den Folge-
jahren allerdings stoppen. Stadte mit Bevolkerungswachstum seit der Jahrtausendwende
sind vor allem Fulda, Wirzburg, Aachen und Mainz (Einfiihrung der Zweitwohnsitzsteuer
ist zu berlcksichtigen), aber auch Hamburg und Erlangen wachsen seitdem stetig (vgl.
Abbildung 1). Allerdings ist die Zahl der unter 18-Jahrigen in den meisten Stadten insge-

samt riicklaufig. Ausnahmen bilden lediglich Frankfurt/M. und Hamburg.

Abbildung 1: Bevolkerungsentwicklung im Vergleich
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Quelle: Statistische Amter des Bundes und der Lander, Stadt Fulda 2007

Positiv fir die betrachteten Stadte — und analog zu dem erwahnten Einwohnerwachstum
der letzten Jahren — ist die Abschwachung der Umlandabwanderung in den letzten zehn
Jahren in praktisch allen Stadten, wenngleich insgesamt immer noch mehr Menschen ins
Umland ziehen als vom Umland in die jeweiligen Stadte (vgl. Abbildung 2). Den gréften
Ruckgang der Umlandabwanderung konnte Kiel erreichen. Wahrend dort Ende der neun-

ziger Jahre im Saldo noch mehr als 10 Personen pro 1.000 Einwohner mehr ins Umland
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zogen als umgekehrt aus dem Umland in die Stadt, konnte die Stadt 2005 einen beinna-
he ausgeglichenen Wanderungssaldo erreichen. In den meisten anderen Stadten hat
sich das Wanderungssaldo mit dem Umland zumindest auf einem weit niedrigeren Ni-
veau als noch Ende der neunziger Jahre eingependelt (Uberwiegend zwischen knapp 2
und gut 3 Personen pro 1.000 EW).

Abbildung 2: Umlandwanderungssalden im Vergleich
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Quelle: Statistische Amter des Bundes und der Lander 2007

Dieser positive Trend ist jedoch in weiten Teilen auf die konjunkturelle Entwicklung zu-
rickzufiihren und nur bedingt Erfolg der Familienpolitik. In Zeiten ricklaufiger Konjunktur
wie Anfang des Jahrzehnts sind Haushalte deutlich verhaltener in ihrer Entscheidung
zum Kauf eines Eigenheims, so dass die Umlandwanderung geringer ausfallt. Selbst bei
gleich bleibender oder sinkender statt steigender Baulandbereitstellung werden somit die
Wanderungssalden weniger negativ ausfallen. Gleichwohl unterscheidet sich die Entwick-
lung der Wanderungsbilanzen der einzelnen Stadte deutlich: So fallt Aachen durch einen
besonders starken Rickgang der Wanderungssalden je 1000 Einwohner (insgesamt) auf
und die Stadte Kiel und Warzburg holen besonders stark bei den Familienwanderern (un-
ter 18-Jahrige und plus 30- bis unter 50-Jahrige) auf (vgl. Abbildung 3). Hier dirfte die

individuelle Bauland- und Familienpolitik sicherlich zur positiven Entwicklung beitragen.
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Abbildung 3: Wanderungssalden der Familienwanderer je 1000 Einwohner im
Vergleich
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2.2 Schlaglichter zum Wandel im Verstidndnis und in der Einbettung der kommu-
nalen Familienpolitik

Mit unterschiedlicher Vehemenz betonen die meisten der befragten Stadte, dass die
kommunale Familienpolitik kein neues Politikfeld ist (Ausnahme z.B. Kiel). Dabei wird
zuerst auf die kommunale Zustandigkeit fur die Einrichtungen der Kinderbetreuung ver-
wiesen. Unabhangig davon hat sich das Verstandnis der Familienpolitik in den letzten 15
bis 20 Jahren aber in fast allen Stadten — insbesondere auch durch gesamtgesellschatftli-
che Prozesse - splrbar verandert (Ausnahme z.B. Fulda). Die Veranderungen betreffen

folgende Aspekte:

2.2.1 Gesellschaftlicher Wandel

Die herausragende Triebkraft einer veranderten Wahrnehmung der kommunalen famili-
enpolitischen Aufgaben ist der Wandel im Familienbild und dabei insbesondere die ver-
anderte Wahrnehmung der Rolle der Frau. Die gestiegene gesellschaftliche und politi-
sche Akzeptanz der berufstatigen Mutter hat dabei vor allem zu neuen Anforderungen an
die Einrichtungen der Kinderbetreuung gefiihrt. In diesen Zusammenhang gehéren die
Ausdehnung der Betreuungszeiten und insbesondere das vermehrte Angebot an Ganz-
tagesangeboten sowie nicht zuletzt auch der Ausbau an Betreuungsplatzen fir Kleinkin-

der (unter 3 Jahre).

Dieser Prozess ist derzeit noch im Gange, wobei sowohl im politischen Raum als auch in
der Finanzierung Hindernisse zu Uberwinden sind. Insbesondere konservative Kreise
kritisieren nach wie vor die ausgedehnte Betreuung auRerhalb der Familie. Als Beschleu-
niger beim Ausbau des entsprechenden Betreuungsangebotes haben in der Vergangen-
heit die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen (z. B. Rechtsanspruch auf Kindergar-
tenplatz) gewirkt (z.B. Aachen, Mainz), wobei Hamburg mit seinem Angebot noch uber

die gesetzlichen Vorgaben hinaus reicht.

Unterstitzung kommt hier auch aus der Wirtschaft, die gerade aufgrund der absehbaren
Qualifikationsengpasse daran interessiert ist, die Arbeitsmarktreserven einer erhéhten
Frauenerwerbsquote zu nutzen. Besonders deutlich wird dies in Erlangen mit der Firma
Siemens, welche bereits seit Jahrzehnten eigene Betriebskindergarten fuhrt und insbe-
sondere in den letzten Jahren verstarkt auch das Angebot ausweitet (z.B. Ferienbetreu-

ung auch fur Kinder von nicht betriebszugehdrigen Mitarbeitern). In Kiel kdnnen Eltern,
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deren Arbeitgeber einen Vertrag mit Company Kids Kiel abgeschlossen hat, ihre Kinder in

Notfall- und Problemsituationen in eine betriebliche Back-Up-Betreuung geben.

2.2.2 Mehr partizipative und zivilgesellschaftliche Ansatze

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat sich auch das Verstandnis des Staates ge-
wandelt. Zunachst ruckte die Partizipation im Sinne einer starkeren burgerschaftlichen
Einflussnahme auf das politisch-administrative System in den Mittelpunkt. Dies wird mitt-
lerweile mehr und mehr von einem starker zivilgesellschaftlichen Gedankengut abgeldst
(z.B. Erlangen). Damit verbindet sich die Vorstellung einer héheren birgerschaftlichen
Selbstverantwortung und somit auch einer gewissen Ausdiinnung des staatlichen Aufga-
benbereiches. Dieser starkere Einbezug privater Krafte ist dabei gleichzeitig eine Reakti-
on auf die fiskalischen Note des offentlichen Sektors. Im Bereich der Familienpolitik
schlagt dieser Wandel in vielen Bereichen durch. An erster Stelle steht dabei die grolie
Zahl von ,Lokalen Blndnissen fliir Familie®, deren Programmatik sehr stark auf den Ein-
bezug von burgerschaftlichen und unternehmerischen Engagements zielt. Aber auch in

vielen Einzelmalnahmen drickt sich dieser Wandel aus:

- Eher dem partizipativen Gedanken folgen Stadtteilspaziergange (um z. B. Gefahren-
stellen auf dem Schulweg zu erfassen), Spielplatzgestaltung mit Kindern und sonstige
beteiligungsorientierte Planungsverfahren (z.B. Aachen, Fulda, Frankfurt/M., Wrz-

burg).

- Die trageribergreifende Optimierung des Angebotes bei sozialen Infrastrukturen ge-
winnt an Bedeutung. Gleichzeitig wachst das Engagement der Unternehmen, wieder

betriebseigene Einrichtungen aufzubauen (z.B. Erlangen, Kiel).

- Der Einbezug von ehrenamtlicher Tatigkeit findet in verschiedenen Bereichen statt.
Hierzu gehoren zum Beispiel Spielplatzpatenschaften, die Vermittlung von Leihomas,
ehrenamtliche Hausaufgabenbetreuung oder auch Netzwerke von Betreuungsperso-
nen fir Notfalle (z. B. Krankheitsfalle). So férdert z.B. Erlangen ganz gezielt das eh-
renamtliche Engagement durch eine Ehrenamtsbeauftragte, ein jahrliches Fest und
sog. ,Activ-Cards®, d.h. verglnstigte Eintrittspreise fur Ehrenamtler. Bereits seit Mitte
der 1980er Jahre agiert das Wirzburger Informationszentrum fir Kinder, Jugendliche
und Familien (,Kids, Jiz und Fiz*) unter dem Motto Information, Beteiligung, Mitarbeit

(Info Gber Spielangebote, Vermittlung von Mitarbeit im Ferienprogramm etc.).
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2.2.3 Demografie und Umlandwanderung

Auch die Wahrnehmung der stadtentwicklungspolitischen Aufgaben verlauft in langen
Wellen. In den 1980er Jahren hat man sich ausgehend von einem gestiegenen 6kologi-
schen Bewusstsein primar mit der Innenentwicklung beschaftigt. Es folgte gegen Ende
der 1980er bis Mitte der 1990er Jahre ein neuer Wachstumsschub, der vor allem von der
Zuwanderung aus Osteuropa und der deutschen Vereinigung (,Vereinigungsboom®) ge-
tragen war. In beiden Phasen blieb die kontinuierlich verlaufende und vor allem auch von

Familien getragene Suburbanisierung unbeachtet.

Erst seit Mitte/Ende der 1990er Jahre wurde die Umlandwanderung wieder zum Thema.
Die auftkeimende Diskussion Gber den demografischen Wandel und auch die anhaltenden
fiskalischen Note der Kommunen waren dabei ein Bezugspunkt. In vielen Stadten wurden
die Wanderungsbeziehungen analysiert und Wanderungsmotivuntersuchungen durchge-
fuhrt, die vor allem zeigten, dass die eigentums- und einfamilienhausorientierten Mittel-
schichten in das Umland der Stadte zogen (z.B. Mainz, Wirzburg, Hamburg). Dieser Ver-
lust wurde dabei nicht allein familienpolitisch thematisiert, sondern vor allem stadtentwick-

lungspolitisch als fiskalische sowie sozial- und alterstrukturelle Auszehrung der Stadt.

Anfang der 2000er Jahre blieb die konjunkturelle Lage zunachst stabil und viele (insbe-
sondere westdeutsche) Regionen verzeichneten ein Beschaftigungsplus. Angesichts der
hohen Sockelarbeitslosigkeit und der Veranderungen in der Gewerbesteuer blieb die
kommunale Haushaltslage jedoch weiter angespannt. Obwohl die Baukonjunktur bereits
seit 1998 steil nach unten zeigte, blieb der Einfamilienhausbau (zum Teil auch nach ver-
groliertem Baulandangebot) stabil. Damit behielt auch die Umlandwanderung ihre Bedeu-
tung und die fortgesetzte Diskussion zum demografischen Wandel und den davon aus-
gehenden Belastungen sorgte weiter daflir, dass ein ausgeweitetes Angebot an Einfami-

lienhdusern und anderen Wohnformen fiir Familien an der Tagesordnung blieb.

In den letzten Jahren zeichnet sich eine Wende in der Wahrnehmung des Themas ab.
Ausgangspunkt ist eine spurbare Abflachung der Umlandwanderung in vielen Stadtregio-
nen (z.B. Hamburg, Erlangen, Wirzburg). Dies wird einerseits als ein Wandel der Prafe-
renzen in Richtung auf urbanes Wohnen interpretiert (Renaissance der Innenstadt). An-
dererseits ist die rucklaufige Umlandwanderung zugleich Ausdruck der geringen Bauta-
tigkeit und der von manchen Stadten zielgerichtet verbesserten Angebotssituation. In der
einseitigen Wahrnehmung als Wandel der Praferenzen liegt insofern auch das Risiko, die
Dynamik der zukunftigen Umlandwanderung zu unterschatzen und die Verbesserung der

Angebotsverhaltnisse in den Stadten als politische Aufgabe zu vernachlassigen.
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2.2.4 Integration und/oder Humankapital

Seit Mitte der 1990er Jahre hat sich zunachst als Folge einer kaum verarbeiteten Zuwan-
derungswelle eine zunehmende Desintegration und auch raumliche Segregation (insbe-
sondere in den Stadten) eingestellt. Zur Charakterisierung der damit einhergehenden
kleinrdumig oftmals problematischen Situation hat sich der Begriff ,liberforderte Nachbar-
schaften“ etabliert. Das Bund-Lander-Programm ,Soziale Stadt® war eine Reaktion auf
diese Entwicklung. Zugleich hat sich im Bereich der Sozial- und Jugendhilfe eine Sozial-
raumorientierung durchgesetzt (z.B. Kiel, Fulda). In beiden Reaktionen verbirgt sich u. a.
der Versuch, die Schwachen der fachlich segmentierten Verwaltungen durch rdumliche
Blndelung zu Uberwinden. Teilweise hat sich gerade durch die programmatische Forde-
rung nach ressortiibergreifender Zusammenarbeit im Bereich Soziale Stadt die verwal-

tungsinterne Zusammenarbeit insgesamt verbessert und gefestigt (z.B. Wirzburg).

Aber auch nach dem Abebben der Zuwanderung hat das Thema neue Nahrung erhalten.
Die strukturelle und zusatzlich konjunkturell verstarkte Wachstumsschwéache und die da-
mit verbundene Arbeitslosigkeit war dabei ein zentraler Strang, mit dem jedoch viele an-
dere Entwicklungen verwoben sind. So wird mittlerweile das Bildungssystem als ,haus-
gemachter” Teil des Problems erkannt. Darlber hinaus haben die zunehmende internati-
onale Arbeitsteilung und das reduzierte Angebot einfacher Arbeitsplatze Einfluss auf die
Wahrnehmung dieses Themas. Je nach politischer Einfarbung werden die Versuche zur
Reform der Sozialstaates als Teil der Lésung oder aber als Teil des Problems verstan-

den.

Dabei trifft das beschriebene Problembiindel nicht allein, aber in besonderer Weise die
Familien. Die ,Bildungsmisere“ grenzt ganz offensichtlich an die familienpolitischen The-
men. Aber auch die oft zitierten Sozialstatistiken zeigen, dass Kinder und Familien in be-
sonderem Male sozialhilfeabhangig sind und unter die Armutsgrenzen rutschen. Mit der

Zahl der Kinder wachst (statistisch gesehen) das Armutsrisiko. In besonderem Male gilt

dies fur die AIIeinerziehendenhaushalte.2

In der Armuts- und Integrationsdebatte mischen sich immer altruistische Gerechtigkeits-
grundsatze mit einem (aufgeklarten) Selbstinteresse der Mehrheiten. Wahrend die Ge-
rechtigkeitsmotive in ihrer Bedeutung relativ konstant zu sein scheinen, wachst derzeit

eher das Selbstinteresse als Motiv:
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- Der 11. September und andere terroristische Attentate, die Unruhen in den franzdsi-
schen Vorstadten, die anhaltenden Konflikte mit den islamisch gepragten Landern
haben eine Vorstellung vom Konflikt- und Schadigungspotenzial der Parallelwelten
erzeugt, die zusatzlicher Antrieb flr eine (kommunale) Integrationspolitik sind bzw.

sein konnen.

- Die fiskalischen Engpasse lassen traditionelle, primar auf Einkommenstransfers zie-
lende Gerechtigkeitskonzepte an Grenzen stofRen. Hier entsteht eine neue Balance
zwischen ,férdern“ und ,fordern®, die sich zum Beispiel auch in den Zumutbarkeitsre-
geln fur die Gewahrung von Arbeitslosengeld niederschlagt. Auch die Anforderungen

an die kulturelle Integration Gber die Sprache werden nach oben geschraubt.

- Aus der Diskussion der demografischen Entwicklung bekommt die Integrationsdebat-
te eine zusatzliche Facette. Schon heute sind in manchen Berufsfeldern Qualifikati-
onsengpasse sichtbar. In der Zukunft wird der qualifizierte Nachwuchs zur Mangelwa-
re. Dabei entstehen Liicken, die bei fortschreitender Alterung und entsprechend redu-
zierter Mobilitdt kaum durch Zuwanderungen aus anderen Regionen geschlossen
werden kdnnen. Insofern erstarkt das Interesse der ortlichen Wirtschaft, vermehrt die

Bildungsreserven aus der lokalen Bevdlkerung zu mobilisieren.

Die hier beschriebenen Veranderungen sind bislang primar in der politischen Debatte
angekommen, flieBen jedoch noch nicht oder nur ansatzweise in veranderte kommunale
Praktiken ein. Insgesamt muss man jedoch erwarten, dass die Integrationspolitik in den
Kommunen an Bedeutung gewinnt und dass dabei die Familien aufgrund ihrer spurbaren
Benachteiligung und ihrer Bedeutung fur die Zukunft eine besondere Stellung haben
werden. Einige Stadte sind derzeit dabei, ihre Integrationspolitik durch entsprechende

Integrationskonzepte neu zu fassen (z. B. Hamburg, Herford).

2.2.5 Familienpolitik als mittelschichtenorientierte Struktur- und Geburtenpolitik

Eine weitere Facette des Wandels in der Wahrnehmung der Familienpolitik ist die Verab-
schiedung einer fast ausschlief3lich sozialpolitisch gepragten Familienpolitik. Abgesehen
von den Fragen der Grundversorgung mit Infrastruktur war auch die Familienpolitik in der

Vergangenheit primar darauf gerichtet, Einkommenstransfers fur wirtschaftlich schwache

2 Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes bezogen im Jahr 2004 gut 26 % aller allein erziehenden Frauen Sozi-
alhilfe.
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Haushalte und andere Hilfe z. B. in besonders schwierigen Erziehungsfragen zu mobili-

sieren.

Hier sind es vor allem zwei Diskussionsstrange, die derzeit die politische Wahrnehmung

(in den Stadten) verandern:

- Einmal wird die Familienfreundlichkeit der Stadte als eine Facette einer regionalen
Lebensqualitat verstanden, die eine Voraussetzung fur den Zuzug und Verbleib quali-
fizierter Arbeitskrafte ist (z.B. Erlangen, Aachen, Kiel, Wuirzburg). Der intensivere
Wettbewerb der Regionen um eine giinstige Sozial-, Alters- und letztlich auch Qualifi-
kationsstruktur ist die dahinter stehende Triebfeder. Da in der Perspektive der jungen
Haushalte eine besondere Schwierigkeit darin besteht, die Erwerbsbiografie mit der
Familienbiografie in Einklang zu bringen, kann eine Region besonders interessant

sein, die in dieser Hinsicht gute Bedingungen bietet.

- Die besonders hohe Kinderlosigkeit der Akademiker ist in den letzten Jahren immer
wieder diskutiert worden. Mit dem Grad der Ausbildung steigen offenbar die Anreize,
zugunsten einer erfolgreichen Erwerbsbiografie auf die Familiengriindung zu verzich-
ten. Dabei ergibt sich der Verzicht wahrscheinlich ungeplant aus einer mehrfachen
Verzégerung (,nicht der richtige Zeitpunkt‘). Okonomisch gesprochen sind die Oppor-
tunitatskosten der Familiengriindung gerade bei den Akademikern® zu hoch. Dies hat
finanzielle Komponenten (z. B. Einkommenseinbuflen durch Verzicht auf Erwerbsta-
tigkeit bzw. Karriereknick), dartiber hinaus ist dies auch eine Frage der relativen ge-

sellschaftlichen Anerkennung der Kindererziehung.

Im Ergebnis flihren beide Strange dazu, dass die Lebensbedingungen der Mittelschich-
tenfamilien (wie auch immer abgegrenzt) starker in den Mittelpunkt riicken. Die neuen
Regelungen zum Elterngeld weisen zum Beispiel in diese Richtung. Aber auch die Be-
muihungen verschiedener Stadte, die Schullandschaft zu qualifizieren, sind nicht nur eine
Reaktion auf PISA, sondern auch eine Reaktion auf das Bedurfnis der Mittelschichten
nach optimalen Bildungsvoraussetzungen fiir die Kinder (z. B. in Wolfsburg). Auch ein
grolRer Teil der Arbeit in den lokalen Blindnissen flr Familien wird von dieser Zielgruppe

getragen und entspricht folglich auch primar ihren Bedlrfnissen.

3 Es liegt auf der Hand, dass der Begriff ,Akademiker nur die sozialstatistisch gepragte Verkiirzung fir eine aussichts-
reiche Erwerbsbiografie ist. Studien aus Schweden kommen auch zu dem Ergebnis, dass die Kinderlosigkeit nicht nur
mit dem Bildungsrad variiert, sondern vor allem auch mit dem Wirtschafts- bzw. Tatigkeitsbereich und den jeweils spe-
zifischen Arbeits- und Karrierebedingungen.
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2.3 Bandbreite der MaBnahmen und Ziele

Die grob skizzierten Dimensionen des Wandels im Verstandnis familienpolitischer Aufga-
ben in den Kommunen und insbesondere Grof3stadten zeigen, dass es eine Vielfalt von
unterschiedlichen Ansatzpunkten und Orientierungen in der Familienpolitik gibt. Diese

lassen sich grob, aber nicht eindeutig, in drei Kategorien einteilen.

2.4 Bessere Alltagsbedingungen fiir Familien schaffen (Schwerpunkt Kinder-
betreuung)

Abgesehen von einer teilweise rickwartsgewandten Diskussion Uber die Sinnhaftigkeit
einer Fremdbetreuung gibt es in den Stadten einen breiten Konsens lber die Notwendig-
keit zum Ausbau der Kinderbetreuung, um insbesondere die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie zu erhéhen und den Familien Wabhlfreiheiten fir ihre individuelle Lebensfiihrung
zu ermdoglichen. Dabei gibt es zunachst vier Entwicklungsrichtungen, die mit mehr oder

minder groRer Intensitat in allen acht naher untersuchten Stadten verfolgt werden:

Ausweitung der Betreuungszeiten (mehr Ubermittagsangebote, Ganztagsangebote

etc.).

- Ausweitung der Betreuungsangebote fur die verschiedenen Altersklassen (insbeson-

dere Kinder unter 3 Jahren).

- Aufbau von zusatzlichen Angeboten fur besondere Situationen (Ganztagsangebote in

der Ferienbetreuung, Unterstitzung im Krankheitsfall oder bei Dienstreisen).

- Bemihungen zur Qualifizierung (padagogische Konzepte, baulich, Ausstattung) der
Angebote, damit die Betreuungsangebote nicht den Charakter einer bloRen Verwah-

rung haben, sondern die persénliche Entwicklung des Kindes sinnvoll unterstiitzen.

Zur Mobilisierung der zusatzlichen Angebote werden unterschiedliche Wege beschritten.
Die klassischen o6ffentlichen Angebote stofen oft an Grenzen, wenngleich auch hier der
Mitteleinsatz erhdht wird. Insofern findet sich in vielen Stadten ein zunehmendes Neben-
und teilweise auch Miteinander von offentlichen, betrieblichen und ehrenamtlichen bzw.
informellen Angeboten der Selbstorganisation. Der Rahmen fiir die Mischung unter-
schiedlichen Finanzierungs- und Angebotsformen ist in der Regel stark durch die l&nder-
spezifischen Vorgaben beeinflusst. Allein Hamburg verfolgt hier einen fir Deutschland

neuen Weg, indem Betreuungsgutscheine an die Eltern ausgegeben werden und damit
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der Markt ,liberalisiert® wird. Beabsichtigt ist, die Nachfrageseite zu starken, so dass sich
die Angebote flexibler als bisher auf die Bedirfnisse der Eltern/Kinder einstellen. Ent-

sprechende Ergebnisse sind bereits sichtbar.

Zunehmend werden auch die Mdglichkeiten einer quartiersnahen oder stadtteilbezoge-
nen Blndelung von Angeboten der Betreuung und Beratung propagiert und ansatzweise
umgesetzt. Dabei werden auch andere Zielgruppen einbezogen, so dass generationen-
ubergreifende Einrichtungen entstehen. Durch die Blindelung unterschiedlicher Angebote
kommt es dabei auch zu einer Bundelung unterschiedlicher Trager und zu entsprechen-
den Abgrenzungserfordernissen. Auch hierin besteht eine Herausforderung in der Um-
setzung. Bislang wurden diese Ansatze primar mit Blick auf Quartiere der ,Sozialen
Stadt” diskutiert und partiell umgesetzt (z. B. Stuttgart). In Dortmund bestehen seit einiger
Zeit Planungen fir eine flachendeckende Umsetzung. Auch die Modellprojekte ,Familien-
hauser® in NRW (z.B. Aachen), ,Familienzentren“ (Hamburg) und die ,Mehrgenerationen-

hauser (z.B. Mainz, Kiel, Fulda) des Bundes weisen in diese Richtung.

2.4.1 Die Bereitschaft zur Familiengriindung erhéhen

Die oben skizzierten Ansatze, die Alltagsorganisation der Familien zu erleichtern und auf
diesem Wege Wahlfreiheiten flir die Lebensfiihrung und unterschiedliche Arbeitsteilungen
von Mann und Frau zu eroffnen, wirken indirekt auch auf die Motivation zur Familien-
grundung. Denn das Wissen um eine funktionierende Kinderbetreuung erleichtert sicher
die Entscheidung zugunsten der Familiengrindung, insbesondere bei den Paaren, fir die

eine Abwagung zwischen Beruf und Familie eine zentrale Bedeutung hat.

Allerdings spielen in die Kinder-Entscheidung viele andere Faktoren hinein. Einige Fakto-
ren sind kaum zu beeinflussen, weil sie in der individuellen Psychologie und dem Ver-
standnis der Partnerschaft begriindet liegen. Andere Rahmenbedingungen kdénnen je-
doch dazu flihren, dass innerhalb dieser Quasikonstanten die Entscheidung fir Kinder

leichter fallt. Auch hier setzten die Stadte jeweils an.

Die offentliche Debatte Uber Kinder- und Familienfreundlichkeit wird dabei auch als
Selbstzweck verstanden. Denn sie fuhrt zu einer gesellschaftlichen Aufwertung der El-
ternschaft und der Erziehungsleistung. Angesichts der zunehmend individuellen Lebens-
formen geht es dabei gleichzeitig darum, gesellschaftliche Offenheit fur unterschiedliche
Modelle der Eltern- und Partnerschaft zu verdeutlichen. Eine Einengung auf festgelegte

(traditionelle) Rollenmodelle und Lebensformen wirde die veranderte Lebenswirklichkeit
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ignorieren und letztlich die Kinderlosigkeit starken. So wie der latent drohende Vorwurf,
.,Rabenmutter® zu sein, die Fremdbetreuung in ein schlechtes Licht riickt und damit die

Vereinbarkeit von Beruf und Familie in Frage stellt.

Eine Verschiebung der gesellschaftlichen Wahrnehmung in Richtung ,Kinder erwinscht*
kann aber auch durch recht konkrete Ma3nahmen unterstutzt werden. Diese MalRnahmen
zu propagieren, liegt von daher auch im Interesse einiger Stadte. Dies kann zum Beispiel
die Entwicklung einer kinderfreundlichen Hausordnung sein (z.B. Aachen), die Verwaltern
und Eigentiimern empfohlen wird. Darlber hinaus kénnen die Betreiber von 6ffentlichen
Einrichtungen (z. B. Museen, Verkehrsbetriebe) oder auch Restaurants durch Beratung
angeregt werden, mehr auf die Bedirfnisse von Kindern und Familien einzugehen. Auch
Lehrangebote fir Kinder an der Universitat (,Kinderuni“ z.B. Wirzburg, Freiburg, Frank-
furt/M., Berlin, Kindermuseum Fulda etc.) und die Kieler Initiative, dass samtliche Grund-
schulkinder der Stadt das Segeln lernen, sind 6ffentlichkeitswirksame Ideen, die Kinder in

der Stadt starker in das Bewusstsein ricken.

In der Wahrnehmung der Stadte kommt dem Thema einer ,Familienfreundlichen Arbeits-
welt* eine besondere Bedeutung zu. Auch hier ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
das zentrale Anliegen. Dabei geht es einmal um die Frage, ob ein zeitweiser Ausstieg in
die Elternzeit Nachteile fir die berufliche Weiterentwicklung hat (Karriereknick). Dies
wilrde die Bereitschaft zur Elternschaft untergraben. Damit sind einerseits Regelungen
fur den Ausstieg, Wiedereinstieg (Arbeitszeitregelungen) und auch fir die Fortbildung
zwischendurch angesprochen. Wichtig ist dariber hinaus auch das Betriebsklima. Hier
entscheidet sich, ob der einzelne Mitarbeiter das Gefiihl hat, dass seine familienbedingte
Abwesenheit oder reduzierte Flexibilitat von den Kollegen/internen Konkurrenten ausge-
nutzt wird oder wohlwollend mitgetragen wird. Viele Stadte versuchen hier als Arbeitge-
ber mit gutem Beispiel voranzugehen oder auch in Kooperation mit in dieser Hinsicht fort-
schrittlichen Unternehmen entsprechende Mallhahmen zu entwickeln und zu propagie-
ren. So fordert z.B. die Stadt Erlangen flexible Arbeitszeiten, Telearbeitsplatze und beruf-
liche WeiterbildungsmalRinahmen wahrend der Elternzeit, weist bei Stellenanzeigen aus-
drucklich auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie hin und I&dt sich in Erziehungszei-

ten befindliche Mitarbeiter persénlich zum Wiedereinstieg in den Beruf ein.

2.4.2 Den spezifischen Wettbewerbsnachteil der Stadte ausgleichen

Die dritte und in dieser Studie wohl wichtigste Zieldimension besteht darin, die Abwande-

rung von Familien in das Umland abzuschwachen. In dieser Abwanderung drickt sich
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aus, dass die Stadte und insbesondere die Grof3stadte in der Wahrnehmung der Familien

einen Wettbewerbsnachteil gegentiber den Umlandstandorten haben.

Nachdem eine groRe Zahl von Stadten Wanderungsmotivuntersuchungen durchgefiihrt
hat, besteht weitgehend Konsens, dass die Verfiigbarkeit und die Preise flr familienge-
eignete Wohnungen der Hauptabwanderungsgrund sind. Dabei steht der Wunsch nach
dem Einfamilienhaus im Vordergrund, das allerdings unterschiedliche Auspragungen ha-
ben kann (vom freistehenden Haus bis zum urbanen Stadthaus). Unterschiede ergeben
sich zwischen den Stadten aufgrund der jeweils spezifischen Ausgangssituation, wobei
die Attraktivitat der stadtebaulichen Strukturen und die Preisunterschiede zum Umland
ausschlaggebend sind. In allen Studien kommt zum Ausdruck, dass der Uberwiegende

Teil der Abwanderer den Verbleib in der Stadt vorgezogen hatte.

Die Reaktionen der Stadte auf die gemeinsame Erkenntnis sind jedoch unterschiedlich.
Generell wurde der Einfamilienhausanteil in den Wohnungsbaufertigstellungen erhoht,
zum Teil wurde dabei das Spektrum der angebotenen Objekte verbreitert (z. B. Aachen,
Fulda, Mainz, Karlsruhe). Die Intensitat, mit der die Erkenntnisse in die Baulandpolitik

einflieen, ist jedoch unterschiedlich (siehe hierzu Kap. 3.5).

Ein anderer Ansatz zeigt sich in Wolfsburg. Hier ist das Gefélle im Wohnungsmarkt nicht
zuletzt aufgrund des bisherigen baulandpolitischen Engagements weitgehend eingeeb-
net. Stattdessen setzt man in Wolfsburg an den Vorteilen einer Grof3stadt im Bereich der
Infrastruktur an. Die dichte Angebots- und Tragerlandschaft mit einer inhaltlichen Vielfalt
soll starker als bisher ausdifferenziert werden und als Wettbewerbsvorteil genutzt wer-
den.” Fiir die Familien mit Schulkindern ergibt sich so zum Beispiel der Vorteil, aus unter-
schiedlichen Schulangeboten mit jeweils besonderen padagogischen Konzepten wahlen

zu konnen.

2.5 Erfolgsbedingungen und Steuerung der kommunalen Familienpolitik

2.5.1 Personliches Engagement und Querschnittsorientierung

Familienpolitik ist Querschnittspolitik. Es gibt nicht den ,einen® zentralen Ansatzpunkt zur

Erhéhung der Familienfreundlichkeit. Da die Verwaltung nach Fachressorts organisiert

4 Dies Thema wird in einem gesonderten Teilgutachten vertieft.
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ist, besteht immer die Gefahr, dass Querschnittsthemen in den Ritzen der Ressortgren-
zen verloren gehen. Insofern erfordert die Familienpolitik einen ressortubergreifenden
Ansatz. Wie die Beispielstadte zeigen, muss dies nicht immer mit einer Verankerung
beim Oberblirgermeister verbunden werden, wenngleich dies vorteilhaft erscheint. Die
grofiten Fortschritte wurden in den Stadten erzielt, in denen sich der Oberbirgermeister

personlich fir das Thema engagiert (z.B. Erlangen, Kiel, Fulda, Wirzburg).

Das Wesen der Querschnittsorientierung liegt darin, in engem Dialog mit den umset-
zungsorientierten Fachressorts familien- und kinderspezifischen Belangen Beachtung zu
verschaffen und entsprechende Projekte in den Fachressorts anzuregen. In den hier un-
tersuchten Stadten wurde hierzu in der Regel eine, je nach Stadt unterschiedlich ausges-
tattete, Koordinierungsstelle eingerichtet (z.B. Frankfurt/M.: Kinderbiro mit 8 Mitarbei-
tern). Wenn in der Querschnittsorientierung etwas erreicht werden soll, ist die Koordinati-
on im Sinne einer Vermeidung von Reibungsverlusten zu wenig. Familienpolitisch voran
zu kommen, bedeutet dann vor allem im Dialog mit den Zustdndigen neue Maflinahmen
zu entwickeln. Dies erfordert nicht nur den Rickhalt ,von oben®, sondern in der Alltags-
kommunikation mit den Fachressorts vor allem die nétige Sensibilitat fur die Belange des
jeweiligen Ressorts. Eine querschnittsorientierte Koordinierungsstelle darf nicht als ,Auf-
passer” oder als verlangerter Arm des Oberblrgermeisters wahrgenommen werden, um
erfolgreich zu sein. Auf der anderen Seite ist jedoch die Nahe zur Spitze wichtig, um die
Bedeutung des Themas nach Innen und nach Auf3en zu dokumentieren oder im Konflikt-
fall Entscheidungen herbeifiihren zu kdnnen. Auch sichert die Einrichtung einer Stabstelle
die nétige Unabhangigkeit von einzelnen Ressorts und Neutralitat (Bsp. Erlangen, Wirz-

burg, Kiel).

Aus der Mittlerstellung zwischen Stadtspitze und Fachressorts entsteht die zentrale Auf-
gabe der Koordinierungsstellen. Dabei sind die gefragten Qualitdten kaum in einer einfa-
chen Stellenbeschreibung festzuhalten. Die resultierende Gratwanderung erfordert nicht
nur fachliche, sondern in der Moderation, Kommunikation und Motivation der Beteiligten
vor allem auch persdnliche Qualifikationen. Entscheidend ist dabei, dass ein hohes fach-
lichen Engagement und Durchhaltevermégen trotz der Nahe zur Stadtspitze als sachori-
entiert erkennbar wird. Kleinere Stadte profitieren hier von einer grofleren Nahe der ein-
zelnen Ressorts zueinander. Der kurze Dienstweg ermdglicht dort weitaus einfacher eine
fachubergreifende Abstimmung und Koordination als in gro3en und weniger Uberschau-

baren Verwaltungen.
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2.5.2 Strategische Fokussierung und Einsatz von Steuerungs- und Evaluations-
techniken

Schon die Bedeutung des persdnlichen Engagements der Stadtspitze bzw. des Oberbir-
germeisters verdeutlicht, dass schon aus Kapazitatsgriinden an dieser Stelle eine strate-
gische Fokussierung oder Konzentration erforderlich ist. Dies ist im kommunalpolitischen
Alltag eine besondere Schwierigkeit, denn es gibt immer eine Vielzahl von Interessen und
Gruppen zu bedienen, so dass eine Neigung entsteht, eine groRe Vielfalt von Zielen (zum
Teil trotz innerer Widerspriiche zwischen den Zielen) gleichberechtigt nebeneinander zu
stellen. In den untersuchten Stadten wird demgegentiber deutlich, dass eine klare strate-
gische Fokussierung auf ein Thema (hier Familien) fast zwingend ist, um wirklich ge-
meinsame Anstrengungen Uber die Grenzen von Politik und Verwaltung bis hin zu exter-
nen Akteuren zu erzeugen und im Ergebnis spirbare Veranderungen einzuleiten. Dort,
wo die strategische Fokussierung in den Untersuchungsstadten bislang nicht ausreichend
erkennbar ist, wird sie von den interviewten Protagonisten der Familienpolitik eingefordert
(z. B. Aachen).

Die strategische Fokussierung kann je nach Stadt ganz unterschiedliche Auspragungen
annehmen. In den kleineren Gro3stadten findet sie vor allem in den Kopfen des Stadt-
oberhauptes statt. Auch im Sinne der Steuerung reicht es offenbar, wenn der Oberbr-
germeister hier durch sein persénliches Engagement konsequent eine familienpolitische
Linie verfolgt. Dieser Eindruck ist insbesondere in Erlangen und Kiel entstanden. In den
kleineren GroRstadten ist das Eigenleben der Verwaltungen und politischer Strémungen
(zumindest bei einigermalien zuverlassigen Mehrheiten) scheinbar noch ohne abstrakte
Steuerungstechniken zu beherrschen. Allerdings kommen auch hier Steuerungstechniken
zum Einsatz. Dabei reicht offenbar die Verbindlichkeit konkreter Vereinbarungen, die un-
ter Vorsitz des OBs in den Dienstbesprechungen erzielt wurden. Die Steuerung erfolgt
durch konsequentes Nachverfolgen und Nachhalten in den Folgeterminen (z. B. Erlan-
gen, Fulda, Hamburg). Einfache Monitoringsysteme sollten dabei die Fortschritte oder
auch entstehende Schwierigkeiten dokumentieren, wie dies zum Beispiel in Kiel auf der

Basis eines Indikatorenkatalogs erfolgt.

Mit der StadtgroRRe entsteht eine politische und administrative Unlbersichtlichkeit, in der
sich ein Eigenleben entfalten kann, so dass der gemeinsame Nenner (Familienpolitik)
sich nicht ohne weiteres durchsetzen kann. Hier setzt die strategische Fokussierung Vor-
arbeiten und besondere Arbeitstechniken voraus. Hierzu gehért der Prozess einer quer-
schnittsorientierten Zielfindung (mit den dazugehdrigen Instrumenten/Malinahmen), die

darauf basierende Entwicklung von Zielvorgaben und schlieBlich die Kontrolle der Zieler-
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reichung, was wiederum eine Operationalisierung und den Aufbau entsprechender Moni-
toringsysteme erfordert. Mit dem Aufbau eines solchen Monitoringsystems ist zurzeit der
Vergleichsring der Kommunalen Gemeinschaftsstelle fur Verwaltungsvereinfachung

(KGSt) beschaftigt, an dem u.a. die Stadte Erlangen, Kiel und Wolfsburg teilnehmen.

2.5.3 Externe AnstoRe kompensieren Selbststeuerungsdefizite

Die kommunale Familienpolitik ist nicht losgeldst von der gesellschaftlichen familienpoliti-
schen Debatte zur Familienpolitik. Das kommunale Engagement leitet sich vielfach hier-
aus ab. Allerdings scheinen die AnstdlRe aus diesen Debatten vielfach nicht auszurei-
chen, um tatsachlich Veranderungen einzuleiten. Mit Ausnahme der groRen GroR3stadte
(Frankfurt/M. und Hamburg) und der seit langem familienpolitisch orientierten Stadt Fulda
(allerdings hatte auch hier das Internationale Jahr des Kindes 1979 eine verstarkende
Funktion) waren jeweils externe Anst6Re als Ausloser fir ein besonderes familienpoliti-

sches Engagement (mit)entscheidend. Hierzu zahlen:

- Landes- oder Bundeswettbewerbe zum Thema Familien- und Kinderfreundlichkeit
(nicht zuféllig sind mit Aachen und Wurzburg zwei der im Rahmen dieser Studie aus-
gewahlten Stadte Sieger eines entsprechenden Bundeswettbewerbs in den neunziger
Jahre),

- Realisierungswettbewerbe und Modellvorhaben so wie der in 2006 durchgefuhrte
Bundeswettbewerb zum Aufbau von Mehrgenerationenhausern (Bsp. Mainz) oder der
Wettbewerb zur modellhaften Erprobung von Familienzentren in NRW (Bsp. Aachen).
In diese Richtung kénnen auch die ExXWoSt-Vorhaben des BMVBS/BBR bei entspre-

chender Schwerpunktsetzung wirken.

- Sonstige Bundes- und Landesinitiativen wie die Lokalen Blndnisse fir Familien, die
im Grundsatz nur eine Programmatik liefern und geringfligige Unterstiitzungsleistun-

gen in Organisationsfragen mobilisieren.

- Rankings (z.B. in o6ffentlichkeitswirksamen Zeitschriften) oder interkommunale Ver-
gleichsringe/Benchmarks (z.B. Erlangen, Kiel), die im ginstigen Fall auf vorhandene
Starken aufmerksam oder im ungunstigen Fall entsprechenden Nachholbedarf sicht-

bar machen (z. B. Kiel).

- Gesetzliche Vorgaben wie zum Beispiel der Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-

platz oder die flachendeckende Einfihrung von Ganztagsschulen.
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- Studien, welche mit ihren Ergebnissen neue Denk- und Sichtweisen etablieren (z.B.

Mainz).

- Wechsel und/oder sonstige individuelle Ausldser fir eine Neuorientierung in der poli-

tischen Spitze (z.B. Kiel)

Diese externen Anstdfie wirken besonders gut, wenn sie auf eine latente Bereitschaft
zum Engagement stol3en, die auf der Basis bisheriger kommunalpolitischer Diskussionen
entstanden ist (z.B. Kiel). Die insgesamt hohe Bedeutung der familienpolitischen Mobili-
sierung von Aullen offenbart jedoch eine gravierende Schwache der Stadte. Offenbar
reicht die eigene analytisch-konzeptionelle Kraft haufig nicht aus, spezifische Schwachen
zu erkennen, hieraus Ziele und schlie3lich auch umsetzbare MaRnahmen abzuleiten. Die
Selbststeuerungskrafte selbst mittlerer Grol3stadte sind offenbar unzureichend. Die Stad-
te beklagen auch einen eklatanten Mangel an Raum und Personal fiir die fundierte Aus-
einandersetzung mit Fragen der Stadtentwicklung. Umso wichtiger sind das persénliche

Engagement von Einzelnen und die AnstdRe von Aulden.

2.5.4 Externe Partner und schnelle Erfolge

Die Familienpolitik ist wie viele andere Politikfelder heute auf externe Partner angewie-
sen. Dies kann — wie die Erfahrungen aus den untersuchten Stadten zeigen — ganz un-

terschiedliche Formen und Funktionen annehmen:

- Externe Partner kénnen die Stadte herausfordern, indem sie 6ffentliches Engagement

einfordern und auf wichtige Zusammenhange aufmerksam machen

- Externe Partner kénnen sich im eigenen Interesse engagieren und Mallnahmen mitfi-

nanzieren oder ideell mittragen (Unternehmenssponsoring, Schirmherrschaften etc.).

- Externe Partner kdnnen letztlich durch den Aufbau familienfreundlicher Strukturen (z.

B. Work-Life-Balance, Kindereinrichtungen) mit gutem Beispiel vorangehen.

Die Programmatik der lokalen BUndnisse fur Familie zielt in besonderer Weise in diese
Richtung. Dies spiegelt sich in unterschiedlicher Intensitat in allen untersuchten Stadten
wider. Der Einbezug externer Partner ermdglicht und zwingt zugleich zu schnellen Erfol-
gen, denn ohne absehbare Erfolge ist die freiwillige Mitarbeit Externer nicht zu mobilisie-
ren. Auf der anderen Seite ist die Arbeitsweise von beteiligten Unternehmen oft zielge-

richteter und umsetzungsorientierter als die Arbeitsweise der Kommunalverwaltung.
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2.5.5 , Marktforschung“ zu familienspezifischen Themen

In allen Stadten hat sich gezeigt, dass konkrete empirische Studien zur Lebenssituation
und den Winschen der Familien eine hohe Bedeutung fur die Mobilisierung und die kon-
zeptionelle Ausrichtung der Familienpolitik haben kénnen. So waren die Wohnungs-
marktstudien in Mainz oder Aachen Ausgangspunkt einer Neuausrichtung der woh-
nungsmarktorientierten Stadtplanung. Ein ahnlicher Stellenwert wird entsprechenden
Studien in Hamburg und Kiel beigemessen. Besonders die haufig durchgefihrten Wande-
rungsmotivuntersuchungen haben mit Blick auf die Familien eine besondere Wirkung

gezeigt.

Aber auch die Bedarfsermittlung fiir familienspezifische Dienstleistungen (z. B. Offnungs-
zeiten von Betreuungseinrichtungen, Akzeptanz padagogischer Konzepte, Erfahrungen
und Bewertung von vorhandenen Angeboten) oder auch umfassende Befragungen zur
Lebenssituation (z. B. kommunale Familienberichte) haben — wenn es denn entspre-
chende Ergebnisse gab — jeweils einen hohen Beitrag zur Politikformulierung geleistet.
Oft beklagten die befragten Verwaltungsexperten, dass keine Mittel fir derartige Analy-
sen mobilisiert werden kdénnen. Insofern sind die Stadte auch hier oft auf externe Partner
angewiesen. Lediglich wenn ein Thema eine hohe politische Brisanz erreicht hat, kénnen

die erforderlichen Haushaltsmittel mobilisiert werden.

2.6 Das Wohnen im Kontext der kommunalen Familienpolitik

Das folgende Kapitel wird an dieser Stelle bewusst knapp formuliert, weil es zugleich ein
Kernbestandteil der Hauptstudie ist und dort die wohnungspolitischen Ansatze umfas-

sender dargestellt werden, um ihnen in ihrer Reichweite gerecht zu werden.

2.6.1 Wohnungspolitik ist in der kommunalen Familienpolitik unterreprasentiert

Gemessen an dem relativ umfassenden familienpolitischen Engagement bleibt das The-
ma familienfreundlicher Wohnungsmarkt in der kommunalen Praxis recht unbedeutend.
Auch in der groRen Zahl von lokalen Bindnissen finden sich nur wenige Ansatze zum
Thema Wohnen, was in eklatantem Widerspruch zur Bedeutung des Themas steht. Denn
in entsprechenden Umfragen wird dem Thema von den Familien in der Regel eine hohe

oder gar héchste Bedeutung eingerdumt (z.B. Mainz).
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Allerdings sperrt sich das Thema Wohnen zumindest partiell gegen die dominant partner-
schaftlichen und zivilgesellschaftlichen Ansatze in der Familienpolitik. Da Wohnungspoli-
tik in hohem MaRe mit klassischen hoheitlichen Aufgaben (z. B. Baugenehmigungen,
Bebauungsplane, Richtlinien im Rahmen der Wohnungsbauférderung) zu tun hat, denen
im Einzelfall komplexe Abwagungen zugrunde liegen, sind hier in hherem Male die tra-
ditionellen Entscheidungswege und Entscheidungsorgane gefordert. Normalerweise sind
diese Verfahren zudem sehr langwierig, so dass sie nicht geeignet sind fir eine Behand-
lung in informellen, zivilgesellschaftlichen Strukturen wie z.B. den lokalen Bindnissen fir
Familie. In Einzelfallen — z.B. bei einem erhéhten Handlungsdruck durch eine besonders
starke Umlandwanderung — werden unkonventionelle Ideen wie in Kiel umgesetzt, wo mit
zwei Nachbargemeinden nach dem Vorbild interkommunal geplanter Gewerbegebiete ein
Neubaugebiet realisiert wird. Kosten und anfallende Steuereinnahmen werden hier zu je

einem Dirittel geteilt.

Das stadtische Wohnungsangebot ist das Ergebnis von Bewirtschaftungs- und Investiti-
onsentscheidungen, die mit recht langem Zeithorizont getroffen werden. Entscheidend
sind die Renditeuberlegungen des Eigentimers bzw. Investors sowie der rechtliche
Rahmen. Da die Investitionen eines Jahres immer nur punktuell den Gesamtbestand be-
einflussen, sind lange Fristen erforderlich, um eine spirbare Veranderung des Woh-
nungsangebotes einer Stadt zu erzeugen. Mit Ausnahme der Stadt Fulda, die seit vielen
Jahren eine kommunale Zwischenerwerbsstrategie umsetzt und geniugend Wohnbau-
landreserven vorhalt und evtl. Hamburg, die eine klare Wachstumsstrategie verfolgen,
lassen sich bislang jedoch in den meisten untersuchten Stadten keine entsprechende

Langfriststrategie zur Beeinflussung des Wohnungsmarktes beobachten.

2.6.2 Kommunale Wohnungspolitik bleibt in Einzelprojekten verhaftet

Die Stadte agieren wohnungspolitisch und stadtplanerisch in der Mehrzahl auf der Ebene
von Einzelprojekten, wobei hier in den vergangenen Jahren ein Ubergang zu familienori-
entierten Neubauangeboten stattgefunden hat (z.B. Mainz, Erlangen, Aachen, Wirz-
burg). Auch der Umbau von Bestandssiedlungen wird zwar von vielen Gesprachspartnern
als ein wichtiges Thema beschrieben, hat jedoch in der kommunalen planerischen Praxis
bislang kaum eine Bedeutung. Auch hier sind es punktuelle MalRnahmen, die in der Regel

Wohnungsgesellschaften im eigenen Interesse beginnen.

Die in Einzelprojekten verhaftete Wohnungs- und Baulandpolitik hat verschiedene Ursa-

chen. Zum Teil bleibt ein stadtplanerisches Denken dominant, das die gestalterischen
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Aufgaben im Einzelfall als alleiniges Ziel begreift. Zum Teil sind es aber auch politische
Grenzen, die immer wieder dazu flhren, dass baulandpolitische Zielsetzungen aufgrund
der damit verbundenen Konflikte (Okologie, Nachbarschaften, Finanzierung) nicht konse-
quent formuliert und verfolgt werden. Aber auch innerhalb dieser Grenzen gibt es in den
Stadten Versuche, aus den Einzelprojekten heraus gesamtstadtische Wirkungen zu ent-

falten:

- Bei entsprechender GrofRe kénnen Einzelprojekte splrbar das Preisniveau im Ge-
samtmarkt beeinflussen. Das haben die groRen Entwicklungsmaflinahmen wahrend
der neunziger Jahre in Freiburg gezeigt. Auch die groRen MaRnahmen in Erlangen

und Fulda sind hierzu geeignet.

- Zum Teil werden die Einzelprojekte (wie z. B. in Mainz, Erlangen oder Aachen) auch
gezielt genutzt, um neue qualitative Standards am Markt zu etablieren. Dies ist jedoch
mit erheblichem Aufwand verbunden, der weit Gber das Ubliche Mal} hinausgeht. So
werden zum Beispiel besondere Werkstattverfahren (Wirzburg), Planungsseminare
(Fulda), Gestaltungsbeirate (Erlangen), aufwandige Einzelberatungen von Bauherrn
(Mainz) oder auch begleitende Ausstellungen (Aachen) durchgefiihrt. Auch Uber die
Begleitung von Baugruppen verknlpft sich u.a. die Hoffnung, neue Standards am
Markt zu etablieren (z.B. Hamburg). In der Einschatzung der Gesprachspartner sind
diese Verfahren zwar geeignet, neue Qualitaten im Einzelfall auf den Weg zu bringen,
muassten jedoch Uber mehrere Baugebiete durchgehalten werden, um marktwirksam
zu werden. Hier setzen Zweifel an, wenn die kommunale Politik diese Verfahren nicht
ohne weiteres mit tragt und weil sie einen zusatzlichen Personalaufwand bedeuten,
der im Kontrast zu den dauerhaften Einsparbemiihungen in den Kommunalverwal-

tungen steht.

Insgesamt krankt die familienorientierte wie auch die anderweitig orientierte Wohnungs-
politik noch an einem nicht bewaltigten Wandel. Bislang wurden wohnungspolitische Ziel-
setzungen hauptséachlich Gber Subventionen zu erreichen versucht. Eine Marktstrukturpo-
litik, die sich systematisch der Marktkrafte bedient, um wohnungspolitische Ziele mit we-
nig oder gar ohne Subventionen zu erreichen, steht noch an den Anfangen und muss
sich dartber hinaus auch mit eventuell bescheideneren Zielen und langfristigeren Vorge-
hensweisen zufrieden geben. Wie eine kommunale familienorientierte Wohnungspolitik in
Zukunft aussehen kann und welcher Instrumente sie sich bedienen kann, wird in der

Hauptstudie zu diskutieren sein.
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3. Fallstudien

3.1 Aachen

3.1.1 Entwicklung der Familienpolitik

Familienpolitik hat in Aachen eine lange Tradition. Es existiert bereits seit langer Zeit eine

Vielzahl von EinzelmaRnahmen.

Beispielsweise verleiht die Stadt Aachen seit 1992 jahrlich das Pradikat ,Kinderfreund-
lich“, welches in 2006 durch das Pradikat ,Familienfreundlich“ abgeldst wurde. Ausge-
zeichnet werden Vereine, private Initiativen oder Geschéfte, die sich aktiv fir eine ver-

besserte Lebensqualitat von Kindern und Familien einsetzen.

Bereits seit 1992 gibt es in Aachen einen kommunalen Kinderbeauftragten bzw. die Kon-
taktstelle fur Kinder. Die Stelle wurde nach der Verabschiedung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes von 1990 eingerichtet und soll die Wiinsche und Bedirfnisse von Kindern in
der Stadt vertreten und diesen als Anlaufstelle dienen. Gleichzeitig wurde aufgrund die-
ses Bundesgesetzes auch ein Unterausschuss ,Kinderfreundliches Aachen® des Jugend-
hilfeausschusses gegriindet, welcher z.B. eine kinderfreundliche Hausordnung in Wohn-
anlagen einfuhrte und die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an Stadtentwick-

lungsprozessen sicherstellte.

In diesem Zeitraum zeichnete sich Familienpolitik in Aachen vor allem durch die kinder-
freundliche Gestaltung der Innenstadt (z.B. Spielpunkte im Strallenraum, vernetzter
Radwegeplan unter Beteiligung von Kindern) und des Wohnumfeldes sowie durch ein

dichtes Netz an sozialer Infrastruktur fiir Kinder und Familien aus.

Ein Ratsbeschluss legte dartiber hinaus fest, dass kommunale Grundstiicke an Familien
mit Kindern glinstiger abzugeben sind. Diese Sozialrabatte richten sich nach dem Brutto-
jahreseinkommen der Familien und umfassen einen Abschlag von 10% je Kind auf den

Grundstuickspreis.

Bis Mitte der 1990er Jahre war jedoch jeder Fachbereich selbst verantwortlich fir die

Unterstutzung von Familien, ein Ubergeordnetes familienpolitisches Konzept gab es bis
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dahin noch nicht. Aufgrund dieser fehlenden Abstimmung war sich die Stadt zu dieser

Zeit aber auch noch nicht bewusst Uber den Umfang ihrer familienpolitischen Aktivitaten.

Ausléser fur den Beginn der eigentlichen konsistenten Familienpolitik in Aachen war die
Bewerbung im Rahmen des Bundeswettbewerbs ,Kinder- und familienfreundliche Ge-
meinde“ des Bundesministeriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Jahr
1996/1997. Zu diesem Anlass wurden erstmals alle familienrelevanten Malknahmen der
Stadt zusammengetragen. Aachen erhielt insbesondere aufgrund seiner integrierten
Siedlungsentwicklung in den Bereichen Wohnumfeldgestaltung, Wohnungs- und Ver-
kehrspolitik den ersten Platz. Dieses Zusammentragen aller stadtischen Mallnahmen fir
Familien und die Auszeichnung setzten den entscheidenden Impuls flir ein neues famili-

enpolitisches Bewusstsein und weitere abgestimmte MalRnahmen in den Folgejahren.

Nachdem im Jahr 1996 der bundesweite Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz
eingefuhrt wurde, war Aachen bestrebt, als eine der ersten Stddte in NRW diesen
Rechtsanspruch umzusetzen, indem kurzfristig ein Investitionsprogramm fiir Kinderta-
gesstatten realisiert wurde. Dies war weniger eine Reaktion auf einen spezifischen Man-
gel — da die Ausgangsversorgung bereits gut war — als vielmehr eine kommunalpolitische

Zielsetzung als familienfreundliche Stadt.

Ein im Jahr 1997 durchgefiihrtes extern vergebenes Gutachten® zur bisherigen und zu-
kiinftigen Wohnungsmarktentwicklung zeigte die Folgen der demographischen Entwick-
lung auf und war Grundstein zahlreicher Veranderungen in der Wohnungs- und Bauland-
politik. Die Verhinderung der Abwanderung von Familien gewann an Bedeutung. So wur-
de 1998 ein Handlungsprogramm Wohnungsbau verabschiedet und auf Initiative der
Wohnungsbauférderungsanstalt NRW eine kontinuierliche kommunale Wohnungsmarkt-
beobachtung eingefiihrt. 1999 wurde ein Baullickenprogramm im Stadtentwicklungsaus-
schuss verabschiedet. Im Ergebnis soll die Wohnraumversorgung insbesondere fur Fami-
lien verbessert werden. Aktuell ist ein Baulandmanagementbeschluss — das sog. ,25er
Modell“ — geplant (vgl. Kapitel 3.1.4), welches der Stadt mehr Flexibilitdt bei der Versor-

gung von Zielgruppen wie Familien ermdglichen soll.

Insgesamt wurde Ende der 1990er Jahre die gesellschaftliche Diskussion um den demo-
graphischen Wandel auch in den kommunalen Parteien stark diskutiert. In diesem Zu-

sammenhang erhielt das Thema Familie weiter Vorschub. Insbesondere der Aspekt der

5  GEWOS: Aachen. -Wohnungsbedarfsanalyse und —prognose bis 2015. Hamburg 1997.
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Kinderbetreuung in Kindertagesstatten und damit die Verbesserung der Alltagssituation
von Familien wurde wichtiger. In jungster Zeit gewinnen dabei vor allem die Themen of-
fene Ganztagsschule und Ausbau der Versorgung von Kindern unter 3 Jahren an Bedeu-

tung.

Im Jahr 2002 wurde schlieBlich ein Leitbild 2020° vom Stadtrat verabschiedet. Neben
anderen auf Europa und Bildung/Wissenschaft gerichteten Zielen wird auch explizit die

Steigerung der Attraktivitat der Stadt fir Familien genannt.

Als Folge der auf den 1997 gewonnenen Wettbewerb stattgefundenen und der den Leit-
bildprozess begleitenden Diskussionen wurden Kriterien fur Kinder- und Familienfreund-
lichkeit im Stadtebau entwickelt. Nach kontroversen Diskussionen tber die Definition und
eine praxisorientierte Operationalisierung und die Frage, ob ein neues Regelwerk wirklich
notwendig sei, erfolgte 2003 ein entsprechender Ratsbeschluss zur Einfuhrung dieser
Kriterien. Zunachst gab es eine Erprobungsphase, in der sich einige Kriterien als zu starr
erwiesen und in der nicht alle Akteure Uberzeugt werden konnten. Derzeit werden die
Kriterien deshalb Uberarbeitet und aktualisiert und um kriminalpraventive Aspekte er-

ganzt.

Nach dem Regierungswechsel im Anschluss an die Kommunalwahlen 2004 wurde auch
in der Koalitionsvereinbarung der beiden neuen Regierungsparteien die Forderung von
Familien und eine aktive Bodenvorratspolitik festgeschrieben. Seitdem sind auch die en-
ge Zusammenarbeit der verschiedenen Ressorts und eine gegenseitige Abstimmung

insbesondere die Familienpolitik betreffend selbstverstandlich.

Vor dem Hintergrund dieser vorausgegangenen Diskussionen und Aktivitdten traf die
bundesweite Initiative ,Lokale Bundnisse flr Familien“ des Bundesministeriums fur Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend auf fruchtbaren Boden und flhrte schlieRlich auch in
Aachen 2005 zur Grindung eines entsprechenden Blndnisses fur Familien’. Dieses ver-
lieh der Familienpolitik in Aachen einen erneuten Schub und brachte alle unterschiedli-

chen gesellschaftlichen Akteure zu diesem Thema an einen Tisch.

6 Stadt Aachen: Europa. Eine Stadt macht Zukunft. Aachen. Leitbild 2020. Aachen 2002. Online unter:
http://www.aachen.de/de/stadt buerger/pdfs stadtbuerger/pdfs ap/leitbild2020.pdf (11.10.2007)

7 Stadt Aachen (2007): Lokales Biindnis fiir Familien in Aachen.
http://www.aachen.de/DE/stadt buerger/familie/buendnis_familie/buendnis_familie ac.html (11.10.2007)
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Mittlerweile geht die Stadt auch selbst als gutes Beispiel voran. Sie wurde 2006 von der
Hertie-Stiftung als familienfreundlicher Arbeitgeber zertifiziert und hat drei Jahre Zeit fir
die Umsetzung weiterer Manahmen und eine erneute Uberpriifung. AuRerdem umfasst
der Aufgabenbereich aller leitenden Angestellten heutzutage auch die Forderung von
Familien, was bereits in den Stellenausschreibungen formuliert wird. Auch im stadtischen
Haushalt spiegelt sich die Prioritatensetzung wider: Trotz Haushaltssanierungszwang gibt
es einen Ratsbeschluss gegen die Kurzung im Bereich Kinder und Familien. So werden
z.B. frei werdende Stellen in Kindergarten im Gegensatz zu anderen Bereichen wieder

neu besetzt.

Eine andere aktuelle MalRinahme ist die Erarbeitung eines integrierten Marketingkonzep-
tes in Kooperation mit der Wirtschaftsférderung, in welchem die Familienfreundlichkeit
Aachens als besonderer Standortfaktor hervorgehoben wird. Damit wird Familienfreund-
lichkeit als eine Starke Aachens nun auch nach au3en kommuniziert, um Familien an die
Stadt zu binden.

Im Ergebnis wird Familienpolitik in Aachen heute als Querschnittsaufgabe gesehen und
verknlpft alle Ressorts und Themenfelder, wie z.B. Arbeitsmarkt und Wirtschaftsforde-
rung, Stadtentwicklung, Wohnungswesen, Baulandpolitik, Verkehrswesen und soziale
und kulturelle Infrastruktur. Insbesondere die wechselseitige Abhangigkeit von Okonomie
und Demographie steht in Aachen im Vordergrund. Wirtschaftspolitik wird als Familienpo-
litik angesehen und umgekehrt. Uber eine Starkung des Wirtschafts- und Wissenschafts-
standortes soll auch die demographische Situation langfristig stabilisiert werden. Damit
erhalt Familienpolitik insbesondere seit 2002 auch eine strategische Dimension zur Ver-
meidung zukulnftiger Probleme. In Zukunft wird es verstarkt auch um die Themen Integra-
tion und eine Verknlipfung von Wissenschaftsstadt und Familien gehen und damit das

Thema Bildung in den Mittelpunkt riicken.

Insgesamt stellte die Kombination aus gesellschaftlichen Diskursen, gesetzlichen Rah-
menbedingungen und Anreizen (z.B. Wettbewerb) sowie externen Studien die entschei-
denden Impulse zur Initiierung einer umfassenden Familienpolitik in Aachen dar. Themen
wurden weniger aufgrund gréRerer interner Problemlagen oder eigener strategischer U-

berlegungen aufgegriffen, als vielmehr durch externe Impulse initiiert.
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Abbildung 4: Entwicklung der Familienpolitik in Aachen
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Probleme bei der Einflhrung und Umsetzung der Familienpolitik ergaben sich in Aachen
insbesondere in der Uberzeugung aller Mitarbeiter und Umstellung alter Gewohnheiten in
der Verwaltung. Dem wurde durch wiederholte Uberzeugungsarbeit in Form von Gespra-
chen und Arbeitsgruppen begegnet. Dadurch konnten auch unterschiedliche Auffassun-
gen von Familienfreundlichkeit geklart werden, so dass man sich letztendlich auf eine
gemeinsame Festlegung einigen konnte. Auch stellt der enge finanzielle Spielraum eine
Schwierigkeit bei der Finanzierung von familienfreundlichen Mallnahmen dar, jedoch

konnen diese durch Einsparungen in anderen Bereichen finanziert werden.

3.1.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen

Studien und konzeptionelle Grundlagenpapiere spielten in der Entwicklung der Familien-
politik neben weiteren externen Rahmenbedingungen eine zentrale Rolle. Insbesondere

das Thema Wohnungsmarkt wurde bisher umfassend aufbereitet und ist ein wichtiger

Fallstudien BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2009



Expertise Stadtefallstudie 31

Baustein in der Familienpolitik. So wurde 1997 ein Gutachten® zur Wohnungsbedarfsana-
lyse und —prognose bis 2015 von einem externen Buro erarbeitet. Im Ergebnis wurde ein
erheblicher Neubaubedarf an Eigenheimen ermittelt. Daraufhin wurde 1998 ein Hand-
lungsprogramm Wohnungsbau verabschiedet, welches die Empfehlungen der Studie

weitgehend umsetzen sollte und weitere Schritte vorgab:

So wurde 1998 eine kommunale Wohnungsmarktbeobachtung und 1999 ein Baullicken-

programm eingefiihrt. Seit 2000 erscheinen jahrliche Wohnungsmarktberichteg, sofern es
Neuerungen auf dem Wohnungsmarkt gibt. Ebenfalls seit 2000 gibt es ein Wohnungs-
marktbarometer, welches eine Umfrage unter Wohnungsmarktexperten umfasst und de-
ren Ergebnisse auf Tagungen prasentiert und in Broschirenform veréffentlicht werden.

Weiterhin wird seit 2002 jahrlich eine Zeitungsanalyse zum Wohnungsangebot durchge-

fuhrt und in einer eigenen Broschiire veroffentlicht sowie ein Immobilienbericht'® zu den

stadteigenen Immobilien herausgegeben.

In der Summe filhren diese MalRnahmen zu einer hohen Transparenz auf dem Woh-
nungsmarkt, welche eine Voraussetzung fur zielgruppenspezifische und problemorientier-
te Projekte darstellt. Beispielsweise wurde dadurch ein Mangel an Wohnungen fir sozial
schwache Familien deutlich. Grund ist das Auslaufen der Preisbindung eines grof3en
Teils der offentlich geférderten Wohnungen, so dass hier mit Preissteigerungen zu rech-
nen ist. Deshalb gab es im Jahr 2003 einen Beschluss des Liegenschafts- und Pla-
nungsausschusses, in allen Planverfahren zum Wohnungsneubau anteilig 20% 6ffentlich
geférderten Wohnungsbau zu integrieren. Falls dies in einem bestimmten Projekt nicht
passend sein sollte, gibt es zum Beispiel alternativ die Mdglichkeit, an anderer Stelle Be-

legungsrechte zu vereinbaren.

Eine weitere konzeptionelle Grundlage stellt das Leitbild 2020"" aus dem Jahr 2002 dar.
Darin heilt es u.a. ,Aachen will fir Familien noch attraktiver werden®, und zwar insbe-
sondere durch die Foérderung privaten Wohnungseigentums und die bedarfsgerechte
Weiterentwicklung von Einrichtungen und Betreuungsmaoglichkeiten fur Kinder. Gleichzei-
tig spielen aber auch z.B. der soziale Ausgleich und die Integration von Randgruppen

eine wichtige Rolle. Damit richtet sich Familienpolitik in Aachen sowohl an sozial schwa-

8 GEWOS: Aachen. -Wohnungsbedarfsanalyse und —prognose bis 2015. Hamburg 1997.
®  z.B. Stadt Aachen: Der Wohnungsmarkt in Aachen 2004. Aachen 2004.

0 z.B. Stadt Aachen: Immobilienbericht 2005. Aachen 2005.

' Stadt Aachen: Europa. Eine Stadt macht Zukunft, a.a.O.
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che als auch einkommensstarkere Familien. Von diesem Leitbild wurde 2004 ein Leitkon-

zept12 mit strategischen Rahmenaussagen abgeleitet, welches die Basis fiir die weitere

Ausarbeitung zu einem Leitplan bildet.

Zeitgleich wurde 2002 durch ein externes Buro ein Innenstadtkonzept als Handlungspro-
gramm von einem externen Blro erarbeitet mit dem Ziel, das Leben in der Innenstadt
attraktiver zu gestalten. Vorgesehene Malinahmen umfassen z.B. die weitere Auswei-
sung von offentlichen Spielplatzen und die Férderung wohnungsnaher Freirdume, die
Schaffung von Spiel- und Aufenthaltsangeboten fur Kinder und Jugendliche im Bereich
der Haupteinkaufsstrae und die Sicherung der familiengerechten Wohnplatze in der
Stadt.

Insgesamt fordern damit die analytischen und konzeptionellen Grundlagen die weitere

zielgruppenorientierte und abgestimmte Durchfliihrung von MaRnahmen.

3.1.3 Organisationsstruktur

Hauptsteuerungsgremium ist der Verwaltungsvorstand bestehend aus den verschiedenen
Dezernenten, welche einmal pro Woche in diesem Gremium zusammenkommen. Der
Verwaltungsvorstand koordiniert, steuert, gibt Vorgaben und trifft Entscheidungen oder
bereitet diese vor. Entscheidungsgrundlagen sind z.B. die Arbeiten des strategischen
Immobilienmanagements oder der kommunalen Wohnungsmarktbeobachtung. Grundle-
gende Entscheidungen werden letztendlich im Stadtrat bzw. Fraktionsrat der beiden Re-

gierungsparteien entschieden.

Mit der Stabsfunktion ,Strategische Managementunterstiitzung (SMU)“ ist die Zielsetzung
verbunden, die beiden Hauptthemen Aachens — Arbeitsmarktpolitik und Demographi-
scher Wandel/Familienpolitik — zu operationalisieren und Handlungsempfehlungen fir die
Kommunalpolitik und Verwaltung zu erarbeiten. Damit fokussiert die Stadt in Zukunft ihre

Ressourcen und Strukturen auf diese beiden Oberziele.

DarlUber hinaus gibt es aber auch in den letzten Jahren eine informelle Zusammenarbeit
innerhalb der Verwaltung. So finden regelmallige Abstimmungsrunden, Veranstaltungen

und Kommunikationsprozesse zum Thema Bauen und Wohnen statt: Seit 2002 existiert

2 Stadt Aachen u. Buro 5 Maastricht: Leitkonzept Aachen — ,Verrdumlichung der Zielaussagen“. Aachen, Maastricht
2004.
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eine Arbeitsgruppe ,Strategische Planungen Wohnbauflachen®, an der das stadtische
Immobilienmanagement, das Planungsamt und der Fachbereich Wohnen teilnehmen.
Ergebnisse ihrer Arbeit sind z.B. die Initiierung von Veranstaltungen oder die Vorlage fur
den Beschluss, dass der Anteil geférderter Wohnungen in Bebauungsplanen 20% betra-
gen soll. An gréReren Veranstaltungen fand z.B. 2005 zum ersten Mal ein Aachener Im-
mobilienforum statt. Ebenfalls in 2005 wurde im Rahmen des Forums Baulandmanage-
ment eine Veranstaltung mit rund 120 Gasten zum Thema ,Zukunft des Wohnungsmark-
tes in Aachen® durchgefihrt. Diese stellte den Auftakt fur weitere halbjahrlich stattfinden-
de Runde Tische zusammen mit dem Oberblrgermeister und relevanten Akteuren zu
diesem Thema dar. Ergebnis des letzten Treffens waren zwei Arbeitsauftrage: erstens die
Erarbeitung eines Zukunftskonzeptes fiir den stadtischen Wohnungsbesitz und zweitens
die Erarbeitung eines Konzeptes zum Ankauf von Belegungsrechten auf dem freien
Markt. Damit sichert sich die Stadt Moglichkeiten zur familienorientierten Steuerung des

Wohnungsmarktes.

Aulerdem wurden kirzlich projektbezogene Abstimmungsrunden mit allen projektrele-
vanten Amtern eingefihrt, dazu zéhlen bspw. das Stadtplanungsamt, Bauordnungsamt,
strategisches Immobilienmanagement, Gebaudemanagement und der Fachbereich Um-
welt. Auch Vertreter der Kriminalpolizei werden einbezogen, um die Entstehung von
Angstrdumen von vornherein zu vermeiden. Durch diese informellen Abstimmungspro-
zesse konnen Verfahren wesentlich beschleunigt und Aspekte wie z.B. Familienfreund-

lichkeit im persdnlichen Gesprach abgestimmt werden.
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Abbildung 5: Organisationsstruktur der Familienpolitik in Aachen
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Seit 2005 gibt es schliellich das Bulndnis flir Familien. Koordiniert wird das Blindnis
durch den Kinderbeauftragten aus dem Dezernat fiir Bildung und Kultur. 26 Vertreter aus
der Gesellschaft (Hochschulen, Kirchen, IHK, HWK, Gewerkschaft, Agentur fir Arbeit...)
bilden das Kuratorium. Dieses tagt 2-3x pro Jahr und soll die gesellschaftliche Reprasen-
tanz sicherstellen und Turoffner zu den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen sein.
Ein Unterausschuss bestehend aus Vertretern der Kommunalpolitik soll das Blndnis
steuern und Impulse in die Verwaltung tragen; allerdings hat dieses Gremium erst einmal
getagt bisher. Die eigentliche Arbeit des Biindnisses findet in den 6 Arbeitsgruppen statt.
Die Arbeitsgruppen sind offen fir alle Interessierte und setzen sich z.B. aus Sozialver-

banden, Wirtschaftsvertretern, Kirchen oder Eltern zusammen.

Familienpolitik erfolgt in Aachen im Rahmen eines weitgehend informellen Netzwerks und
durch enge Absprache zwischen den verschiedenen Ressorts. Vor allem beim Kinderbe-
auftragten laufen alle familienrelevanten Aktivitdten zusammen, familienfreundliche Pla-

nungen werden aber auch in kleineren Arbeitsgruppen ohne den Kinderbeauftragten ab-
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gesprochen. Insofern kann in Aachen von einer Steuerung durch Koordination und Ko-

operation der einzelnen Akteure gesprochen werden.

3.1.4 Schwerpunkte der Familienpolitik

Aktuell konzentriert sich Familienpolitik in Aachen sowohl auf die Verbesserung der All-
tagssituation von Familien als auch auf die Reduzierung der Abwanderung von Familien

durch eine Starkung des Wohnstandortes Aachen:

Wohnungs- und Baulandpolitik

Die Koalitionsvereinbarung von 2004 setzt sich als Ziel, in Aachen verstarkt eine aktive
Wohnungspolitik und vorausschauende Bodenvorratspolitik zu betreiben, um sowohl fur
einkommensschwachere Haushalte als auch Familien mit mittlerem Einkommen Wohn-

raum und Grundstlicke bereit zu halten.

Im aktuellen Baugebiet Grauenhofer Weg werden rund 150 Eigenheime speziell fir Fami-
lien mit Kindern angeboten. Es zeichnet sich durch einen hohen Qualitatsanspruch und
die Festlegung von Energiestandards aus. Aufterdem gibt es Preisnachlasse fir Familien

mit Kindern.

Zur Realisierung der Qualitatsstandards wurden ein Architekturwettbewerb und eine
Messe durchgefiihrt. Nach einem Bewerbungsverfahren verschiedener Architekturbiros
wurden Konzepte flr eine realistische Bebauung entwickelt. Schwerpunkte der Beurtei-
lung durch eine Jury waren die Bericksichtigung stadtebaulicher, architektonischer, ge-
stalterischer, funktionaler, energetischer und wirtschaftlicher Grundsatze. Die vorgestell-
ten Architekturkonzepte sollen mit den spateren Nutzern diskutiert werden. Die Stadt
sieht sich in der ,Katalysatorrolle zur Verbesserung der Baukultur®. Die Messe ermdglicht
es Architekten und Investoren, sich zukinftigen Bauherren vorzustellen und diesen wie-
derum, anhand von Gestaltungsbeispielen neue Ideen fir ihr Eigenheim zu sammeln.

Gleichzeitig wird somit eine Veranderung der Baukultur und Nachfragestruktur geférdert.

Fur das letzte grof’e geplante Baugebiet Richtericherdell mit rund 870 Wohneinheiten
fuhrt die Stadt eine Entwicklungsmaflinahme durch und plant wieder einen Wettbewerb
zur Sicherung von Qualitatsstandards. Gleichzeitig ist die Entwicklung von Clustern ge-

plant um Uberschaubare und damit familienfreundliche Nachbarschaften zu fordern.
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Aktuell ist ein Baulandmanagementbeschluss geplant. Dieser beinhaltet fur Grundsticke
ab 5.000gm, die fir Wohnbebauung vorgesehen sind, eine Teilibertragung von 25% der
Flachen zu ihrem anfanglichen Verkehrswert an die Stadt. Ziel ist es, bei allen groReren
Bauvorhaben Einfluss zu gewinnen, um bestimmte flr die Stadt wichtige Zielgruppen zu
versorgen. Damit kommt es gleichzeitig zu einer Prioritatenverschiebung der Stadt: Wenn
private Investoren ein Grundstlick entwickeln moéchten, welches nicht im primaren Inte-
resse der Stadt liegt, wird zukinftig nur gegen einen Ausgleich ein Bebauungsplan er-
stellt. Da es sich dabei aber eher um Einzelfalle handeln wird, ist dieses neue Instrumen-

tarium vor allem als Erganzung der bisherigen Baulandpolitik anzusehen.

Darlber hinaus gibt es eine Kontaktstelle ,Neue Wohnformen® im Fachbereich Wohnen,
welche eng mit Sozialamt, Immobilienmanagement und externen Fachleuten zusammen-
arbeitet. lhre Aufgaben liegen in der Vernetzung von Interessensgruppen, der Anregung
neuer Wohnprojekte, dem Aufbau einer Infothek und einer Datenbank zur Vermittlung
von Kontakten zwischen Bauwilligen, Wohninteressierten, Architekten, Investoren und

Beratungseinrichtungen etc.

Fir sozial schwache Familien befinden sich derzeit rund 19.000 Mietwohnungen in der
Preisbindung, davon werden aber allein in den nachsten 5 Jahren rund 6.000 Wohnun-
gen aus der Bindung herausfallen. Deshalb hat die Stadt in den 1990er Jahren massiv

selbst in den sozialen Wohnungsbau investiert und férdert diesen auch heute noch.

Kinderbetreuung

Kinderbetreuung gewann insbesondere in der zweiten Halfte der 1990er Jahre an Bedeu-
tung und soll auch in Zukunft weiter ausgebaut werden. Bereits heute gibt es fir 30% der
Kinder eine Nachmittagsbetreuung in einer offenen Ganztagsschule, dieser Anteil soll in
den nachsten Jahren auf 50% gesteigert werden. Allein Ende 2007 werden 40 der 43
Grundschulen auf eine offene Ganztagsschule umgestellt sein und damit 40% aller Schii-
ler mit Ganztagsbetreuung versorgt sein. Damit liegt Aachen deutlich Gber der landeswei-
ten Vorgabe von 20%. Auch die Kindergartenplatzversorgung ist mit 105% uberdurch-
schnittlich gut. Die Koalitionsvereinbarung von 2004 sieht daruber hinaus vor, dass frei
werdende Mittel aus Kindergarten - z.B. durch Riickgang der Kinderzahl - fiir die Betreu-

ung von unter-3-Jahrigen sowie fur Qualitatsverbesserungen verwendet werden sollen.
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Kinderfreundliche Hausordnung

Das Entfalten und Spielen von Kindern im wohnungsnahen Umfeld wird haufig durch sich
belastigt fihlende Nachbarn unterbunden. Deshalb hat die Gewoge, eine stadteigene
Wohnungsbaugesellschaft, in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und dem Kinder-
schutzbund eine kinderfreundliche Hausordnung entwickelt, welche in ihren Bestanden
zur Anwendung kommt. Darin wird nun das Recht von Kindern zum Spielen im unmittel-
baren Umfeld der Wohnungen festgeschrieben, so dass Rechfertigungen nicht mehr von
spielenden Kindern gefordert werden, sondern von denjenigen, die das Spielen unter-

bunden sehen wollen.

Kriterienkatalog ,,Kinder und Familienfreundliche Stadtplanung“

Der Stadtrat verabschiedete 2003 einen Beispielkatalog mit Kriterien fir einen kinder-
und familienfreundlichen Stadtebau. Dieser soll der Planungsebene frihzeitig Anhalts-
punkte geben und dartber hinaus als strukturierte Vorlage flir Dokumentationen, Erlaute-
rungsberichte und Begriindungen dienen. Mit Hilfe der Rasterstruktur sollen stadtebauli-
che Projekte im Teilbereich ,Kinder- und Familienfreundlichkeit” nach einheitlichen Ge-
sichtspunkten Uberprifbar sein. Das Gliederungsraster bezieht sich z.B. auf grundsatzli-
che Anforderungen, die sich aus dem konkreten stadtebaulichen Ziel ergeben (Lage, Ge-
bietstyp, Struktur), auf die Erlebnisvielfalt im Gebiet oder auf kinder- und jugendspezifi-

sche Einrichtungen.

Biindnis fiir Familien

Das 2005 gegriindete Blindnis flr Familien zielt vor allem auf die Bewaltigung des demo-
graphischen Wandels, auf die Verbesserung der Lebensbedingungen von Familien und
Veranderung des gesellschaftlichen Klimas zur Starkung von Familien, auf die bessere
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und eine bedarfsgerechte Kinderbetreuung. Die Ar-
beitsgruppen beschaftigen sich mit Themen wie Erziehung, Bildung, Betreuung, Arbeits-
welt, Freizeit, Wohnen, Verkehr, Migration und verschiedene Generationen. Folgende

Ergebnisse konnte das Blindnis bereits erzielen:

— Einrichtung einer ausfihrlichen Familienseite unter der Homepage der Stadt mit einer
Bindelung von Informationen und Angeboten fur Familien und Kinder

— Einrichtung von Familienzentren

—  Offnung von Schulhéfen z.T. auch nachmittags
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Einflhrung eines Mehrgenerationenhauses

— Einfihrung einer Familienkarte

— Verleihung des Pradikats ,Familienfreundlich“ an Betriebe etc.
— Projekt ,starke GroReltern — starke Kinder®

— Audit familienfreundliche Stadtverwaltung

— Foérderung von Familienpatenschaften

3.1.5 Fazit

Aachen zeichnet sich durch langjahrige und sehr unterschiedliche Aktivitadten in der Fami-
lienpolitik aus. Wirkliche Dynamik erhielt das Thema besonders durch externe Anstofie
(z.B. Wettbewerb, Studien) und eine veranderte Wahrnehmung der Aspekte demographi-
scher Wandel und Umland-Wanderung. Dementsprechend stehen flr Aachen die Ziele
Verbesserung der Alltagssituation fir Familien und die Qualifizierung des Wohnstandor-
tes Aachen im Vordergrund. Die unterschiedlichen familienrelevanten Aktivitdten werden
seit Ende der 1990er Jahre zusammengefihrt und koordiniert. Informelle Arbeitsgruppen
zwischen verschiedenen Ressorts sowie innerhalb des Bundnisses fur Familien setzen
familienpolitische Ziele um. Eine systematische, konsequent zentrale Steuerung muss
noch verfestigt werden. Hervorhebenswerte Projekte sind z.B. die kinderfreundliche
Hausordnung, die gute Homepage fur Familien 13, die Uberdurchschnittliche Kinder-
betreuung und das geplante integrierte Marketingkonzept zur Betonung u.a. der Familien-
freundlichkeit als Standortfaktor.

3 Stadt Aachen (2007): Familie in Aachen. www.familie-aachen.de (11.10.2007)
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Grundinformationen Aachen

Aachen zahlt derzeit zu den wachsenden Grof3stadten. Mit 258.000 Einwohnern ist es Oberzentrum im Dreilandereck an
der Grenze zu Belgien und den Niederlanden. Wahrend die Bevoélkerung Mitte der 1990er Jahre rucklaufig war, wachst die
Stadt seit dem Jahr 2000 wieder (vgl. Abbildung 6Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.). Fir die Zu-
kunft prognostiziert das Landesamt fur Datenverarbeitung und Statistik einen weiteren Anstieg auf rund 283.000 Einwohner
im Jahr 2025. Zentraler Standortfaktor und Pull-Faktor fiir Zuziehende ist die Universitat mit rund 40.000 Studierenden und
zahlreichen hochqualifizierten Arbeitsplatzen. Der Anteil der Studierenden an der Bevélkerung Aachens betragt rund 15%,
fast ebenso hoch ist ihr Anteil an allen Zuwanderungen. Die 18- bis unter 30-Jahrigen sind die einzige Bevdlkerungsgruppe
mit einem positiven Wanderungssaldo. Gegenluber dem Umland verliert Aachen an Einwohnern, insbesondere in der Al-
tersgruppe der 30-40-Jahrigen. Allerdings ist seit 1998 der Abwanderungsuberschuss riicklaufig. Dies wird mit einer zu-
nehmenden Angleichung des Stadt-Umland Preisgefalles erklart, wobei der Preis in der Stadt durch vermehrte Bauland-

ausweisung gesunken, im Umland hingegen gestiegen ist.

Abbildung 6: Bevolkerungsentwicklung 1995 bis 2005 (1995 = 100)
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Quelle: Statistische Amter des Bundes und der L&nder 2007
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3.2 Erlangen

3.2.1 Entwicklung der Familienpolitik

Familienpolitik in Erlangen reicht bereits mehrere Jahrzehnte zuriick, erhielt aber erst in

den letzten Jahren verstarkte Aufmerksamkeit und Dynamik.

Bereits in den 1970er Jahren erfolgte aufgrund der demographischen Entwicklung und
einem veranderten Familienbewusstsein ein Kindergartenbauboom. Dieses neue Be-
wusstsein wurde sowohl durch die Tatsache hervorgerufen, dass Erlangen aufgrund zahl-
reicher Eingemeindungen nun Grof3stadt war und sich damit anderen Herausforderungen
stellen musste, als auch durch eine Anderung der politischen Mehrheiten von CSU zu
SPD. Durch diesen verstarkten Bau von Kindergarten konnte bereits lange vor Einflih-

rung des Rechtsanspruches ein sehr hoher Versorgungsgrad erzielt werden.

Weitere kinder- und familienspezifische Themen waren in den 1970er und 80er Jahren
die Unterstitzung von Kindern mit besonderen Bedirfnissen (Grindung von Spiel- und
Lernstuben), Verkehrspolitik (insb. Ausbau von Fahrradwegen) und alternative Kinder-
und Jugendférderung (z.B. die Grindung von Spielfarmen, Jugendclubs etc.). 1986 wur-
de bereits das erste Mutterzentrum gebaut. In den 1980er Jahren erhielt Erlangen bei
einem Bayern-weiten Wettbewerb bereits einen zweiten Preis als kinder- und familien-
freundliche Stadt.

Ende der 1980er/Anfang der 1990er Jahre kamen als neue Schwerpunkte in der Famili-
enpolitik die Themen Bauen und Wohnumfeld hinzu. Es wurde der Stadt bewusst, dass
die durch die Universitat und Siemens angezogenen hochqualifizierten Arbeitskrafte nur
durch ein ausreichendes und zielgruppenspezifisches Baulandangebot in der Stadt
gehalten werden konnten. Damit lag der Fokus vor allem auf Familien mit mittlerem und
hohem Einkommen. Insbesondere bei der EntwicklungsmafRnahme Bilichenbach wurden
familienfreundliche Kriterien in Form eines neu aufgestellten Kriterienkatalogs bericksich-
tigt. Auch in der zweiten grof3en spateren NeubaumafRnahme, dem Réthelheimpark, wur-

de besonderer Wert auf eine hohe Qualitat insbesondere fur Familien gelegt.

Diese erste Phase der Familienpolitik zeichnete sich durch zahlreiche — allerdings noch
nicht in einem konzeptionellen Zusammenhang stehende - EinzelmaRnahmen auf einem

insgesamt Uberdurchschnittlichen Niveau aus. Grund fir das frihzeitige Engagement der
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Stadt fir Familien waren zunachst interne Grinde, wie z.B. eine sehr hohe Fluktuation
der Einwohner (10% pro Jahr), eine hohe Umlandwanderung oder auch die Handlungs-
bereitschaft vieler Unternehmen, insbesondere Siemens, welche sich schon frihzeitig fur
ihre Mitarbeiter und deren Familien einsetzten (z.B. durch Wohnungsbau oder betriebsei-
gene Kindergarten) und dadurch auch fir eine standige Prasenz des Themas bei der
Stadt sorgten. Ausgangspunkt vieler sozialer Malnahmen flir Familien waren in dieser
Zeit private oder kirchliche Initiativen, welche einen Bedarf erkannten und eine Unterstut-

zung durch die Stadt einforderten.

Mitte der 1990er Jahre kam es allerdings aufgrund einer angespannten finanziellen Lage
zu einer Stagnation des Themas und einige soziale Einrichtungen und Angebote - auch

von Seiten der Unternehmen - wurden reduziert.

Trotzdem kam es auch in dieser Zeit zu einzelnen Neuerungen, insbesondere erhielten
Kinder und Jugendliche mehr Gewicht in der Kommunalpolitik, z.B. durch die Grindung
eines Jugendparlaments und die Einrichtung einer Kindersprechstunde beim Oberbr-

germeister im Jahr 1996.

Die zweite Phase der Familienpolitik wurde durch gesamtgesellschaftliche Diskurse - wie
z.B. zum demographischen Wandel oder zur veranderten Rolle der Frau — Ende der
1990er Jahre vorbereitet und begann ab ca. 2001/2002. Auf Grund dieser gesellschaftli-
chen Anstélle sowie wachsender Nachfrage von berufstatigen Muttern rlickte verstarkt
die Ganztagesbetreuung von Kindern und damit die Einrichtung von Ganztagesschulen
und festen Betreuungszeiten in den Mittelpunkt der Diskussionen und Aktivitaten. So bot
z.B. die AWO seit 2001 mit Cofinanzierung durch die Stadt eine Kinderferienbetreuung
an. Seit 2003 hat Siemens die Finanzierung bernommen und steigt damit als grofter
Arbeitgeber Erlangens wieder verstarkt in soziale Projekte ein. Dazu zahlt auch der Auf-
bau von betrieblichen Krippen fir unter-3-Jahrige. Diese unternehmerische Erkenntnis
Uber die Bedeutung eines mdglichst frihzeitigen Wiedereinstiegs von Muttern in den Be-
ruf fuhrte zusammen mit dem allgemeinen gesellschaftlichen Diskurs auch bei der Stadt
Erlangen zu einer familienpolitischen Weiterentwicklung, so dass das Thema Vereinbar-

keit von Familie und Beruf in den letzten Jahren oberste Prioritat einnimmt.

Ebenso wie in den 1990er Jahren spielt aber auch das Thema Baulandpolitik weiterhin
eine wichtige Rolle, um Familien in der Stadt zu halten. Erklartes Ziel ist die Dampfung
des Preisanstiegs flir Wohnbaugrundstlicke. Dies konnte durch die kontinuierliche Bau-

landausweisung in Buchenbach und ab 1995 auch im Réthelheimpark erreicht werden.
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Durch ein hohes Neubau-Angebot an Einfamilienhdusern soll der Druck auf das Preisni-
veau beibehalten werden. Allerdings handelt es sich beim Rdéthelheimpark als militarische

Konversionsflache eher um einen ,Glicksfall*, welcher nicht strategisch geplant war.

Ab 2001 nahm sich schlie3lich der Oberbirgermeister persdnlich des Themas Familien-
politik an und setzte sich als Ziel, Erlangen zur familienfreundlichsten GroR3stadt Bayerns
zu machen. Dieses personliche Engagement des Oberbirgermeisters zusammen mit
dem Engagement von Siemens und anderen Unternehmen verlieh der Familienpolitik in
Erlangen die entscheidende Dynamik und Aufbruchstimmung und ist als Beginn einer
konzeptionell abgestimmten und stringent gesteuerten Familienpolitik anzusehen. In 2001

fand bereits die erste grofiere Auftaktveranstaltung mit dem Titel ,Kinder- und familien-

freundliches Erlangen® statt14, zu welcher alle Akteure aus den unterschiedlichen Fach-
bereichen und Institutionen eingeladen waren. Hier wurden auch die Ergebnisse einer
zuvor durchgefiihrten Amterbefragung vorgestellt, im Rahmen derer alle Fachbereiche
Vorschlage zur Verbesserung der Familienfreundlichkeit in ihrem Aufgabenfeld abgeben
sollten. Diese Verantwortlichkeit jedes einzelnen Fachbereichs zieht sich bis heute durch
und fihrte zu zahlreichen Veranderungen sowohl in der internen Personalfiihrung und —
organisation als auch bei externen Malknahmen. Dies geht so weit, dass alle Amtsleiter
seit diesem Jahr im Rahmen der Jahresplanung aufzeigen missen, inwiefern sie Famili-
en fordern. Aulierdem finden mittlerweile in unregelmafRigen Abstidnden Amtsleitertreffen
zum Thema familienfreundliches Erlangen statt und es wurde eine amteribergreifende
Koordinierungsgruppe gegriindet, durch welche Familienpolitik hochmals in einen Uber-

greifenden Gesamtzusammenhang gestellt wird.

Um das Ziel der familienfreundlichsten Gro3stadt Bayerns zu erreichen, nimmt die Stadt
eine Verschiebung im kommunalen Haushalt zu Gunsten von Familienpolitik vor. AulRer-
dem profitiert sie heute von ihrem Sparkurs der 1990er Jahre sowie der guten Wirt-
schafts- und Arbeitsplatzentwicklung in Erlangen, welche Uber zusatzliche Steuerein-
nahmen mehr Spielraum fur die Umsetzung familienfreundlicher MalRnahmen einraumt.
Gleichzeitig méchte die Stadt auch als gutes Beispiel vorangehen und fiihrt konsequent
in ihrer eigenen Verwaltung familienfreundliche Strukturen ein (z.B. Telearbeit, flexible
Arbeitszeiten, Fortbildung fir Mitter im Erziehungsurlaub). Fir die alternierende Telear-

beit, welche Mttern die Fortflihrung ihrer Berufstatigkeit erleichtert, wurde Erlangen 2005

4 Stadtjugendamt Erlangen: Kinder- und familienfreundliches Erlangen. Dokumentation der Auftaktveranstaltung 1.
Dezember 2001. — Erlangen 2002.
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im Rahmen des Wettbewerbs ,Innovative Verwaltung“ der bayrischen Staatskanzlei aus-

gezeichnet.

In 2004 trat Erlangen darlUber hinaus dem Vergleichsring familienfreundliche Stadt der
Kommunalen Gemeinschaftsstelle fir Verwaltungsmanagement (KGSt) bei, dessen Ziel
die gemeinsame Erarbeitung von Indikatoren zur Messung von Familienfreundlichkeit und
der anschlieltende Vergleich der Stadte untereinander ist. Dies ermoglicht der Stadt, ihre

eigenen Starken realistisch zu bewerten und weitere Handlungsfelder zu erkennen.

Auf Initiative des Erlanger Kinderschutzbundes wurde 2005 eine ehrenamtliche Kinder-
beauftragte fir die Stadt ernannt. Im selben Jahr wurde auch das Erlanger Blndnis fir

Familien gegriindet, in dessen Rahmen erstmals ein tbergreifendes Konzept zur Famili-

enpolitik niedergeschrieben wurde. "

2005 wurde das Bayerische Kinderbildungs- und —betreuungsgesetz (BayKiBiG) einge-
fuhrt, welches verbindliche Erziehungs- und Bildungsziele flr Horte vorgibt. Daraufhin hat

das Stadtjugendamt Erlangen ein Rahmenkonzept flr Horte und Lernstuben entwickelt,

das spezifische Ziel- und Rahmenvorgaben festlegt.16

Seit 2007 ist Erlangen Modellstandort im Projekt des Bayerischen Sozialministeriums
,Guter Start ins Kinderleben®. Die Einrichtung einer koordinierten Kinderschutzstelle mit
Beratungs- und Unterstitzungsangeboten als Frihwarnsystem gegen Kindesmisshand-

lungen erganzt das Leitbild von Erlangen als kinder- und familienfreundliche Stadt.

Diese Aktivitaten treffen auf ein Uberdurchschnittlich hohes ehrenamtliches Engagement
seitens der Burgerschaft und insbesondere Familien, welches wiederum gezielt von der
Stadt z.B. durch eine Ehrenamtsbeauftragte geférdert wird. Damit gewinnen auch zivilge-

sellschaftliche Ansatze in Erlangen an Bedeutung.

Das Bewusstsein Uber die Bedeutung von Familienpolitik existiert heute Uber alle politi-
schen Grenzen hinweg. Seit einiger Zeit ist die gewachsene Bedeutung der Familienpoli-
tik auch fir die Blirger wahrnehmbar, da die Presse auf Initiative der Stadt mittlerweile
regelmafig Uber die familienbezogenen Aktivitdten informiert und allgemeine familienre-

levanten Themen aufgreift.

S Erlanger Biindnis fiir Familien. Dokumentation der Auftaktveranstaltung am 09. Juli 2005. Online unter:
http://www.erlanger-familienbuendnis.de/files/Doku_Buendnis_alles farbe.pdf (Oktober 2007)
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Abbildung 7: Entwicklung der Familienpolitik in Erlangen
Wettbewerb in Gesellschaftlicher oB beiti_T;:L
Bayern: 2. Preis als Diskurs zum nfe..u;s - eltbl
kinder- und demographischem . ur Eriangen Ernennung einer Griindung  Einrichtung einer
o . Fraktionsantrag »Kinder- und . LS ini
familienfreundliche Wandelundzur oo p e familienfreundlic Shrenamtlichen lokales Biindnis koordinierten
Stadt verinderten Rolle erf"rFar’;flPenn“n Is al':'e‘ Islgr‘larﬁu:n"lc Kinderbeauftrag-  fiir Familien®  Kinderschutz-
Erlangen wird der Frau " " 9 ten stelle
S torazur
:0  GroBstadt
-oa Hohe Auftaktveragpstaltung
»Kind d .
C Verdanderung Einwohnerfluk »AINCer Bayr. Kinder-
< . familienfreunyliches . !
<C Familienbewusst tuation ¢ Vergleighsring bildungs- un
. Erlangen o .
sein familienfre\indliche etreuungsgesgtz
\ Stad
Kindergartenbauboom, Bau von Spiel- und Lernstuben, Griindung von Spielfarmen, Jugendclubs
Verkehrspolitik (Ausbau Radwegenetz)
Baulandpolitik: EntwicklungsmaRnahme Biichenbach, Preisniveau gesenkt
c Baulandpolitik: Qualitatssteigerung im Rotelheimpark
()
E Tagespflegenester, Ansidtze Betreuung unter 3-Jahriger
g Ausbau Betreuungsangebot unter-3-Jahriger
= Stadt als familienfreundlicher Arbeitgeber
Freizeit und Kultur
Wirtschaft und Arbeit:
Trendunternehmen
Quelle: Darstellung empirica

3.2.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen

Studien und Befragungen spielten in der Entwicklung der Familienpolitik in Erlangen kei-
ne grofRe Rolle. Allerdings flihrte eine in den 1980er Jahren, in der Zeit der allgemeinen
Stadtflucht und Verkehrsproblematik, durchgefiihrte Untersuchung zu Stadtumlandwan-
derung zur Umsetzung der EntwicklungsmalRnahme Blichenbach West. Nachdem sich
der Oberbirgermeister der Stadt Erlangen bereits personlich dem Thema Kinder- und

Familienfreundlichkeit angenommen hat, wurden mehrere Befragungen zum Thema

durchgeflhrt.

2001 fihrte die Stadt Erlangen eine Verwaltungsbefragung mit dem Thema ,Kinder- und

familienfreundliche Verwaltung durch. Das Ziel dieser Befragung war alle Amter einzu-

6 Stadtjugendamt Erlangen: Bildung, Erziehung und Betreuung von Schulkindern in den stadtischen Horten und Lernstu-
ben. — Erlangen 2006.
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beziehen, die sich im weitesten Sinne mit den Belangen von Familien befassen und wei-

tere Verbesserungsmadglichkeiten zu erkennen. Diese wurden auch in den Folgejahren

systematisch umgesetzt (z.B. Telearbeitsplatze, flexible Arbeitszeiten).17

Ebenfalls seit 2001 werden in Erlangen jahrlich Blrgerbefragungen mit unterschiedlichen
Themenschwerpunkten durchgefiihrt. 2003 bewerteten die Erlanger Biirger verschiedene
Kriterien einer kinder- und familienfreundlichen Grofistadt. Aus den Ergebnissen wurde

der weitere Handlungsbedarf abgeleitet.

Die Beteiligung im Jahr 2004 der Stadt Erlangen am KGSt-Vergleichsring ,Familien-
freundliche Stadt®, fihrte zur intensiven Bearbeitung der dort festgelegten 7 Handlungs-
felder . Diese vom KGSt-Vergleichsring festgelegten Handlungsfelder fur eine familien-
freundliche Stadt dienten ferner als Bearbeitungsgrundlage des Arbeitskreises Familie flr

den 1. Verwaltungsshop 2005.

3.2.3 Organisationsstruktur

Bereits 1999 stellte die CSU Fraktion einen Antrag fir ein lokales ,Blindnis flr Familien®.
Aber erst nach der Wiederwahl des Oberbirgermeisters 2002 wurde die Kinder- und Fa-
milienfreundlichkeit in Erlangen als Leitbild in der Verwaltung verbindlich durch einen Pro-
jektauftrag festgeschrieben. Im Projektauftrag wurden Ziele (intern und extern) formuliert
sowie die Aufgaben und Kompetenzen der Projektbeteiligten festgelegt. Auf Basis dieses
formellen Projektauftrages wurde 2002 die Koordinierungsgruppe Familienfreundliches
Erlangen (KGFE) sowie der Arbeitskreis Familie (AK Familie) gegriindet, um eine besse-

re Vernetzung innerhalb der Verwaltung sicherzustellen.

Die Leitung der beiden Gruppen Ubernahm anfangs das Stadtjugendamt. 2005 richtete
der Oberburgermeister eine Stabstelle ,Kinder- und familienfreundliches Erlangen®
(Stabsstelle KFE) ein. Die Leiterin der Stabsstelle KFE Ubernahm anschlieRend die Lei-
tung der KGFE sowie des AK Familie. Die Stabstelle ist dem Birgermeisteramt zugeord-
net und kann somit Querschnittsaufgaben tGbernehmen und neutral agieren. Die Aufga-
ben der Stabstelle liegen in der Vorbereitung, Leitung und Koordination von Sitzungen

(insb. der KGFE und des AK Familie), in der Sammlung von weiteren interessanten The-

7 Statistik aktuell, 3/2003. Online unter: http://www.erlangen.de/desktopdefault.aspx/tabid-474/ (Oktober 2007)
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men im Bereich der Familienfreundlichkeit, in der Organisation von Kontakten (auch nach
aulen zu Unternehmen, Sozialverbanden etc.), Fundraising, Vorbereitung von
Workshops, Budgetverwaltung sowie in der Geschaftsfihrung des Erlanger Blindnisses

fur Familien und der Leitung von einzelnen AGs im Rahmen des Blundnisses.

Abbildung 8: Organisationsstruktur der Familienpolitik in Erlangen
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Die KGFE setzt sich zusammen aus Vertretern des Kultur- und Freizeitamtes, des Stadt-
jugendamtes, der Gleichstellungsbeauftragten, des Personal- und Organisationsamtes,
des Personalrates sowie der ehrenamtlichen Kinderbeauftragten. Die Leitung Gbernimmt

seit 2005 die Stabsstelle KFE. Bisher ist keine Erweiterung der Gruppe auf andere Amter

8 1. Sozialer Zusammenhalt und demokratische Teilhabe, 2. Erziehung, Bildung und Betreuung, 3. Freizeit, Kultur, Sport
und Erholung, 4. Umwelt und Gesundheit, 5. Wohnen, Bauen und Verkehr, 6. Wirtschaft und Arbeit, 7. Finanzielle Ent-
lastung von Familien
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geplant, da der Zeitaufwand doch sehr grof3 ist und die Arbeitsfahigkeit der Gruppe nicht
beeintrachtigt werden soll. Bei Bedarf werden verschiedene Fachamter je nach Themen-
schwerpunkt hinzugeholt. Die Koordinierungsgruppe trifft sich ca. 1 pro Monat und erar-
beitet gemeinsam Projektideen. Anfanglich war der inhaltliche Fokus der Koordinierungs-
gruppe mehr auf Mallnahmen nach innen gerichtet (z.B. Weiterentwicklung der Stadtver-
waltung als familienfreundlicher Arbeitgeber), aktuell geht der Fokus vermehrt nach au-
Ren. Der Arbeitskreis Familie besteht aus den Vertretern der Koordinierungsgruppe plus
Oberblrgermeister. Die Aufgabe des AK Familie liegt demnach lediglich im Informations-

austausch mit dem Oberbirgermeister. Treffen finden vierteljahrlich statt.

Das Thema Kinder- und Familienfreundlichkeit wird in der Erlanger Stadtverwaltung des
Weiteren durch amteribergreifende Workshops und Amtsleitertreffen zum Thema ,famili-

enfreundliches Erlangen® verankert.

Eine weitere Vernetzung zum Thema Kinder- und Familienfreundlichkeit innerhalb der
Verwaltung wird durch informelle Dialogrunden im Rahmen einer integrierten Stadtent-
wicklungsplanung umgesetzt. Die Idee entstand nach dem amteribergreifenden Work-
shop im Jahr 2005. Die Dialogrunde, bestehend aus allen relevanten Fachamtern (Stadt-,
Sozial-, Jugendhilfe-, Schul- und Kulturplanung), ersetzt die schriftliche Beteiligung der
Amter bei Bebauungsplanverfahren. Die Leitung liegt heute beim Amt fiir Stadtentwick-
lung und Stadtplanung. In den gemeinsamen, projektbezogenen Diskussionsrunden wird
die Umsetzung der Kinder- und Familienfreundlichkeit bei jedem B-Plan-Verfahren aufs

Neue erortert.

Das Erlanger Bulndnis flr Familien wurde 2005 gegriindet und ist ein Netzwerk aus allen
gesellschaftlich relevanten Gruppen Erlangens sowie Vertretern der Stadtverwaltung.
Urspringlich war ein Kuratorium als oberste Steuerungsfunktion des Blndnisses ange-
dacht, aber es fand sich niemand, der die ehrenamtliche Arbeit als Vorstand annehmen
wollte. Daher besteht das Bundnis heute aus informellen Strukturen, so dass es den Vor-
teil hat, dass sich jeder unkompliziert engagieren kann. Die GeschaftsfUhrung hat die
Stadt Erlangen durch die Stabsstelle KFE Ubernommen. Der Oberburgermeister Gber-
nimmt die Schirmherrschaft (Prasentation nach auf3en). Eine Steuerungsgruppe aus Ver-
tretern aller wesentlichen gesellschaftlichen Gruppierungen und verschiedenen Bereiche
der Stadtverwaltung sowie Wirtschaftsverbande und Unternehmen halt die Faden des
Netzwerks zusammen. Zu den Aufgaben der Steuerungsgruppe gehort die Koordination,
Steuerung und Kontrolle des Bundnisses. Sie trifft sich 6 bis 8 Mal pro Jahr. Aktuell ha-

ben sich 8 Arbeitsgruppen im Biindnis gebildet. Diese Arbeitsgruppen setzen sich aus je
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einem Mitglied der Steuerungsgruppe sowie interessierten Birgern, Verbanden oder Un-

ternehmen etc. zusammen.

2005 ernannte Erlangen eine ehrenamtliche Kinderbeauftragte, die unabhangig sowonhl
nach innen als auch nach auf’en agieren kann. Die Stadt stellt jedoch die notwendige
Infrastruktur bereit und gewahrt der Kinderbeauftragten das Recht auf Antragstellung und
Redebeitrage im Stadtrat. Der Vorteil einer ehrenamtlichen Besetzung ist neben der Kos-
teneinsparung die Unabhangigkeit und dadurch eine groRere Blrgernahe. lhre Aufgaben
liegen in der Mittlerfunktion zwischen Verwaltung und Bulrgern, gleichzeitig ist sie eine

wichtige Ansprechpartnerin fiir Kinder und vertritt deren Interessen.

Insgesamt zeichnet sich Erlangen in den letzten Jahren aufgrund der stringenten Umset-
zung der familienpolitischen Ziele in eine Vielzahl von formalen und informellen Organisa-
tionsstrukturen durch eine systematische Steuerung des Prozesses aus, welche Uber

eine reine Koordinationsfunktion weit hinausgeht.

3.2.4 Schwerpunkte der Familienpolitik

Aktuell spielen in Erlangen im Besonderen drei Themenfelder in der Familienpolitik eine
grolRe Rolle: Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, der Ausbau des Freizeitangebotes
fur Kinder und Jugendliche sowie das Thema Wohnungsmarkt und Baulandpolitik. Die
ersten beiden MaRnahmen verfolgen das Ziel, den Lebensalltag der Familien in Erlangen
zu verbessern. Wobei die dritte MaRnahme der verstarkten Baulandausweisung zum Ziel

hat, dass weniger Familien ins Umland abwandern.
Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern, werden in Erlangen mehrere

Projekte vorangetrieben:

Ausbau der Kinderkrippen und —hortplatze

- alternative Angebote zur Betreuung der unter 3-Jahrigen

- ganzjahrige Kinderferienbetreuung fur alle Grundschulkinder

Stadt als familienfreundlicher Arbeitgeber
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Erlangen hat schon seit den 70er Jahren eine Vollversorgung mit Kindergartenplatzen.
Zusatzlich wurden ebenfalls schon Anfang der 70er Jahre sonderpadagogische Einrich-
tungen flr benachteiligte Kinder, die so genannten ,Spiel- (3 bis 6-Jahrige) und Lernstu-
ben (6 bis 16-Jahrige) geschaffen, die als Erganzung zur Erziehung in Uberforderten
Familien gedacht waren. Bis 2001 wurden diese Einrichtungen von der Stadt Erlangen
finanziert. Mittlerweile beteiligt sich das Land mit finanziellen Mitteln. Heute liegt der
Schwerpunkt auf der Bereitstellung von unterschiedlich langen Betreuungszeiten sowie
einer ausreichenden Anzahl an Ganztagsplatzen. Alle Grundschulen bieten eine Min-
destbetreuung von 7:00 bis 15:00 Uhr an. Fir die auerschulische Betreuung stehen
Hortplatze zur Verfiigung, zusammen mit den Spiel- und Lernstuben wird ein Versor-

gungsgrad von 22% erreicht, der bis 2010 auf 30% ausgebaut werden soll.

Aktuell weist Erlangen einen Versorgungsrad fir unter 3-Jahrige von 15,5% auf. Neben
den Krippenplatzen (9%) gibt es in Erlangen weitere alternative Betreuungsangebote wie
beispielsweise Tagespflegenester, familienpadagogische Einrichtungen oder die Mdg-
lichkeit der Betreuung von unter 3-Jahrigen in Kindergarten. Insgesamt soll der Versor-
gungsrad bis 2010 auf 25% ausgebaut werden. Hinzu kommen noch die betrieblichen
Betreuungsplatze von z.B. Siemens oder der Universitat, die allerdings nicht nur Erlanger

Kindern offen stehen.

Ein weiterer Schwerpunkt der Stadt Erlangen ist die ganzjahrige Ferienbetreuung zur
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Derzeit bietet Erlangen eine flachende-
ckende Betreuung fur alle Grundschulkinder (bis 10 Jahre) in allen Ferien an (37,50 € pro
Woche). In den Sommerferien tUbernimmt die Siemens AG die Ferienbetreuung flr vier
Wochen. Die restlichen zwei Wochen Ubernimmt das Kinderveranstaltungsbiro des Kul-
tur- und Freizeitamtes mit einem vielfaltigen Unterhaltungsangebot. Hier haben die Kinder
die Moglichkeit, sich einzelne Veranstaltungen auszusuchen und zu ,buchen” (max. 5,-€
pro Veranstaltung). Die Ferienbetreuung ist ein subventioniertes Angebot von der Stadt
Erlangen und verschiedenen Sponsoren. Die Betreuungszeiten liegen in einer Spanne
von 7:30 bis 18:00 Uhr.

Ein weiterer Beitrag zum Ausbau der Betreuungsangebote stellt das Kanguru-Projekt
(Projektidee des Blindnisses fiir Familien) dar. Hier wird kurzfristig und kurzzeitig die U-
bernahme der Betreuung von erkrankten Kindern erwerbstatiger Eltern durch ehrenamtli-
che Helfer organisiert (5 bis 6,-€ pro Stunde). Das Projekt wird in Kooperation mit der

Firma Siemens und der SBK (Krankenkasse von Siemens) realisiert.
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Erlangen will neben dem Ausbau an Betreuungsangeboten auch die Stadtverwaltung
selbst als familienfreundlichen Arbeitgeber prasentieren und mit verschiedenen Mal-
nahmen seinen Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf leisten. Bereits
seit den 80er Jahren wurden in der Stadtverwaltung Erlangen entsprechende Rahmen-
bedingungen geschaffen (z.B. Beurlaubungsbeschluss 1981, Frauenférderplan 1989).
Seit 2001 werden die bisherigen Projekte systematisiert und optimiert sowie Informati-
onsblatter erstellt, um das Thema starker in der Verwaltung zu kommunizieren. Zurzeit

werden vorwiegend drei Ziele verfolgt:

- dauerhafte Implementierung der Telearbeit

- Fortbildungsmdglichkeiten wahrend der Beurlaubung
- flexible Arbeitszeitmodelle

Seit 1999 wird der Ausbau der Telearbeit vorangetrieben. Bereits 2005 erhalt Erlangen im
Rahmen des Wettbewerbs ,Kinder- und familienfreundliche Verwaltung 2005 der bayeri-
schen Staatsregierung einen Preis. Mittlerweile erledigen 13 Mitarbeiter ihre Aufgaben
anteilig in Telearbeit. Das flexible Arbeitszeitmodell wird vorrangig durch die traditionelle
Teilzeitarbeit umgesetzt (Teilzeitquote 32%). Jedoch wird auch die klassische Teilzeitar-
beit flexibilisiert durch ,individuell-orientierte“ oder ,kapazitats-orientierte® Arbeitszeitein-
teilung. Hinzu kommt das Job-Sharing Angebot (zwei Kollegen teilen sich eine Planstelle)
oder saisonbedingte Arbeitszeitvertrage. Im Jahr 2007 soll der Schwerpunkt im Ausbau
von Betreuungsangeboten flr die Kinder von Angestellten liegen, die nicht in Erlangern

wohnen.

Ausbau des Freizeitangebotes fiir Kinder und Jugendliche

Der zweite Schwerpunkt der Erlanger Familienpolitik liegt im Ausbau der Freizeitangebo-
te fur Kinder und Jugendliche. Bereits heute weist Erlangen ein Gberdurchschnittliches
Angebot auf, das sich in vier Bereiche gliedern Iasst:

- Freizeitzentren und Begegnungsstatten

- musikalischer Schwerpunkt in Erlangen

- Spielplatze

- Events und Festivals
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Erlangen bietet mit dem Freizeitzentrum Frankenhof sowie verschiedenen Begegnungs-
statten in den einzelnen Stadtquartieren ein umfangreiches Unterhaltungsangebot fur
Kinder und Jugendliche. Das Freizeitzentrum Frankenhof wurde bereits 1963 ins Leben
gerufen und ist eine multifunktionale Einrichtung fur Kinder und Jugendliche. Hinzu kom-
men flunf Begegnungszentren bzw. Blrgertreffs als Stadtteileinrichtungen, die den Kin-

dern und Jugendlichen ein vielfaltiges Programm ,vor Ort* anbieten.

Erlangen bezeichnet sich selbst als ,musikalischste Stadt Deutschland“ und belegt diesen
Anspruch im Besonderen flr Kinder und Jugendliche mit einem tGberdurchschnittlich gro-
Ren Angebot rund um das Thema Musik. Die Musikférderung beginnt bereits in den
Schulen. An verschiedenen Gymnasien sind sowohl der Gruppenunterricht als auch das
Ausleihen von Instrumenten kostenlos. Als weiteres Angebot gibt es eine stadtische Mu-
sik- und Singschule, mit den niedrigsten Musikschulbeitragen in ganz Deutschland, sowie
weitere vier private Musikschulen. In der Musikerziehungseinrichtung ,Ténende Welt*
wird im Besonderen die frihkindliche Musikerziehung ab 2 Jahren geférdert. Erlanger
Jugendliche engagieren sich zudem in der Erlanger Rockmusikinitiative (ERMI) im Kul-
turzentrum E-Werk, um die Rockmusik in Erlangen zu férdern. Die Stadt veranstaltet und
finanziert (Kosten von 54.000€) alle 3 Jahre den Bundesjugendwettbewerb ,Jugend mu-
siziert® sowie jahrlich die Schlossgarten-Konzerte. Bisher betreibt Erlangen allerdings
noch keinen Imageverkauf ,Musik®, so dass vielen Erlanger Birgern die Attraktivitat des

Angebotes noch nicht bewusst ist.

In Erlangen befinden sich 120 Spielplatze sowie ein extra Spielplatzbiro (angesiedelt im
Kultur- und Freizeitamt). Dort sitzt ein Mitarbeiter, der sich ausschlieRlich um die Spiel-
platzbetreuung und —planung kimmert, Eltern und Jugendclubs berat sowie Partizipati-
onsmodelle beim Neubau und der Renovierung von Spielplatzen organisiert. Zudem gibt
es eine Reihe von Spielplatzpatenschaften. Das Angebot wird durch die padagogische
Sondereinrichtung der ,Jugendfarm® abgerundet. Die Jugendfarm ist ein Abenteuerspiel-
platz mit Tieren, betreut von padagogischen Fachleuten. In den einzelnen Stadtteilen gibt
es weitere Abenteuerspielplatze (z.B. Blockhausstadt), die von Sozialpadagogen betreut

werden.

Erlangen zeichnet sich ferner durch ein umfangreiches Festivalangebot aus. Die Events
werden groftenteils durch die Stadt finanziert und organisiert. Zu den Angeboten zahlen
das Kinderfilmfestival, das Figurentheater (Kosten fiir die Stadt von rd. 200.000€), der
Comic-Salon (200.000€) sowie das Poeten-Fest (100.000€).
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Wohnen

In der Wohnungsmarkt- und Baulandpolitik beim Thema Kinder- und Familienfreundlich-
keit ist in Erlangen eine hohe Kontinuitat zu erkennen. Neben einer aktiven Baulandaus-
weisung unter zu Hilfenahme der stadtebaulichen EntwicklungsmalRnahme, bietet Erlan-
gen weiterhin verschiedene VerglnstigungsmafRnahmen flr Familien an und verfolgt fer-

ner besondere Qualitdtsmerkmale in den neuen Wohnbaugebieten.

Bereits in den 80er Jahren wurde mit den Planungen fiir die stadtebauliche Entwick-

lungsmalRnahme Bilchenbach-West (rd. 2.700 WE) begonnen.19 Das Ziel dieser Stadt-
teilneuplanung lag in der aktiven Dampfung der Bodenpreise und einer kinder- und fami-
lienfreundlichen Gestaltung des Wohngebietes, damit weniger Familien ins Umland ab-
wandern. Beispielsweise wurde ein Kriterienkatalog mit folgenden Planungsvorgaben
eingefihrt: Spielplatze sollten von der Kliche aus einsehbar sein, es sollten Spielstral’en
geplant werden, es galt die Vermeidung von Angstrdumen und eine gute ErschlieBbarkeit
des Wohngebietes durch Kinder. Ferner wurden Kinder von Anfang an mit in die Planung
einbezogen. Das Gebiet zeichnet sich weiterhin durch eine zentrale Achse mit wichtigen
Infrastruktureinrichtungen und dem Schwerpunkt auf freistehenden Einfamilienhausern
aus. 2004 startete die Erweiterung Blichenbach-West Il (rd. 350 WE), um den weiteren
Bedarf an Wohnbauflachen zu decken. Das Preisniveau fir erschlossenes Bauland liegt

hier mit rd. 276,- Euro/gm zum grof3en Teil unter dem Niveau der Umlandgemeinden.

1995 wurde der Rdéthelheimpark als innerstadtische Neubaumalnahme realisiert.” Im
Gegensatz zu Blchenbach-West liegt der Schwerpunkt hier auf Geschosswohnungen
und Reihenhausern und nur vereinzelt freistehenden Einfamilienhdusern. Beim Réthel-
heimpark handelt es sich um eine ehemalige militdrische Konversionsflache, die gunstig
vom Bund erworben werden konnte. Jedoch war dies nicht strategisch geplant wie bei
der EntwicklungsmalRnahme Blchenbach West, sondern eher ein ,Glicksfall*. Das Bau-
gebiet wird durch eine hohe stadtebauliche und architektonische Qualitat gekennzeich-
net. Zur Umsetzung dieser Qualitat schloss die Stadt mit den Bautragern einen Vertrag
mit Baugenehmigung und festgelegten Gestaltungsvorgaben ab. Wahrend der Realisie-
rung des Rothelheimparks wurde weiterhin eine Kinderfreundlichkeitsprifung angewandt.

Allerdings wurde dieses Priifverfahren 2002 wieder abgeschafft, da das Amt fiir Stadt-

Stadt Erlangen, Amt fir Stadtentwicklung und Stadtplanung: Neuer Lebensraum in gewachsener Struktur. Ein Spazier-
gang durch den neuen Stadtteil Buchenbach. - Erlangen 2000

20 Stadt Erlangen, Referat VI — Stadtplanung und Bauwesen; Projektgruppe Roételheimpark (PRP): Der Rételheimpark.

Eine Konversion — ein neuer Stadtteil. — Erlangen 2001
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entwicklung und Stadtplanung sich entschieden hat, die stark schematische Arbeitsweise

(anhand einer Checkliste) wieder aufzugeben.

Der Réthelheimpark wird ferner durch eine starke Nutzungsmischung aus Biros, Gewer-
be, Einzelhandel, Teilen der Universitat und einer Vielzahl an sozialen Infrastrukturein-
richtungen (z.B. Kindergarten, Kinder-, Jugend- und Kulturhaus, Freizeitanlage, Schulen
etc.) bestimmt. Eine zentrale Griinachse und das angrenzende Naturschutzgebiet bieten
Aufenthalts-, Spiel- und Erholungsmaoglichkeiten. Durch eine quartiersweise Realisierung
werden im Schnitt rund 50 WE pro Jahr fertig gestellt. Das Preisniveau der Objekte liegt
nur wenig oberhalb des Preisniveaus von randstadtischen Gebieten wie z.B. Blichenbach
(s.0.), so dass die Nachfrage hier deutlich hoher liegt. Ein einfaches Reihenhaus ist bei-
spielsweise fir rund 260.000 € zu erwerben. Die Bodenpreise im Roéthelheimpark liegen
aktuell zwischen 280,- und 350,-Euro/gm und damit in etwa auf dem Niveau der Umland-

gemeinden.
Zusammenfassend liegt die Familienfreundlichkeit dieses neuen Stadtteils in:

- kostengunstigen Haustypen

- einer klaren stadtebaulichen Vision mit einem hohen gestalterischen Anspruch
- einer guten sozialen Infrastruktur

- groRen Grunflachen und der Nahe zum Naturschutzgebiet

- kompakten, weitestgehend autofreien Wohnquartieren

- Spielbereichen unmittelbar an den Wohnwegen zusatzlich zu Spielplatzen.

In Erlangen existiert seit 1989 ein Punktesystem zur Bevorzugung von Familien bei der
Vergabe von stadtischen Grundstiicken. Alleinerziehende erhalten Extrapunkte, ebenso
junge Familien unter 40 Jahre. Ferner werden Punkte fir jedes im Haushalt lebende Kind
verteilt. FUr kinderreiche Familien besteht zusatzlich eine extra Richtlinie fur Férdermittel.
Aulerdem trat 2000 ein Sonderforderprogramm fir Familien und Alleinstehende mit
Kind(ern) zum Erwerb von Grundstiicken in Teilen des Neubaugebietes Blichenbach
West in Kraft (vorerst befristet bis 2007). Erbbaurechte vergibt die Stadt Erlangen nur in
Ausnahmefallen. Diese Form der Foérderung wurde besonders nach dem 2. Weltkrieg

eingesetzt, wird heute aber nicht mehr favorisiert.

Neben der Mobilisierung und Bereitstellung von glnstigen Wohnbauflachen (z.B. stadte-
bauliche EntwicklungsmalRnahme in Bichenbach West | und Il sowie militarische Kon-

versionsflache Roéthelheimpark) sowie der Férderung von jungen Familien beim Grund-
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stiickserwerb setzt die Stadt Erlangen die Kinder- und Familienfreundlichkeit durch eine
integrierte Vorgehensweise in der Stadtentwicklung um. Hierbei treffen sich alle relevan-
ten Fachamter in einer informellen Dialogrunde und diskutieren projektbezogen die Kin-

der- und Familienfreundlichkeit der einzelnen Bebauungsplane.

Aktuell betreibt Erlangen allerdings keine strategische Baulandpolitik, sondern zehrt noch

von den Baugebieten Bichenbach West Il und Réthelheimpark.
Ehrenamt

Die Umsetzung zahlreicher Mallnahmen zur Kinder- und Familienfreundlichkeit in Erlan-
gen beruhen auf ehrenamtlichem Engagement. Dieses Ehrenamt ist in Erlangen im Ver-
gleich zu anderen Stadten Uberdurchschnittlich stark ausgepragt. Die Stadt Erlangen for-
dert das ehrenamtliche Engagement zum einen durch das Benennen einer ehrenamtlich
arbeitenden Ehrenamtsbeauftragten (z.B. Organisation von Runden Tischen) und zum
anderen durch die Organisation einer jahrlich stattfindenden Festveranstaltung. Als Dan-
keschon und Anreiz fur Ehrenamtler verteilt die Stadt Erlangen ferner so genannte ,Aktiv-
Cards" an alle ehrenamtlich tatigen Vereine, Gruppen etc.. Mittels dieser Aktiv-Card er-

halt man verglnstigte Eintrittspreise in stadtische Veranstaltungen.
Themen des Biindnisses fiir Familien

Aktuell haben sich acht Arbeitskreise mit unterschiedlichen Themenschwerpunkten im

Erlanger Bundnis fur Familien gebildet:

- AK Ganzjahrige Ferienbetreuung: Durch diesen Arbeitskreis des Biindnisses fir
Familien kann eine ganzjahrige Ferienbetreuung fir alle Grundschiler in Erlangen

angeboten werden.

- AK Familienatlas: Ziel dieses Arbeitskreises ist die stadtteilbezogene Blndelung
aller Angebote und Adressen, die mit Familienbelangen zu tun haben. Diese Informa-
tionen sollen zum einen im Internet veroffentlicht werden, und zum anderen in Form

einer Stadteilkarte dokumentiert werden.

- AK Trendunternehmen: Pramierung von Erlanger Unternehmen mit familienfreundli-
cher Personalpolitik. Die erste Veranstaltung fand im Jahr 2006 statt und soll alle zwei

Jahre wiederholt werden.
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- AK Familienpatenschaften: Das Angebot der Patenschaften richtet sich an Kinder,
Jugendliche und Familien, die sich in Schwierigkeiten befinden. Der Pate begleitet
Kinder aus Familien in besonderen Lagen und entlastet dadurch die Familie. Eine
hauptamtliche Sozialpadagogin soll die Koordinierung tibernehmen und beratend un-
terstlitzend sein. Die erforderlichen Finanzmittel konnten Uber Spender und Sponso-

ren inzwischen gesammelt werden (rund 20.000 €).

- AK Familie und Gesundheit: Im Internet werden Daten nach bestimmten Lebensla-
gen (z.B. Schwangerschaftsberatung, Vorsorgeuntersuchungen, gesundes Pausen-
brot, Selbsthilfegruppen etc.) angeboten. Ferner soll ein Ernahrungstraining fir sozial
benachteiligte Familien organisiert werden. Das ganze Angebot erfolgt in Zusammen-

arbeit mit Krankenkassen, Sportvereinen, Kinderschutzbund etc..

- AK aktivierende Beteiligung von Familien im Stadtteil: Dieser Arbeitskreis mdchte
Familien zum Einsatz in ihrem Stadtteil motivieren und als Gegenleistung deren Mit-

bestimmung fordern. Das Projekt steht noch in der Konzeptionierung.

- AK finanzielle Entlastung von Familien mit Schulkindern: Der Grundgedanke
hierbei ist, dass Kinder im Schulalter sehr teuer sind. Daher sollen Familien starker fi-
nanziell entlastet werden, z.B. durch die Anschaffung von Atlanten in den Schulen.
Aktuell werden noch Sponsoren gesucht, allerdings wurde bereits eine kleine Umfra-

ge zum Thema (Ausgaben fir Schulkinder) gestartet.

- AK Familien und Wirtschaft: Dieser Arbeitskreis fordert die Kooperation zwischen

kleinen Unternehmen zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

3.2.5 Fazit

Erlangen ist durch eine langjahrige Familienpolitik gekennzeichnet. Wahrend die vielfalti-
gen Malknahmen (z.B. Kinderbetreuung, Freizeitangebot fir Kinder- und Jugendliche,
Baulandausweisung) der letzten 30 bis 40 Jahre zwar koordiniert, aber doch eher parallel
nebeneinander her liefen, kann man seit 2002 von einer strategischen Steuerung der
Familienpolitik sprechen. Hierfur ist insbesondere das persdnliche Engagement des O-
berburgermeisters verantwortlich, der sowohl eine Stabsstelle flir Kinder- und Familien-
freundlichkeit eingerichtet hat als auch eine ehrenamtliche Kinderbeauftragte verpflichtete
und andere Organisationsstrukturen einflhrte. Als formeller Leitfaden flr Kinder- und

Familienfreundlichkeit dient ein verbindlicher Projektauftrag an alle Amter der Stadtver-
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waltung. Als weitere Erfolgsfaktoren in Erlangen kénnen das Uberdurchschnittlich hohe
ehrenamtliche Engagement der Bevdlkerung sowie der ansassigen Unternehmen (insb.
Siemens) genannt werden. Zum einen spielt der hohe Anteil an Akademikern eine Rolle,

zum anderen die spezielle Férderung des Ehrenamts durch die Stadt Erlangen.

Die vielfaltigen MaRnahmen der Stadt Erlangen verfolgen zwei Ziele: einerseits die Ab-
wanderung junger Familien ins Umland abzuschwachen und andererseits die Lebensbe-

dingen von Familien in Erlangen zu verbessern.

In Erlangen kommen in der Wohnungsmarkt- und Baulandpolitik drei Instrumente zum
Einsatz. Erstens die Mobilisierung von kostenglinstigem Bauland, zweitens die Bauland-
vergunstigung fir Familien mit Férderprogrammen sowie drittens die Umsetzung be-
stimmter Qualitdtsstandards (z.B. im Rd&thelheimpark). Dagegen kann die Realisierung
der innerstadtischen Konversionsflache nur als ,Glicksfall“ anstatt als aktive Steuerung
bezeichnet werden. Auch aktuell gibt es in Erlangen keine aktive Planung zur weiteren

Baulandmobilisierung.
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Grundinformationen Erlangen

Erlangen zahlt zu den kleinen GroRstadten mit nur knapp 104.000 Einwohnern. Die Universitatsstadt liegt in der Metropol-
region Nurnberg und bildet zudem mit den rund 15 km sidlich gelegenen Stadten Nurnberg und Firth einen Stadtever-
bund. In Erlangen lebt ein Uberdurchschnittlich hoher Anteil an Studenten und Akademikern. Dies fuhrt zu einer hohen

Mobilitat vieler Einwohner und damit einer Dynamik auf dem Wohnungsmarkt.

Wahrend die Bevolkerungsentwicklung Mitte der 1990er Jahre ruicklaufig war, wachst die Stadt seit dem Jahr 2000 wieder
leicht an. Auch fiir die Zukunft wird aufgrund der positiven wirtschaftlichen Entwicklung ein weiteres Bevdlkerungswachs-
tum erwartet. Dabei pragt vor allem der Elektrokonzern Siemens mit zahlreichen Niederlassungen den Arbeitsmarkt und
damit auch die Bevdlkerungsentwicklung. Ein weiterer Anziehungspunkt fir Zuziehende ist die Universitat mit rund 19.000
Studierenden und zahlreichen Arbeitsplatzen. Erlangen verzeichnet seit dem Jahr 2000 leichte Wanderungsgewinne.
Hierflr ist im Besonderen die Altersgruppe der 18 bis unter 30-Jahrigen verantwortlich, die die einzige Bevolkerungsgruppe
mit einem deutlich positiven Wanderungssaldo darstellen. Gegentiber dem Umland verliert Erlangen allerdings an Einwoh-
nern.

Abbildung 9: Bevolkerungsentwicklung 1995 bis 2005 (1995 = 100)
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3.3 Fulda

3.3.1 Entwicklung der Familienpolitik

In Fulda dominiert ein wert-konservatives und katholisch gepragtes Milieu. Politisch ver-
fugt die CDU seit der Nachkriegszeit praktisch ausnahmslos Uber die absolute Mehrheit
im Stadtrat. Die damit verbundene Werteorientierung fihrte dazu, dass der Stadtrat das
Thema Familienpolitik/-forderung seit Jahrzehnten als einen seiner wichtigsten Schwer-

punkte betrachtet.

Im Jahr 1979 stellte die CDU-Stadtverordneten-Fraktion zum Anlass des internationalen
Jahres des Kindes (UNO) den Antrag, in Fulda so genannte Leitlinien der Familienpolitik
zu entwerfen. Hintergrund war die Frage, wie die Unterstliitzung und Férderung von Fami-
lien bisher gestaltet war, wo Schwerpunkte lagen und wo evtl. neue Akzente gesetzt wer-
den sollten. Ein Grundsatzpapier der CDU und ihres Arbeitskreises ,Jugend und Sport®
miindete in einer Vorlage des Magistrats, die die Stadtverordnetenversammlung 1980
einstimmig verabschiedete. Diese Leitlinien der Familienpolitik wurden inzwischen fortge-

schrieben und aktualisiert, im Grundsatz aber immer beibehalten.

Die Stadt entwickelt ihre Ansatze kontinuierlich fort und kann mittlerweile auf eine lange
familienpolitische Tradition zuriickblicken. Inhaltlich stehen neben Wohnangeboten fir
Familien samtliche weitere familienrelevante Bereiche im Mittelpunkt der Betrachtung,

darunter Schulen (,Stadt der Schulen®), aber auch z.B. Infrastruktur, Kinderbetreuung,

Sicherheit, Frei-/GriJanéichen.21

2! Anders als in den anderen untersuchten Stadten verfligt Fulda Gber eine lange familienpolitische Tradition. Das inter-
nationale Jahr des Kindes hatte eine deutlich ziindende Funktion, jedoch bettet sich auch dieses somit erzeugte Enga-
gement in die Gesamtorientierung der Stadt ein, die bis heute kontinuierlich anhalt. Weil es somit kaum weitere ein-
schneidende zeitlich zu manifestierende familienpolitische Ereignisse in Fulda gibt, wird auf die Darstellung einer Zeit-
achse in diesem Fall verzichtet.
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Abbildung 10: Entwicklung der Familienpolitik in Fulda
Lokale Biindnis fiir
Familien
Ratsbeschluss ,,Leitlinien der
Familienpolitik in Fulda“
) Bund-Lénder-Programm
) Soziale Stadt
:0 Internationales Jahr
"(7; des Kindes (UN®) Regionaler
c Familientisch
< \ imuenbelrat
1979 1980 Mitte der 1990er 1999/2000 2001/02002 2005
Thematisierung einer systematischen Familienpolitik in Politik und Verwaltung
Kontinuierliche Fortschreibung und Aktualisierung der Leitlinien in jeder Wahlperiode
Berichterstattung zum Stand der Umsetzung in jeder Wahlperiode in Form eines Leistungsberichts
(Inhalt: familienorientierte Stadtentwicklungsplanung, Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, kulturelle
c Angebote, sonstige Angebote fiir Familien, Monitoringfunktion)
(&)
E Bedarfsweise fachspezifische konzeptionelle Analysen
o
N Baulandpolitik: Zwischenerwebsstrategie
-
Familienfreundlichkeitspriifung
Soziale Stadt Aschenberg
Lokales Biindnis fiir
Familien ,,Familien
Aktiv — Fit fir Familie“
Quelle: Darstellung empirica

3.3.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen

Grundlage der Leitlinien der Familienpolitik ist der Konsens in der Stadt, dass die Familie
....das wichtigste soziale Netz in unserer Gesellschaft [bildet]. Familienpolitik, dient dem
Schutz der Familie und beschaftigt sich deshalb mit der Entwicklung einer kinder- und
familienfreundlichen Gesellschaft. (...)" * _ Dieser Hintergrund bildet Motivation und

gleichzeitig Zielsetzung der Familienpolitik.

Seit ihrer Entstehung im Jahr 1980 werden die Leitlinien fortgeschrieben und die Stadt-

verordnetenversammlung in jeder Wahlperiode einmal Uber deren Umsetzung in Form

22 Magistrat der Stadt Fulda/ Amt fiir Jugend und Familie: Fulda informiert. Familien im Mittelpunkt. 1999.
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eines Leistungsberichts unterrichtet. Dieser rund 60-seitige Bericht wird vom Amt fir Ju-

gend und Familie verfasst und beinhaltet, angelehnt an die Leitlinien, folgende Aspektezs:

Familienorientierte Stadtentwicklungsplanung

Familiengerechtes Wohnen

Familiengerechtes Wohnumfeld
Familienvertraglichkeitspriifungen in der Bauleitplanung
Spiel- und Lebensraume fiir Kinder und Jugendliche
Verkehrsplanung

Sanierung und Stadterneuerung (Berichtszeitraum 2000 bis 2004)

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe

Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Zentrale Angebote der Jugendarbeit
Dezentrale Angebote der Jugendarbeit
Angebote der Jugendarbeit fiir spezielle Zielgruppen
Jugendverbandsarbeit
Neue Formen der Sozialarbeit
Foérderung der Erziehung in der Familie
Partnerschafts-, Trennungs- und Scheidungsberatung
Unterhaltsvorschuss- oder -ausfallleistung
Fdérderung der Familienbildung
Forderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege
Tageseinrichtungen fiir Kinder
Betreuungsangebote an Grundschulen
Tagespflege
Hilfe zur Erziehung und andere Aufgaben
Erziehungsberatung
Erziehungsbeistandschaft, Betreuungshelfer
Sozialpadagogische Familienhilfe
Erziehung in einer Tagesgruppe
Vollzeitpflege
Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform

Eingliederungshilfe fiir seelisch behinderte Kinder und Jugendliche

Weitere Aufgaben und Leistungen

Organisation der Kinder- und Jugendhilfe in der Stadt
Zusammenarbeit mit anderen Stellen und Einrichtungen
Burgerbeteiligung und 6ffentliche Aktionen
Organisationsentwicklung des Amts fur Jugend und Familie

Kulturelle Angebote
Schlosstheater
Freie Kulturarbeit
Musikschule
Volkshochschule
Biichereiverbund
Angebote der Museen und des Planetariums
Sonstige Leistungen fiir Familien
Familiengerechte Beschaftigungsbedingungen bei der Stadt
Hilfen fiir Familien mit Senioren
Seniorenbdro der Stadt
Seniorenwegweiser
Altengerechte Wohnungen
Haus-Notruf-System
Hilfen fir Behinderte
Fruhférderstellen und Platze in Kindertageseinrichtungen
Integrationsklassen in der Grundschule
Integration auslandischer Mitburgerinnen und Mitblrger
Suchtkrankenhilfe
Schuldnerberatung
Schwimmbader
Ehrenpatenschaften
Frauenférderung
Hilfen fiir Schilerinnen und Schiler

Sie umfassen samtliche im Berichtszeitraum durchgefihrten MaRnahmen und Angebote
(Abfrage aus verschiedenen Fachressorts) und erflllen bewusst auch die Funktion eines

Monitorings.

Fur den Bereich Wohnungsmarkt erstellt Fulda derzeit auf Basis der Bevélkerungsprog-
nose eine Vorausschatzung des zukinftigen Bedarfs an neuen Wohneinheiten differen-
ziert nach Marktsegmenten (Einfamilienhauser, Geschosswohnungsbau). In den Randla-
gen verfugt die Stadt lber ausreichende Flachenpotenziale zur Schaffung von neuem

Bauland.

28 Leistungsbericht zu den Leitlinien der Familienpolitik, Stadt Fulda 2005.
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Hinzu kommen weitere konzeptionelle Analysen, die bedarfsgemal erstellt werden. So
erarbeitet die Verwaltung derzeit einen so genannten ,Spielplatzkompass*®, der die Erfas-
sung und Bewertung aller Aufenthaltsflachen fir Kinder beinhaltet und anschlielend eine
Prioritatenliste und Empfehlungen vorsieht. Der Spielplatzkompass ist eine Variante der
Spielleitplanung, die stadtteil- bzw. sozialraumorientiert auf die Beteiligung insbesondere
von Kindern, aber auch Jugendlichen und Familien abzielt. Zuvor wird eine sozialraum-
orientierte Bedarfsanalyse durchgefiihrt (z.B. Wie viel Flache sollte fir Kinder vorhanden
sein?). Als Beteiligungsverfahren dienen z.B. Exkursionen durch das Stadtquartier (z.B.
Kinderdetektive, die Gefahrenquellen aufspiiren), Fotochecks, Versammlungen etc. Mit-
tels der Beteiligungsverfahren wird sichtbar, welche Schwierigkeiten und Probleme im
Stadtquartier vorliegen (z.B. unsichere Verkehrssituationen, schmutzige Spielplatze etc.).
Neben konkreten Handlungsempfehlungen - sowohl aus Kinder- als auch aus Experten-
sicht — entstehen teilweise auch Produkte, die unmittelbar fir Kinder und Familien nutz-
lich sind (z.B. Kinderstadtplan). Der Spielplatzkompass soll sukzessive in allen Stadtteilen
umgesetzt werden. Der Zeitaufwand pro Stadtteil liegt zwischen 6 und 9 Monaten (keine
konzentrierte Vorgehensweise). Damit spielen partizipative Ansatze in Fulda eine wichti-

ge Rolle.

3.3.3 Organisationsstruktur

Innerhalb der Verwaltung ist das Amt fiir Jugend und Familie federfihrend fir alle famili-
enpolitischen Initiativen. In der Stadtverordnetenversammlung existiert ein eigener Aus-
schuss fiir Soziales, Familie und Jugend. Darlber hinaus handelt es sich bei der Famili-
enpolitik um eine Querschnitts- und Grundaufgabe aller Fachbereiche. Dies gilt entspre-

chend auch fir die Umsetzung der familienpolitischen Leitlinien.

Bei Bedarf werden themenspezifisch ressortiibergreifende Gremien eingerichtet. So G-
bernimmt derzeit z.B. eine dezernatsiibergreifende Arbeitsgruppe die Planung, Koordina-
tion und Umsetzung des Spielplatzkompasses. Die Federflihrung ist beim Amt fir Jugend
und Familie angesiedelt, dartber hinaus sind Stadtplanungs-, Grunflachen- und Schulamt

beteiligt. Die Arbeitsgemeinschaft wurde als Lésung fur Kompetenzfragen gefunden.

Im Alltagsgeschaft erlaubt die Uberschaubare GroRe der Verwaltung bei Bedarf kurze
Wege zwischen den einzelnen Ressorts sowie zu Tragern vor Ort. Traditionell haben die
lokal ansassigen Organisationen (z.B. freie und oOffentliche Trager, Wohlfahrtsverbande,

Vereine) eine grofRe Bedeutung und sind vielfach sehr gut miteinander vernetzt.
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Neben den zivilgesellschaftlichen Organisationen besteht auch ein enger Kontakt zu Fa-
milien selbst. So wurde z.B. 2001/2002 als einjahriges Projekt mit breiter gesellschaftli-
cher sowie verbandsbezogener Mitwirkung ein regionaler Familientisch durchgefuhrt. Ziel
war die kritische Reflexion der Familienpolitik und die Mdéglichkeit neue Impulse zu set-
zen. Daruber hinaus wurde 2001 ein Familienbeirat aus 15 Familien gegrindet, der den

Magistrat bei familienpolitischen Themen beraten hat. Er ging spater in das Lokale Blind-

nis fir Familien in der Stadt Fulda tber. **

Abbildung 11: Organisationsstruktur der Familienpolitik in Fulda
Dezernat | Dezernat Il Dezernat Il
Haupt- und Personalverwaltung, ... Offentliche Sicherheit und Ordnung, Familien, ... Liegenschaften, Umwelt-, bau- und Stadtentwicklung
1 2 3 4 5 6 7 8
Allgemeine Finanzen Recht, Schule und Soziales, Bauwesen Offentliche Wirtschaft
Verwaltung Sicherheit Kultur Jugend Einrichtungen und Verkehr
& Ordnung & Gesundheit
Ubrige Amter Federfiihrung Familienpolitik: Ubrige Amter

| Amt fir Jugend und Familie
l ; 1

Bedarfsweise themenspezifische ressort-/dezernatsiibergreifende Arbeitsgremien
(z.B| Spielplatzkompass)

Lokales
Blindnis
Weitere flr Familie
Initiativen Soziale Stadt

z.B.:

agebynespiuyossiany 9319zINMIBA [[duoiipe.} sje yiijodusijiwe

Quelle: Darstellung empirica

3.3.4 Besondere Ansatze der Familienpolitik

Kommunaler Zwischenerwerb

Die Stadt Fulda verfolgt seit rund zehn Jahren eine Zwischenerwerbsstrategie zur aktiven

Bodenpreispolitik. Hierzu erwirbt sie Grundstiicke (z.B. von Landwirten) zu einem festge-

% Lokale Bundnisse fir Familien: Fulda — Fulda fit fir Familien — Berlin 2005. Online unter:

http://www.familienbuendnisse.de/testarea/pdf_buendnisse/fulda.pdf (8. November 2007)
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setzten Preis und gibt dafiir die Sicherheit, Baurecht fiir das Grundstiick zu gewahren.
Weigert sich der Eigentimer zu dem angesetzten Preis zu verkaufen und spekuliert auf
héhere Preise, verweigert die Stadt im Gegenzug dauerhaft das Baurecht. Entsprechen-
de Falle hat es in der Praxis bereits gegeben. Kommt es zu einem Verkauf, Uberlasst die
Stadt dem urspriinglichen Eigentimer je nach Verhandlung einen unterschiedlich um-
fangreichen Anteil an Bauplatzen zu seiner freien Vermarktung. Die Ubrigen Bauplatze
werden Uber die Stadt zu einem niedrigeren Preis vermarktet, wobei Familien bevorzugt
behandelt werden. Die Stadtpolitik steht hinter dieser Strategie. Da die Stadt mit dem
Wiederverkauf der Grundstiicke immer noch Gewinn erzielt (nur nicht den maximal

marktmdglichen), kommt es haushaltsrechtlich zu keinen Problemen.

Neubaugebiet Fulda-Galerie: Planungsseminar, flexible Bodenpolitik, Bauherren-
gruppen

Das gréfte aktuelle Neubaugebiet in der Stadt ist die Fulda-Galerie. Es entsteht auf einer
stadteigenen Konversionsflache, einem ehemaligen US-Flughafengelande, in rund 3 km
Entfernung zur Innenstadt. Acht der insgesamt 90 ha werden als Gewerbe entwickelt, die
Ubrigen Flachen stehen flir Wohnungsbau zur Verfiigung. Die urspriingliche Planung ei-
nes reinen Gewerbegebietes wurde zugunsten von Wohnen fallengelassen. Die Fulda-
Galerie bietet somit der Stadt die Moglichkeit, den Bedarf nach Eigenheimen zu decken.
Rund 50% der Flache ist bereits entwickelt, eine Schule, eine Kindertagesstatte und klei-
nere Geschafte sind erdffnet, ein Nahversorgungszentrum und weitere Wohnfolgeeinrich-
tungen sollen folgen. Eine Entwicklungsgesellschaft Gbernimmt die Entwicklung und
Vermarktung der Flachen. Es entsteht Gberwiegend individuelle Bebauung. Hervorzuhe-
ben ist eine sehr flexible Bodenpolitik in der Fulda-Galerie. Das Baugebiet wurde im Vor-
aus nur grob parzelliert, so dass Kaufer - je nach Einkommen und Wuinschen - frei zwi-
schen Grundstlicksgrofien wahlen kdnnen. Neben Einzelbauherren kommen somit auch
Architekten zum Zuge, die z.B. gleich finf Parzellen gleichzeitig erwerben (Bauherren-
gruppen).

Die Grundstuickspreise liegen zwischen 39,- und 110,- €/m? fir das Grundstiick zuziiglich
ErschlieBungskosten (41,- bis 50,- €/m?). Familien und Alleinerziehende mit mindestens
drei Kindern erhalten einen Rabatt in Hohe von 20%, mit zwei Kindern 10% und mit ei-
nem Kind 5% Nachlass auf den Kaufpreis. Werden innerhalb von 2 Jahren nach Ab-
schluss des Grundstlickskaufvertrages Kinder geboren, so wird der Preisnachlass auch
nachtraglich gewahrt.

Die Fulda-Galerie ist auf eine fiir die Verwaltung neue Art geplant worden. Zu Beginn hat

eine Gruppe aus ca. 25 bis 30 Mitarbeitern der Stadtverwaltung (verschiedene Ressorts,
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von Frauenbeauftragter Gber Jugendamt bis Stadtbaubeirat etc.) ein Planungsseminar an
einem Wochenende abgehalten und dort die Vorstellungen fir den neuen Stadtteil eror-

tert (inklusive externer Moderation).

Masterplan ,,Siidliche Innenstadt“: von Gewerbe- zu Wohnbauflachen

Ein weiterer Schwerpunkt der Stadtentwicklung liegt in der Innenentwicklung, in Form
einer Reurbanisierung der Innenstadt. Dort fehlt es an ausreichenden Flachen, um die
Nachfrage nach Wohnraum zu bedienen. Dies gilt nicht nur fur Familien, sondern auch
z.B. fUr altere Leute, die nach dem Auszug der Kinder aus dem Umland zurtickkehren.
Die vorhandenen Baulticken befinden sich haufig in privatem Eigentum, so dass die Stadt
keinen Einfluss auf die Verwendung nehmen kann. Es wurde daher ein Masterplan ,Sid-
liche Innenstadt” entwickelt, mit Hilfe dessen freiwerdende Gewerbeflachen in der Innen-
stadt in Wohnraum umgewandelt werden sollen. Der Masterplan wird ber Stadtumbau-
mittel geférdert. Eine Besonderheit liegt dabei darin, dass die Férdergelder in diesem Fall
auch fur den Grundstlickskauf eingesetzt werden kénnen (Aspekt der Neustrukturierung

von Innenstadten).

Familienfreundlichkeitspriifung

Alle Vorhaben in der Bauleitplanung werden einer Familienvertraglichkeitsprifung unter-
zogen. Das Amt fir Jugend und Familie bewertet die Bauleitplanentwlirfe dahingehend,
ob die Belange von Kindern, Jugendlichen und Familien in ausreichendem Male berick-
sichtigt sind oder besondere Aspekte im Hinblick auf Familien noch starker einflieRen
missen. Die Prifbereiche umfassen die Gestaltung der Wohnbereiche, Spiel- und Auf-
enthaltsmdglichkeiten fur Kinder, Jugendliche und Familien sowie die Verkehrsplanung
hinsichtlich Sicherheit und Erreichbarkeit. Jahrlich werden durchschnittlich etwa zehn

Prufungen durchgefihrt.

Weitere Ansatze

DarlUber hinaus gibt es in Fulda ein breites Fundament weiterer Ansatze, die einen positi-
ven Beitrag zur Familienfreundlichkeit der Stadt leisten. Hierzu zahlen z.B. folgende
Punkte:

— Familien erhalten beim Eigentumserwerb im Rahmen eines kommunalen Programms

ein zinsgunstiges Darlehen
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— Deutliche Erhéhung der Ausgaben flr Kindertagesstatten, flr Zuschlisse zu den Be-

triebskosten freier Trager und fur Zuschlsse zu den Elternbeitrdgen

— Feste Betreuungszeiten in Grundschulen bis mindestens 13.30 Uhr

— ,Unterrichtsgarantie plus“ (Programm der Hessischen Landesregierung): Verlassliche
Schule fiir die angegebenen Schulzeiten zwischen der ersten und der sechsten
Schulstunde fir die Jahrgangsstufen 1 bis 10 (Verordnung zur Sicherstellung der Ver-
I&sslichen Schule nach §15a des Hessischen Schulgesetzes); zusatzliches Nachmit-

tagsangebot in Kooperation mit Vereinen

— Eine offene Ganztagsgrundschule (7.30 Uhr bis 16.00 Uhr)

— Netzwerk fur Erziehungshilfe seit 2004 — Kooperation von Schule und Jugendhilfe

— Beteiligung von Kindern und Familien an Planungen flr Spielplatze

3.3.5 Fazit

In Fulda bildet Familienpolitik traditionell einen zentralen Schwerpunkt in Politik und Ver-
waltung. Die Stadt zeigt ein traditionell tief im Bewusstsein verankertes Engagement flr
die Belange von Kindern und Familien. Ausschlaggebend fur dieses Engagement sind
gesellschaftliche Werte (Familie als Grundlage der Gesellschaft). Die seit rund zehn Jah-
ren praktizierte Zwischenerwerbsstrategie ist ein Beispiel fur entsprechende MaRhahmen
der Stadt. Die vergleichsweise hohe Geburtenrate von 1,85 Kindern pro Frau im gebarfa-
higen Alter in Fulda ist u.U. Spiegel dieser insgesamt hohen Familienorientierung (auch

im Sinne einer Gesamtstimmung) in der Stadt.

Fulda hat mit dem federflihrenden Amt (sowie auf der politischen Seite dem Ausschuss)
eine Organisationsstruktur aufgebaut, die bei Bedarf die Koordination und Steuerung ent-
sprechender Mallnahmen Ubernimmt (z.B. Erstellung der Leistungsberichte). Nach eige-
ner Einschatzung bedarf es aufgrund der Uiberschaubaren GroéRRe der Stadt keiner weiter-
gehenden Steuerungsfunktion, da sich die Mitarbeiter untereinander kennen und Anlie-
gen im direkten Kontakt und damit auf informeller Ebene bearbeiten kénnen. Der Leis-
tungsbericht ist ein langjahriges Instrument zum Monitoring, das Politik und Verwaltung
Uber den Stand der familienpolitischen Aktivitaten informiert. Es handelt sich in erster
Linie um ein deskriptives Berichtswesen. So gibt es z.B. nur selten analytische Absatze,

die die Angebote und MalRnahmen in Relation zu einem, mdglicherweise sogar quantita-
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tiv untermauerten, Bedarf setzen. Auch Handlungsanweisungen u.A. sind entsprechend
nicht enthalten. Trotzdem stellt der Familienbericht ein wichtiges familienpolitisches In-

strument dar.

Trotz der langen familienpolitischen Tradition konstatiert auch Fulda evtl. Angebotslicken
in bestimmten Bereichen. So sind z.B. Betreuungsangebote in Randzeiten nur begrenzt
vorhanden. Allerdings ist bislang nicht geklart, ob ein entsprechender Bedarf nach
Betreuung z.B. nach 17 Uhr oder an Samstagen tatsachlich vorhanden ist. Die Stadt hat
bisher von einer entsprechenden Bedarfserhebung abgesehen, um auf Birgerseite keine
Erwartungen zu wecken. Somit herrscht keine genaue Gewissheit Giber einen moglichen

Zielwert in diesem Betreuungsbereich.

Insgesamt lassen sich in Fulda in seiner langen familienpolitischen Tradition kaum spezi-
fische Phasen von unterschiedlicher Relevanz herausstellen. Vielmehr handelt es sich
um eine Gesamtentwicklung, die 1980 eine Initialzindung erhielt. So ist es auch aktuell
Konsens, die bestehenden Leitlinien weiter umzusetzen und bedarfsweise inhaltliche

Schwerpunkte zu setzen (z.B. bauliche Verbesserungen von Schulen).

Grundinformationen Fulda

Fulda liegt ca. 85 km stdlich von Kassel und ca. 90 km nord-0stlich von Frankfurt/Main in der Nahe der Grenze zu Thirin-
gen und Bayern. Zurzeit wohnen in der Stadt 64.000 Einwohner. Fulda zahlt zu den wachsenden Stadten mit einer positi-
ven Wanderungsbilanz. Seit 1995 ist die Bevolkerungszahl um knapp 7 % gestiegen (vgl. Abbildung 12Fehler! Verweis-
quelle konnte nicht gefunden werden.). Insbesondere aus dem Rhein-Main-Gebiet ziehen viele Menschen in die Stadt
und pendeln taglich z.B. nach Frankfurt. Ein entscheidender Grund sind die im Vergleich zum Rhein-Main-Gebiet (300
Euro/m? aufwarts) vergleichsweise niedrigen Grundstlickspreise von deutlich unter 200 Euro/m?. Eine im Hinblick auf die
finanzielle Ausstattung der Gesamtstadt entscheidende Rahmenbedingung ist die hohe Wirtschaftskraft von Fulda. Die
Arbeitslosenquote ist hessenweit am niedrigsten (Fulda: 6,5 %, Hessen: 8,5 % (Stand: Januar 2007)) und das Wirtschafts-

wachstum hoch (stabile mittelstandsgetragene Wirtschaftsstruktur).

Abbildung 12: Bevélkerungsentwicklung 1995 bis 2005 (1995 = 100)
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3.4 Frankfurt am Main

3.4.1 Entwicklung der Familienpolitik

Seit den 1990er Jahren wurde der traditionelle Blick der Stadt Frankfurt auf ihre Zielgrup-
pen (Kinder, Jugendliche, Altere, sozial Schwache etc.) und daran gekniipfte Themen wie
einkommensabhangige Unterstutzung, Gefahrdungssituationen, spezifische Hilfsmal3-
nahmen, padagogische Unterstitzung um eine familienpolitische Perspektive erweitert.
Ein Meilenstein auf diesem Weg ist die Griindung des bei der Stadt Frankfurt angelager-
ten Kinderburos im Jahr 1991 (Magistratsbeschluss). Zum einen wurde die damalige Dis-
kussion zu Kinderbeauftragten/Kinderbiros in deutschen Stadten aufgegriffen, zum an-
deren folgte die Einrichtung des Biros Forderungen aus der Frankfurter Bevolkerung

nach starker kinderorientierten Themen.

Heute versteht sich das Frankfurter Kinderbiro als ,Ansprechpartner fir alles, was mit
Kindern und Familien in der Stadt Frankfurt zu tun hat®. Zu den Aufgaben zahlt insbeson-
dere der direkte Kontakt zu Familien, um herauszufinden, wo Probleme liegen (allgemein
aber auch Thema Wohnen) und die Zusammenarbeit mit Einrichtungen vor Ort, um L6-
sungen zu finden. Von grol3er Bedeutung fur die positive Wahrnehmung und die offentli-
che Akzeptanz des Kinderburos in Frankfurt war ein im Jahr 1994 gestartetes Selbsthilfe-
projekt im sozial belasteten Stadtteil Griesheim, das zwei Jahre andauerte und erfolgreich

abgeschlossen wurde.

Der anfangliche Fokus des Kinderbiros ausschliellich auf die Zielgruppe der Kinder
wurde angesichts der stark vor Ort integrierten Arbeit frihzeitig auf Familien ausgeweitet.
Dieser Prozess wurde flankiert einerseits von einer starkeren Familienpolitik auf der Bun-
desebene und einem zunehmenden gesellschaftlichen Diskurs des Themas Familie, an-
dererseits durch einen fachlichen Diskurs der Frankfurter Stadtverwaltung mit freien Tra-
gern und Familienbildungsstatten. Ausgangspunkte dieses Dialogs waren darlber hinaus
eine starke Abwanderung von Familien in das Frankfurter Umland, vermehrte Probleme
in Schulen und Kindertagesstatten sowie eine wachsende Bedeutung des Integrations-
themas — Themen, die auch durch Untersuchungen des Frankfurter Wohnungsamtes und
des Sozialdezernates fundiert wurden. Im Ergebnis ruckte der Begriff Familie in der zwei-

ten Halfte der neunziger Jahre starker in den Mittelpunkt der stadtischen Politik.
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Der in den neunziger Jahren beobachteten starken Abwanderung von Familien in das
Frankfurter Umland wurde ab etwa 2000 durch die verstarkte Ausweisung von Neubau-
gebieten fur Familien begegnet (u.a. Riedberg, Friedberger Warte). In diesem Kontext
wurde auch auf eine besonders schnelle Realisierung der Infrastruktur (z.B. Kitas) in den

neu entstehenden Baugebieten Wert gelegt.

Ab diesem Zeitpunkt rickte auch das Thema Kinderbetreuung in den Vordergrund, was
zur Folge hatte, dass ab 2002 jahrlich rund 200-250 zusatzliche Krippenplatze eingerich-

tet wurden.

Der nachste wichtige Schritt der Frankfurter Familienpolitik war die Griindung des Frank-
furter Bindnisses fir Familien im Jahr 2005. Die Initiative hierzu kam aus dem politischen
Raum. Frankfurt zahlte — wie andere Grofistadte in Deutschland auch — zu den ,Spat-
zindern“ in der Initilerung eines solchen Blindnisses. Der Magistrat der Stadt Frankfurt
beauftragte das Sozialdezernat damit, ein Biindnis fir Familien einzurichten. Mit der kon-
kreten Umsetzung, d.h. der Organisation und Koordination, wurde das Kinderburo beauf-
tragt. Nach einer ersten Informationsveranstaltung, an dem die mafRgeblichen Akteure
familienpolitischer Aktivitaten in Frankfurt teilnahmen, wurden Arbeitsgruppen gebildet
und familienrelevante Themen diskutiert. Das Frankfurter Bandnis verfolgt zwei Grundli-
nien: zum einen soll das Biindnis mit Personen und/oder Einrichtungen identifiziert wer-
den kénnen (v.a. Oberblrgermeisterin, Wohlfahrtsverbande, Kirchen, Gewerkschaften,
IHK), zum anderen sollen die problemorientierten Aktivitaten auf umsetzungsfahige Pro-

jekte fokussiert sein.

Seit dem in 2006 erfolgten politischen Wechsel verfolgt die Koalition aus CDU und Gru-
nen das Ziel, Frankfurt als eine der fliihrenden familienfreundlichen Stadte in Deutschland

zu positionieren. Als Mallhahmen wurden beschlossen:

e verstarkter Ausbau des Bildungsangebots und der Kleinkinderbetreuung (Ziel:
30% Versorgungsgrad bei 0-3-Jahrigen bis 2011, Ende 2006 bereits 18%, 2008

Schaffung von 500 neuen Platzen), Ganztagsbetreuung an Schulen;
¢ Intensivierung Kooperation Schule und Jugendbildung;

e Forderung eines preiswerten, familiengerechten Mietwohnungsbaus fir Familien
mit Kindern, deren Einkommen bis zu 40% Uber der Einkommensgrenze im sozi-

alen Wohnungsbau liegt.

Fallstudien BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2009



Expertise Stadtefallstudie 70

Zu den weiteren wichtigen Eckpunkten der Frankfurter Familienpolitik in der jingsten Zeit

zahlen:

o Verbesserung des Angebotes zur Kinderbetreuung (z.B. 2006: Beschluss zum
.entgeldfreien“ letzten Kindergartenjahr; 2007: Neues Personalbemessungssys-

tem fUr sozialpadagogische Fachkrafte in den stadtischen Kindertageseinrichtun-

gen)

e Unterstltzung und Starkung von Familien als Pravention im Rahmen des Kinder-
schutzes (z.B. November 2007: Stadtverordnetenbeschluss flir das ,Konzept fri-
he Hilfen“, das u.a. 19 neue Stellen fir Familienhebammen und im Sozialdienst

vorsieht

e Seit Oktober 2007 Initiative des Sozialdezernates, die Institutionalisierung der
Familienpolitik in Frankfurt voranzutreiben. Hierbei geht es in einem ersten Schritt
darum, die Aktivitdten aus unterschiedlichen Bereichen der Verwaltung (Bildung,
Soziales, Gesundheit, Sport) zu sammeln und transparent darzustellen. Weitere
Themen sind die Vernetzung der Akteure, Entwicklung eines gemeinsamen Logos

fur Familienaktivitaten der Dezernate, abgestimmte Prasentation nach aulRen.

Zu den aktuellen Schwerpunkten und Herausforderungen der Familienpolitik in Frankfurt
zahlen

¢ Integration von Familie und Beruf;

e Familien mit geringen Einkommen;

¢ Migrantenfamilien;

o Kultur, Freizeitangebote fiir alle Familien;

¢ Einfamilienhausbau fiir Familien mit mittlerem Einkommen; Bauherrengruppen

o Verbesserte Ganztagsbetreuung;

e Familiengerechter/glinstiger Wohnraum auflerhalb des sozialen Wohnungsbaus
(Zielgruppe mittlere Einkommen)
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Abbildung 13: Entwicklung der Familienpolitik in Frankfurt
Gesellschaftlicher Diskurs zu demogr. Wandel, Bundespolitik Bundesweite
Initiative Lokales
Starke Umlandwanderung von Biindnis fir
Familien Familien

() . Untersuchungen

S e von Wohnungeamt
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GE‘) Verstarkte Baulandpolitik fiir Familien
_GC) Kinderbetreuung in Kitas, Krippen, OGT
= Beratungs- u. Infoangebote
Familie & Beruf
Konzept
friilhe
Hilfen
Quelle: Darstellung empirica auf Basis von Informationen von der Stadt Frankfurt

3.4.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen

Frankfurt verfigt Gber ein umfassendes Berichtswesen und Gesamtkonzept ,Leitplan

Wohnen®, welches im Mai 2003 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen

wurde”®. Familien sind hier eine wichtige Zielgruppe. Vier aufeinander aufbauende Modu-

le, welche sich z.T. noch in der Entwicklung befinden, bilden zusammen die Grundlage

fur zukUnftige Planungen:

- Modul 1: Wohnungspolitische Leitlinien: Diese Leitlinien stellen die Grundsatze

und Ziele fur die Wohnungsversorgung dar. Wichtigstes Ziel ist derzeit die qualita-
tive Verbesserung der Wohnungsversorgung in allen Marktsegmenten. Dazu wur-
de auch die Offensive ,Qualitat im Wohnungsbau® 2005 gegrindet und Qualitats-

kriterien fir Neubauobjekte aufgestellt.

25 Vgl. Stadt Frankfurt: Vorlage B371 — Sachstandsbericht des Magistrats vom 06.05.2005. Online unter:

2 Vgl. Stadt Frankfurt: Wohnungsmarktbericht 2006, z.Zt. im parlamentarischen Geschaftsgang. Online unter:
http://www.stvv.frankfurt.de/parlis/ (24.01.2007)
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- Modul 2: Wohnungsbericht Frankfurt: Der Wohnraumbericht wurde erstmalig 2004

durch ein externes Institut erstellt und wird seitdem regelmaRig als Wohnungs-
marktbericht von der Stadt fortgeschrieben?. Der Bericht gibt die Status-Quo-
Situation und bisherige Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt sowohl fir die An-
gebots- als auch Nachfrageseite wieder und ermittelt den aktuellen Wohnungsbe-

darf nach Zielgruppen.

- Modul 3: Wohnbaulandentwicklungsprogramm: Bereits seit 1990 gibt es den

Rahmenablaufplan Wohnen, welcher spater zum Wohnbaulandentwicklungspro-
gramm weiterentwickelt wurde. Aktuelle Wohnbauflachen werden in diesem Be-
richt beobachtet und Potenziale fur die nachsten 10 Jahre errechnet. Dazu wird

eine Karte mit allen Flachen ab 50 Wohneinheiten erstellt.

- _Modul 4: Wohnraumversorgungskonzept: Dieses Konzept wird zurzeit erstellt und

soll sowohl fir den gesamten Wohnungsbedarf als auch flr den geférderten
Wohnungsbau zielgruppen- und stadtteilspezifische Aussagen zur zukinftig not-
wendigen und sinnvollen Wohnraumversorgung machen. Auf Grundlage der an-

deren drei Module sollen hier konkrete Konzepte erarbeitet werden.

Dariiber hinaus wurde bereits im Rahmen des Frankfurter Sozialberichts 2001°° eine
umfangreiche Analyse der Wohnsituation von Familien erstellt. Diese behandelte insbe-
sondere Haushalte mit niedrigem Einkommen und stellt deren Wohnraumbedarf das ent-

sprechende Angebot auf dem Frankfurter Markt gegentiber.

Das Kinderbiro erstellt daneben alle zwei Jahre einen Kinderbericht, welcher demogra-
phische Daten und die Lebenssituation von Kindern in Frankfurt untersucht. Dartber hin-

aus werden Handlungsempfehlungen fur zukinftige Planungen gegeben.

Im Rahmen der stadtischen Sozialberichterstattung wurde in 2006 der siebte Teil unter

dem Titel ,Aufwachsen in Frankfurt am Main: Kinder, Jugendliche und ihre Famili-

en: Situation und Entwicklungschancen® verdffentlicht.”’

Die IHK Frankfurt am Main hat fir die Region Frankfurt erstmals im Jahr 2006 einen Fa-

milienatlas erstellt28. Dieser behandelt die Themenfelder ,Beruf & Familie®, ,Betreuung®,

2 Vgl. Stadt Frankfurt: Frankfurter Sozialbericht, Teil Il Wohnungsversorgung. - Frankfurt am Main 2001. = Reihe Sozia-
les und Jugend, Bd. 22.

27 Vgl. Stadt Frankfurt: Frankfurter Sozialbericht, Teil VIl Aufwachsen in Frankfurt am Main: Kinder, Jugendliche und ihre
Familien: Situation und Entwicklungschancen. - Frankfurt am Main 2006. = Reihe Soziales und Jugend, Bd. 34.
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,0emographie” und ,Zukunft und bewertet die entsprechenden Indikatoren fiir jede ein-
zelne Gemeinde. Im Ergebnis werden Indizes fur jedes Themenfeld ermittelt und eine
Rangfolge der Gemeinden aufgestellt. Auf diese Weise wird deutlich, wo in Frankfurt die

Starken und Schwachen bez. familienrelevanten Aspekten liegen.

3.4.3 Organisationsstruktur

Organisatorischer Kristallisationspunkt der Frankfurter Familienpolitik ist das Kinderbiiro,
das derzeit beim Bildungsdezernat der Stadt Frankfurt angelagert ist**. Das Kinderbiiro
arbeitet Dezernat Ubergreifend. Die bei der Stadtverwaltung angesiedelte Stabstellen-
Organisation wurde gewahlt, um einerseits eine groRtmaogliche Handlungs- und Reakti-
onsfahigkeit sicherzustellen und damit quasi unabhangig von Hierarchieebenen agieren
zu konnen, andererseits um gleichzeitig einen engen Kontakt und Informationsaustausch

mit der Frankfurter Stadtverwaltung zu gewahrleisten.

Das Kinderburo hat zurzeit acht feste Mitarbeiter und einen Pool von ehrenamtlichen Hel-
fern, die entsprechend ihrer jeweiligen Fachkompetenz in die Arbeit eingebunden werden
(z.B. kostenlose Rechtsberatung fur Kinder und Jugendliche durch Anwaltinnen). Leitli-

nien der Arbeit des Kinderburos:

e Problemorientiertes Arbeit in Projekten (durch den direkten Kontakt zu Familien
vor Ort kdnnen relevante Themen aufgegriffen und im Rahmen von Projekten be-

arbeitet werden)

e Uberprifung des Erfolgs von Projekten (Projekte miissen sich in einer Frist von
einem halben bis einem Jahr bewahren und kénnen dann in bestehende Struktu-

ren, z.B. bei der Stadt, integriert werden);

o Kurze Reaktionszeiten (so werden z.B. Anfragen von Familien spatestens nach

einer Woche beantwortet);

o GroRtmogliche Unabhéangigkeit von bestehenden Strukturen (z.B. keine langerfris-

tige, formale Einbindung in bestehende Strukturen in Stadtteilen);

2 vgl. IHK Frankfurt am Main: Familienatlas 2006. - Frankfurt am Main 2006. Online unter: www.frankfurt-main.ihk.de
29 Bei Griindung des Kinderbiros im Jahr 1991 lag die formale Zustandigkeit bei Sozialdezernat.
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e Nutzung bestehender Ressourcen (z.B. Familiencafes. Freie Trager, die zwar U-
ber Raumlichkeiten und qualifizierte Mitarbeiter verfugen, aber noch beratende

Unterstutzung bendtigen);

e Akquisition von Drittmitteln (Grundfinanzierung durch die Stadt Frankfurt, Projekt-
bezogene Arbeit wird Gber Spenden und das Einwerben von Stiftungsgeldern fi-

nanziert);

¢ Qualitative Berichterstattung (alle 2 Jahre auf Grund der Erfahrungen und Ergeb-

nisse).

Die Arbeit des Kinderbiuros basiert wesentlich auf dem Wissen uber Probleme vor Ort,
d.h. in den Stadtteilen. Neben den sich im Verlauf der Jahre herausgebildeten informellen
Kontakten soll der Orts- und damit auch Problembezug sichergestellt werden durch Tref-
fen des Kinderbiros mit den Kinderbeauftragten der Frankfurter Ortsbeirate. Diese

Treffen sollen wenigstens viermal pro Jahr stattfinden.

Im Jahr 2005 wurde auch in Frankfurt ein Biindnis fir Familien gegriindet. Es besteht
aus einem Kuratorium aus Vertretern der Kommunalpolitik und zivilgesellschaftlichen
Organisationen, welches das Bindnis steuert, dem Kinderbtiro, welches die Koordination
und die Organisation tbernimmt sowie zahlreichen weiteren Akteuren aus der Wirtschaft,
Verwaltung, Gesundheit und Bildung etc., die sich mit ihren Ideen und Engagement ein-
bringen. Entsprechend den o.g. Prinzipien der Arbeit des Kinderbiros gibt es auch beim
Blndnis fir Familien keine langfristig angelegten Arbeitsgruppen zu ganz bestimmten
Themen, d.h. die Themen der Arbeitsgruppen wie auch ihre Mitglieder (Familien, Stadt-
verwaltung, Wohlfahrtsverbande, Kirchen, Gewerkschaften, Unternehmen etc.) verandern
sich im Prozess. Nach spatestens einem halben Jahr muss eine Arbeitsgruppe ein um-
setzungsreifes Ergebnis vorlegen. Bei den Arbeitsgruppen wird auch darauf geachtet,
Parallelstrukturen zu vermeiden (um zu verhindern, dass zu einem bestimmten Thema
zwei Arbeitsgruppen oder Arbeitskreise in der Stadt Frankfurt existieren). Uber das
Blndnis fur Familien wurde auch ein Impuls zur engeren Zusammenarbeit zu familienre-

levanten Themen in die Verwaltung gegeben.

Im Unterschied zu anderen Stadten gibt es in Frankfurt bislang keine direkte, enge, insti-
tutionalisierte Zusammenarbeit der verschiedenen Dezernate der Stadtverwaltung mit
dem Ziel eine Familienpolitik aus einem Guss zu prasentieren. Die Zusammenarbeit der
familienpolitischen Akteure fand und findet fast ausschlieRlich Projekt bezogen statt.

Durch diesen mehr als 15 Jahre dauernden Prozess hat sich jedoch mittlerweile eine
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Kultur der Zusammenarbeit entwickelt, so dass sich auch in Teilbereichen informelle
Strukturen herausgebildet haben (so nimmt etwa die Sozial- und Jugendplanung aus dem

Sozialdezernat Stellung zu Fragen sozialer Infrastruktur in Neubaugebieten).

Erstmals fand Anfang 2007 der Frankfurter Familienkongress statt. Teilnehmer aus
Stadtverwaltung, Stiftungen und sozialen Tragern diskutierten tber familienrelevante For-
schungsergebnisse, Entwicklungsprozesse und maogliche interdisziplinare Projekte. Damit
bietet der Familienkongress ein Forum zum Informationsaustausch und informellen

Netzwerkbildung.

Abbildung 14: Organisationsstruktur der Familienpolitik in Frankfurt
| Kommunalpolitik l—
tEntscheidungen
/ Kommunalverwaltung, insbesondere folgende Dezernate: \
Dezernat fiir Planung, Dezernat fiir Soziales, Dezernat fiir Umwelt Dezernat fiir Bildung
Bauen, Wohnen und Senioren, Jugend und und Gesundheit und Frauen
Grundbesitz | | .- Sport---------- [ mm oL .

~~~~~~~~~~~~~~~~~ , ——-

»

Buindnis fiir
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y

< Kinderbeauftragte
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Beteiligung, Infoaustausch

Mitarbeit

Sozialverbdnde, Unternehmen, Wirtschaftsvertreter, Gewerkschaften, Kirchen, Eltern...

Quelle: Darstellung empirica auf Basis von Informationen von der Stadt Frankfurt

3.4.4 Besondere Ansatze der Familienpolitik

Kinderbiiro

Bereits 1991 und damit weitaus vor Beginn der familienpolitischen Diskurse in anderen

Stadten hat Frankfurt ein Kinderblro eingerichtet. Im Gegensatz zu den — sofern Uber-
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haupt vorhanden - haufig nur mit einer Person besetzten Stellen der Kinderbeauftragten
in anderen Stadten umfasst das Frankfurter Kinderburo acht Mitarbeiter sowie zahlreiche
ehrenamtliche Helfer. Es dient als kommunale Interessenvertretung fur Kinder in Frank-
furt, fihrt Untersuchungen zur Situation von Kindern durch, macht Offentlichkeitsarbeit
und erarbeitet Konzepte flr kinder- und familienfreundliche Projekte. Dabei haben die
Mitarbeiter des Kinderburos unmittelbares Vortragsrecht bei allen Dezernenten und die
Méglichkeit, auf kommunale Planungen einzuwirken. Mit einem rollenden Kinderbiro,
dem sog. ,Frankie-mobil“-Bus werden Kinder in ihren Grundschulen und anderen Orten
vor Ort aufgesucht und uber Freizeitangebote und Mitmachaktionen informiert sowie tber

ihre Wiinsche und Ideen befragt.

Informations- und Beratungsangebote fiir Eltern

Seit 2006 findet jahrlich eine Familienmesse in Frankfurt statt. Diese informiert kostenlos
Uber familienrelevante Angebote der Stadt und anderer Trager. Organisationen erhalten
hier die Mdglichkeit, ihre Arbeit vorzustellen und Eltern kbnnen eigene Anregungen zur
Verbesserung des Angebots einbringen. Neben einem umfangreichen Informationsange-

bot fiir Eltern gibt es auch parallel Angebote fiir Kinder.

In Familien-Info-Cafes erhalten Eltern in gemdtlicher Atmosphare bei einem Kaffee In-
formationen zu Erziehungs-, Bildungs- und Freizeitangeboten fur Familien und kénnen
gleichzeitig mit anderen Eltern in Kontakt treten. Wahrenddessen kdnnen die Kleinkinder

nebenan im Babyclub spielen.

Alle Neugeborenen erhalten in Frankfurt ein Willkommenspaket, welches sowohl Infor-
mationen und Tipps als auch kleine Uberraschungen und Geschenke beinhaltet. Gleich-
zeitig werden Eltern mit ihren Neugeborenen zu Willkommensveranstaltungen eingela-
den, wo sie weitere Informationen zu Gesundheit, Betreuungsmdglichkeiten, Freizeit- und

Beratungsangeboten erhalten.

Eltern-Kind-Zentren stellen daneben wohnortnahe Einrichtungen zur frilhen Férderung,
Betreuung, Beratung und Bildung dar. Eltern erhalten hier Unterstltzung in verschiede-
nen Lebenslagen, Kindern wird ein breites Freizeitprogramm geboten, teilweise in Ver-

bindung mit Mittagessen und Hausaufgabenbetreuung.

Beteiligung von Kindern

Das Kinderburo hat in den Stadtteilen Frankfurts Kinderanhérungen eingefihrt, um I-

deen und Winsche von Kindern kennen zu lernen und ggf. in die Stadtplanung aufzu-
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nehmen. Bisher kamen zu den Anhdrungen jeweils rund 80 bis 250 Kinder, ein Moderator
leitet die Diskussion und eine Nachbereitungsgruppe aus Stadtteileinrichtungen, Ortsbei-
rat, Kinderbeauftragter und Kinderbiro befasst sich im Anschluss mit den Vorschlagen.
Umgesetzte Mallnahmen betreffen bspw. die Umgestaltung von Spielplatzen oder den

Bau von Basketballkorben etc.

Uber die Kinderanhérungen kann sich aber auch ein Kinderparlament oder ein Kinderrat
(wie bereits in 2 Stadtteilen erfolgt) griinden, welcher Uber einen langeren Zeitraum die
Ideen und Projekte begleitet und die Interessen von Kindern in den Frankfurter Stadttei-

len vertritt.

Darlber hinaus erhalten Kinder die Moglichkeit, GUber insgesamt 24 im Stadtgebiet aufge-

stellte Kinderbriefkasten ihre Wiinsche, Ideen und Sorgen mitzuteilen.

Freizeit- und Betreuungsangebote fiir Kinder

Die Stadt Frankfurt bietet einige besondere Angebote speziell fir Kinder. Dazu zahlt z.B.
das ,,Satourday-Familienprogramm® in den Museen, welches kostenlosen Eintritt,
Fuhrungen, Workshops und verschiedene Aktionen samstags flir Kinder umfasst. Jeder
Samstag steht dabei unter einem anderen Motto. Dadurch wird auch kaufkraftschwache-
ren Familien der Zugang zu kulturellen Angeboten ermdglicht. Daneben bietet das histo-
rische Museum ein eigenes permanentes Kindermuseum mit wechselnden Ausstellun-
gen, Werkstatten, Projekttagen und anderen Aktionen, in dem Kinder mit allen Sinnen

Geschichte erfahren kdbnnen.

Das Jugend- und Sozialamt bietet jahrlich das umfassende Kinderkulturprogramm Frank-
furter FI6he an, mit dessen Film- und Theaterauffihrungen in den Stadtteilen z.B. in 2006
10.000 Besucher erreicht wurden. Ein umfangreiches Freizeitangebot zur Entlastung der
Familien bilden auch die Veranstaltungen des jahrlichen Ferienkarussells und die Ausga-
be von Ferienkarten, die u.a. zum unentgeltlichen Besuch von Schwimmbadern, Zoo und
Museen berechtigen. Schon seit 1991 bietet die Stadt Frankfurt Bewohnerinnen und Be-
wohnern mit geringerem Einkommen den Frankfurt-Pass an. Er erleichtert gerade auch
Familien mit Kindern die Teilhabe an Freizeitangeboten vom sportlichen bis zum kulturel-
len Bereich. Der Frankfurt-Pass berechtigt zum kostenlosen Erhalt der Ferienkarte und
Benutzung der Stadtbicherei, zu wesentlich ermalligtem Eintritt fir Schwimmbader, The-
ater, Zoo, Palmengarten und Museen und zu einer erheblichen Preisreduktion im 6ffentli-

chen Nahverkehr.
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Fir Kinder zwischen 8 und 12 Jahren bietet die Universitat Frankfurt eine Kinder-Uni-
Woche an. Sowohl Schulklassen als auch einzelne Kinder mit ihren Eltern konnen die

Vorlesungen besuchen und sich Aspekte der Wissenschaft kindgerecht erklaren lassen.

Zu den Freizeitangeboten in den einzelnen Stadtteilen hat das Stadtvermessungsamt
zusammen mit Kindergruppen des Kinderburos Kinderstadtteilplane erarbeitet. Diese
weisen alle Spiel- und Sportmoéglichkeiten und Kindereinrichtungen aus und sind kosten-

los zu beziehen.

Um Eltern Zeit fir sich und flr Besorgungen zu ermdglichen, bietet das Kinderbilro zwei
betreute Spielplatze fir Kinder unter drei Jahren, welche schon laufen kénnen, an. Je-
weils vormittags von 9 bis 12 Uhr kdnnen Eltern ihre Kleinkinder hier abgeben. Dies ent-
lastet Eltern in ihrem Alltag und ermdglicht Erledigungen, welche mit Kleinkindern nur

schwer durchzufiihren sind.

Bereits seit Anfang der 1990er Jahre engagiert sich Frankfurt intensiv im Bereich betrieb-
lich unterstiitzter Kinderbetreuung. Im Rahmen des ,Frankfurter Programms® werden
Kindertagesstatten und Krippen finanziell bezuschusst, sofern sich auch der betriebliche
Kooperationspartner an den Kosten beteiligt. Hierdurch wird privatwirtschaftliches Enga-

gement zur verbesserten Vereinbarkeit von Beruf und Familie geférdert.

SchlieBlich hat das Kinderblro auch eine Auszeichnung fiir familienfreundliche Gast-
ronomiebetriebe eingefiihrt. Teilnehmende Restaurants und Cafes werden im Internet
mit ihren besonderen kinderfreundlichen Angeboten dargestellt, so dass Eltern wissen,

wo Kinder willkommen sind und wo sie Angebote flir Kinder vorfinden.

3.4.5 Fazit

Die Stadt Frankfurt verfligt angesichts ihrer Grofe und ihrer Vielfalt nicht tber eine Fami-
lienpolitik aus einem Guss wie z.B. Erlangen, sondern Uber eine Vielzahl von guten Ein-
zelmaflnahmen in den unterschiedlichsten Feldern. Diese Vielfalt hat auf der anderen
Seite auch dazu beigetragen, dass die Transparenz familienpolitischer Ansatze und
Malnahmen nicht immer und fur jeden vollstdndig gewahrleistet werden kann. Die Ver-
besserung der Transparenz ist daher eine wichtige und von der Stadt Frankfurt erkannte
Herausforderung im Rahmen der Familienpolitik der nachsten Jahre. Dies bedeutet je-
doch gerade in einer GroRstadt nicht, langfristig eine institutionelle Struktur zu schaffen,

bei der es schlieBlich nur noch um die Verwaltung der Familienpolitik und nicht mehr um
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ihre Inhalte geht. Das ,lean management® der bisherigen informellen Strukturen der Fami-
lienpolitik in Frankfurt, die ein schnelles und flexibles Handeln im Sinne der Zielgruppe
Familien ermoéglichen, entspricht vielmehr grof3stadtischen Strukturen mit ihren heteroge-
nen Bedurfnissen. Motor der familienpolitischen Aktivitaten in Frankfurt ist das Kinderbui-
ro, das auf Grund seiner personellen Ausstattung und Vernetzung mit allen relevanten
Akteuren in der Verwaltung und Gesellschaft eine Vielzahl von Projekten anstof3en konn-
te.

Grundinformationen Frankfurt am Main

Frankfurt als Finanzzentrum Deutschlands und Universitatsstadt liegt in Siidhessen rund 25km 6stlich der hessischen
Landeshauptstadt Wiesbaden. Mit rund 660.000 Einwohnern ist Frankfurt die flnftgré3te Stadt Deutschlands. Nach einem
Einwohnerriickgang in den 90er Jahren stieg die Einwohnerzahl zwischen den Jahren 2000 und 2005 wieder um 10.000
Einwohner an. Grund ist zum einen ein Rickgang der Wanderungsverluste ins Umland aufgrund einer gezielten Bauland-
strategie. Zum anderen tragt aber auch der starke Anstieg der Netto-Zuwanderung der 18- bis unter 30-Jahrigen (von rund
17 auf 50 Zuzige je 1000 Einwohner in dieser Altersgruppe zwischen 1995 und 2005) dazu bei. Zu den im Saldo abwan-
dernden Haushalten gehéren dagegen sowohl Familien mit Kindern und andere Haushalte tber 30 Jahre als auch Senio-

ren. Auch fiir die nachsten Jahre bis 2015 wird insgesamt ein leichtes Bevolkerungswachstum prognostiziert.

Abbildung 15: Bevoélkerungsentwicklung 1995 bis 2005 (1995 = 100)
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Quelle: Statistische Amter des Bundes und der Lénder 2007
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3.5 Hamburg

3.5.1 Entwicklung der Familienpolitik

Familienpolitik stellt seit 2002 als eigenstandiges Politikfeld einen festen Bestandteil in
der Hamburger Politik dar und geniefdt einen insgesamt sehr hohen Stellenwert. Das En-
gagement reicht deutlich Uber die regularen Pflichtaufgaben als Kommune bzw. Land
hinaus. Die spezifischen Rahmenbedingungen, die sich durch die GroRstadtfunktion und
die angespannte Wohnungsmarktsituation ergeben, sind dabei zentrale Herausforderun-
gen fur die Politik. So zahlen z.B. eine umfangreiche Wohnungsbauférderpolitik, das En-
gagement im Bereich des Bund-Lander-Programms Soziale Stadt oder auch das Thema

Integration zu wichtigen strategischen Vorhaben.

Das hohe Engagement im Bereich Familienfreundlichkeit ist in Hamburg nicht an eine
klare Initialzindung gebunden, wenn sich auch erst im Zuge des Regierungswechsels
Ende 2001 Familienpolitik als ausdriicklich benanntes, eigenstandiges Politikfeld hat e-
tablieren kénnen. Vielmehr hat sich im Rahmen der allgemeinen demographischen Ent-
wicklung in den letzten Jahren und der hierdurch deutschlandweit entfachten Diskussion
um Familienpolitik, aber auch der Konkurrenz um Einwohner, sukzessive ein immer star-
ker werdendes Bewusstsein fir das Thema Familie herausgebildet. Dies wurde durch die
Erkenntnis verstarkt, dass die hohe Umlandabwanderung nicht als gegeben hingenom-
men werden muss, sondern dass Hamburg Uber ein weit reichendes Potential verflgt,

seine relative Position als Wohnstandort fur Familien weiter zu starken.

Ein Richtung weisender Meilenstein flir Hamburg insgesamt, aber auch fiir das Thema
Familien, ist der Beschluss des Leitbildes ,Metropole Hamburg - Wachsende Stadt” im
Jahr 2002%. Hamburg verfolgt damit eine langfristige Wachstumsstrategie mit weit rei-
chenden Malnahmen in sdmtlichen Politikbereichen. Ein Fokus richtet sich auf Familien,
weil diese zum einen eine entscheidende Zielgruppe fir das angestrebte Bevdlkerungs-
wachstum sind und zum anderen einen wichtigen Beitrag zu einer altersmalig und sozi-
alstrukturell ausgewogenen Durchmischung leisten. Ziel ist es deshalb, sowohl die Um-

landabwanderung weiter zu reduzieren als auch moglichst gute Voraussetzungen fur die

%0 Freie und Hansestadt Hamburg, Staatliche Pressestelle: Leitbild: Metropole Hamburg — Wachsende Stadt — Hamburg
2002
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Zuwanderung von Familien zu schaffen und nach Mdglichkeit sogar die Motivation zur
Familiengrindung zu steigern. Die Rahmenbedingungen von Hamburg als Wohn- und

Lebensstandort fir Familien sollen daher weiter verbessert werden.

Mit dem Regierungswechsel im Jahr 2004 (Legislaturperiode bis 2008) wurde das Vorha-
ben, Hamburg als Wohnstandort fiir junge Familien attraktiv zu gestalten, fest im Regie-
rungsprogramm (CDU) verankert (vgl. Kap. 3.5.2). Im Mittelpunkt stehen dabei vor allem

die beiden Bereiche Wohnungs-/Baulandpolitik sowie Familienpolitik.

In der Baulandpolitik verzichtet Hamburg bewusst auf eine allgemeingultige familienorien-
tierte Zielsetzung mit Leitfadencharakter und festgesetzter Programmatik. So soll eine
jeweils lokal angepasste Strategie in Abstimmung mit den Baugebietsgegebenheiten und
den Angebots- und Nachfrageverhaltnissen in den Bezirken gewahrleistet werden. Das
Thema Familien spielt eine wesentliche Rolle, wird aber als Bestandteil eines integrierten
Handlungskonzeptes vor dem Hintergrund ,Wachsende Stadt‘ betrachtet. Ankerpunkte
stellen die Schaffung von Bauland dar, insbesondere fur Familien, Kostensenkungsstra-
tegien sowie Wohnungsbauférderung, eine mdglichst hohe Nachfrageorientierung der

Angebote und eine familienfreundliche Gestaltung der Nachbarschaften / des Umfeldes.

Auf dem Gebiet der Familienpolitik verfolgt der Senat vor allem die drei Ziele (1) Verbes-
serung der Rahmenbedingungen flr eine gelingende Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf, (2) die bedarfsgerechte Umgestaltung und Erweiterung des vorhandenen Leistungs-
angebots im Bereich der familienférdernden- und unterstiitzenden Infrastruktur sowie (3)
die Schaffung eines noch familienfreundlicheren Wohn- und Lebensumfeldes. Zur Errei-
chung dieser Ziele wird Familienpolitik u. a. durch die Erganzung der Geschaftsordnung

des Senats als Querschnittsaufgabe in allen relevanten Politikbereichen der Stadt veran-

kert.31

31 Die familienpolitische Orientierung ist in Hamburg aufgrund der Gréfke der Stadt sehr komplex und vielschichtig. Ent-
sprechend findet auch die Diskussion um familienpolitische Ziele und MaRnahmen auf sehr unterschiedlichen inhaltli-
chen und organisatorischen Ebenen statt. Eine Darstellung der Zeitschiene der familienpolitischen Entwicklung ist da-
her, auch nach Einschatzung der Gesprachspartner vor Ort, an dieser Stelle praktisch nicht moglich, ohne die Ge-
samtperspektive unsachgemal zu verzerren.
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3.5.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen

Leitbild Metropole Hamburg - Wachsende Stadt

Das fiur die Entwicklung Hamburgs und damit auch fir den Bereich Familienfreundlichkeit
wichtigste Berichtswesen ist das Leitbild Metropole Hamburg — Wachsende Stadt, wel-
ches im Jahr 2002 beschlossen wurde. Das Ubergeordnete Ziel des Senats ist es, ,Ham-

burg durch einen Entwicklungsschub wieder zu einer wachsenden und pulsierenden Met-

. . . «32 . .
ropole mit internationaler Ausstrahlung zu entwickeln. Dem untergeordnet sind vier

weitere Ziele:

Erhohung der Einwohnerzahl,

- Forderung des Wirtschafts- und Beschaftigungswachstums,

Erhéhung der Verfligbarkeit von Wohnbau- und Gewerbeflachen und
- Steigerung der internationalen Attraktivitat und Bekanntheit Hamburgs

Die Strategie zur Umsetzung des Leitbildes besteht aus neun Themenbereichen, zu de-
nen u.a. auch Flachenangebot/Ressourcenmanagement und Familienférderung mit ei-
nem Blndel konkreter MalRhahmen zahlen. Das Leitbild wird kontinuierlich fortgeschrie-
ben und im Rahmen von ausfuhrlichen jahrlichen Berichten, dem so genannten ,Monitor
Wachsende Stadt* dargelegt. Diese Berichte enthalten umfangreiche Datengrundlagen,

die anhand von Indikatoren die Erfolge der Leitbildumsetzung operationalisieren.

Regierungsprogramm

Das Regierungsprogramm des CDU-Senats (Legislaturperionde 2004 bis 2008) hat u.a.

die familienfreundliche Stadt zum Ziel erkléirt.33 Es enthalt 16 Themenfelder und Zielset-

zungen, von denen mehrere fir die Lebensqualitat fir Familien zentral sind, u.a.:

- Ein leistungsfahiges, differenziertes Schulangebot und Ausbau der Ganztagsschulan-

gebote.

%2 Freie und Hansestadt Hamburg: Leitbild: Metropole Hamburg — Wachsende Stadt. Hamburg 2002.

3 Hamburger Senat: Hamburg im Aufwind — die Zukunft der Wachsenden Stadt gestalten, Regierungsprogramm 2004
bis 2008 — Hamburg 2004. Online unter: http://fhh.hamburg.de/stadt/Aktuell/senat/reden-und-
dokumente/regierungsprogramm-2004-2008,property=source.pdf. (8. November 2007).
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- Ausbau der Kindertagesbetreuung und gesetzlich garantierte bedarfsgerechte Kinder-
tagesbetreuung fur alle berufstatigen Eltern; Zusammenarbeit mit der Wirtschaft fir

ein familienfreundliches Personalmanagement.
- Ein Arbeitsplatzangebot, das der Vereinbarkeit von Familie und Beruf Rechnung tragt.

- Ein allgemein auf die Bedlrfnisse von Familien abgestimmtes 6ffentliches Leistungs-

angebot.

- Nachfragegerechte Wohnungsbautatigkeit von Miet- und Eigentumsangeboten inklu-

sive Schaffung von attraktivem und bezahlbarem innerstadtischen Wohnraum.

- Schaffung stabiler und kinder- und familienfreundlicher Quartiere und Nachbarschaf-

ten.
- Konzentration des sozialen Wohnungsbaus u.a. auf kinderreiche Familien.

- Foérderung von Baugemeinschaften.

Wohnungsmarktstudien

Im Bereich Wohnungsmarkt werden verschiedene Berichte und Konzeptionen erarbeitet,
wie z.B. Flachennutzungsplane, Stadtentwicklungsprogramme und Wohnungsmarktstu-
dien. Zeitgleich mit dem Leitbild der Wachsenden Stadt wurde im Jahr 2000 auch die
Untersuchung ,Stadtentwicklung und Demographie in Hamburg — Moglichkeiten der

Strukturbeeinflussung durch Stadtebau und Wohnungsbau® in Auftrag gegeben (Hanse-

stadt Hamburg gemeinsam mit Schwabisch HaII)34. Die Studie lieferte einen umfassen-
den Uberblick tber die bisherigen und zu erwartenden Wohnungsmarktentwicklungen auf
der Angebots- wie auch auf der Nachfrageseite und entsprechende Losungsansatze, um
u.a. die Umlandabwanderung einzuddmmen und familiengerechte Wohnangebote zu
schaffen. Zum damaligen Zeitpunkt war das Thema der Wohneigentumsbildung und de-
ren Foérderung sowie der Lenkungswirkung der Férderung aul3en vorgelassen. Diese LU-

cke wird aktuell mit einer Studie ,Umlandabwanderung und Bildung von Wohneigen-

u3

tum*> geschlossen. Die Studie reiht sich in die systematische Analyse der Rahmenbe-

dingungen auf dem Wohnungsmarkt ein und stellt eine wichtige Ergdnzung zu den bishe-

3 Erstellt durch empirica.

% Erstellt durch Gewos ,Umlandabwanderung und Bildung von Wohneigentum* im Auftrag der Hamburgischen Woh-
nungsbaukreditanstalt (WK) Hamburg — noch in Bearbeitung
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rigen Erkenntnissen dar, um die Steuerungsmoglichkeiten des Landes optimal einsetzen

zu konnen.

Burgerleitfaden

Hamburg hat im Jahr 2005 eine Internetdiskussion zum Thema ,Familienfreundlicher
Wohnort Hamburg“ durchgefuhrt. Dort konnten Familien, als Experten ,vor Ort, Uber ei-
nen Zeitraum von vier Wochen ihre Auffassung zum Thema aufern, diskutieren und Vor-
schlage machen. Insgesamt haben sich 471 Teilnehmer registriert und rund 2.200 Beitra-
ge verfasst, mehr als 12.000 Besucher hat die Diskussion erreicht. In einer ersten Phase
sollten alle Aspekte zum Thema diskutiert und aus dieser Diskussion heraus Merkmale
familienfreundlichen Wohnens identifiziert werden. Hieraus haben die Moderatoren die
,Checkliste Familienfreundlicher Wohnort Hamburg“ entwickelt, die in der zweiten Dis-
kussionsphase in der Priifung von konkreten Wohngebieten auf ihre Familienfreundlich-

keit mindete. Hierflir wurden elf Beispielquartiere dargestellt.

Die Ergebnisse wurden in einem ,Burgerleitfaden familienfreundlicher Wohnort Ham-

burg“36 veroffentlicht. Sie erheben nicht den Anspruch auf Reprasentativitdt, sondern
sollten Impulse fur Mieter, Eigentiumer, Planer, Politik und Verwaltung fur die familienge-

rechte Gestaltung des Wohnortes Hamburg liefern.

Sonstiges

Sowohl auf Landes- wie auch auf Stadtteileebene liegen zahlreiche weitere Analysen und
Konzeptionen vor, die in unterschiedlicher Detailtiefe Aspekte der Familienfreundlichkeit
beinhalten. Sie werden z.T. ressortspezifisch erarbeitet (z.B. zum Thema Bildung) eben-

so wie als integrierte Konzepte. Hierzu zahlen z.B. die Handlungskonzepte zur Sozialen

Stadt oder zur ,Hamburger Allianz flr Familien®.”’

Darlber hinaus erstellt die Behorde flr Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz
(BSG) derzeit einen Lebenslagenbericht, der auch die Situation von Familien, Kindern

und Jugendlichen beschreiben wird. Genauere Inhalte stehen derzeit noch nicht fest.

% |nstitut fiir Entwicklungsplanung und Strukturforschung (Hannover): Blrgerleitfaden ,Familienfreundlicher Wohnort
Hamburg“ — Hamburg 2006

37 Z.B. Freie und Hansestadt Hamburg, Stadtentwicklungsbehérde: kinder-leben in hamburg — Hamburg 2001. Weitere
Informationen unter www.familienallianz.de
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3.5.3 Organisationsstruktur

Die Zustandigkeit fur Familienpolitik war urspringlich auf verschiedene relevante Fach-
behérden verteilt. Die Behdrden setzten auf Landes- und auf Bezirksebene das breite
Spektrum an Aufgaben mit familienpolitischer Relevanz um (z.B. Wohnen, Betreuungs-
angebote, Schulen, Gesundheit etc.). Anfang der 1990er Jahre noch gab es dabei eine
halbe Stelle, die fir Familienpolitik als Ubergeordnetes Thema zustandig war. Seit der
vorletzten Legislaturperiode (Beginn Ende 2001) wurden die Zustandigkeiten umstruktu-
riert und gebindelt. Heute sind in der Behorde fiir Soziales, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz (BSG) 15 Stellen aus unterschiedlichen Ressorts angesiedelt, die fir samtli-
che Belange rund um das Thema Familien zustandig sind. Die BSG ist u.a. fir die Um-
setzung des Familien-TUV als ,Familienvertraglichkeitspriifung® verantwortlich, liefert
Impulse in andere Verwaltungsbereiche, in die Bezirke und Institutionen vor Ort sowie in
die Wirtschaft. Sie erfillt damit die Funktion der Koordination auf Landesebene und der
Steuerung der Bezirke sowie der Initiierung neuer familienpolitischer Vorhaben in 6ffentli-

cher oder freier Tragerschaft (z.B. Modellprojekte).

Das Thema Familien wurde auf3erdem als Querschnittsaufgabe in der Geschéftsordnung
des Senates festgeschrieben. Somit sind alle Beschllisse mit familienpolitischer Relevanz

zwischen den verschiedenen Ressorts abzustimmen.

Um die Familienfreundlichkeit Hamburgs auszubauen, bezweckt Hamburg weiterhin eine
zZielgerichtete Zusammenarbeit von Politik und Wirtschaft. Vor diesem Hintergrund haben
der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, vertreten durch die heutige Behorde fir
Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz, und die Handelskammer Hamburg
im November 2004 die ,Hamburger Allianz fir Familien“ gegriindet. Inzwischen hat sich
auch die Handwerkskammer Hamburg diesem Bindnis angeschlossen. Ziel der ,Ham-
burger Allianz fir Familien® ist es, die Krafte zu biindeln und gemeinsam sowie mit weite-
ren Partnern aus Kirchen, Gewerkschaften, Verbanden und anderen Einrichtungen daran
zu arbeiten, Hamburg fur Familien noch attraktiver zu machen: Hamburg soll eine Metro-
pole sein, deren Blrgerinnen und Blrger den Wert und die Bedeutung von Familie aner-
kennen und in der ein familienfreundliches Klima herrscht. Dazu gehdrt auch ein familien-
freundliches Arbeitsplatzangebot, das es Unternehmen ermdglicht, den Wettbewerb um
qualifizierte Fachkrafte erfolgreich zu bestehen und Matter und Vater in die Lage versetzt,
Familie und Beruf gleichermalien zu leben. Das Thema Vereinbarkeit von Familie und
Beruf bildet deshalb einen Arbeitsschwerpunkt der ,Hamburger Allianz fur Familien®, und

zwar in Form von gemeinsamen Projekten und Veranstaltungen. So betreibt die Allianz u.
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a. seit Januar 2005 eine ,Hotline zur familienfreundlichen Gestaltung der Arbeitswelt,
uber die Hamburger Unternehmen eine kostenlose Erstberatung zu allen Fragen der fa-

milienfreundlichen Personalpolitik in Anspruch nehmen kdnnen.

Abbildung 16: Organisationsstruktur der Familienpolitik in Hamburg
Bund
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G Saseresi | Bundesrat
Elterngeld) |
Impulse 4 Impulse
Fa_!'nilien- B S G Fa_!'nilien-
BBS < BWA { FB | ™ BSU b KB | PA
| Kirchen,
(globale) Steuerung Verbinde,
Wirtschaft Medien,__
Trager u.A.
Bezirke

Modellprojekte,
Modellprojekte

OO0 0000

A 4

Familien in Hamburg

Abkiirzungsverzeichnis:

BBS = Behdrde fiir Bildung und Sport FB = Finanzbehdrde
BSG = Behorde fiir Soziales, Gesundheit/Verbraucherschutz KB = Kulturbehdrde
BSU = Behorde fiir Stadtentwicklung und Umwelt PA = Personalamt
BWA = Behorde fir Wirtschaft und Arbeit

Quelle: Behorde fir Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz; Bearbeitung empirica

3.5.4 Besondere Ansatze der Familienpolitik

Das Thema Familienfreundlichkeit findet sich in Hamburg in zahlreichen Politikbereichen
wieder. Die folgenden Ansétze sind, im Sinne einer mdglichen Ubertragbarkeit auf andere

Stadte, besonders hervorzuheben:
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Familien-TUV

Im Zusammenhang mit der 2003 getroffenen politischen Entscheidung, Familienpolitik in
Hamburg als Querschnittsaufgabe zu etablieren, entschied der Senat der Freien und
Hansestadt Hamburg durch die Anderung seiner Geschaftsordnung, dass in allen Ange-
legenheiten von familienpolitischer Bedeutung die Behoérde flr Soziales und Familie (da-
malige BSF) im Rahmen eines sog. ,Familien-TUVs* zu beteiligen ist, bevor sie dem Se-
nat vorgelegt werden. Daruber hinaus haben die Behérden die Auswirkungen ihrer beab-

sichtigten MaRnahmen auf Familien in der Senatsdrucksache selbst darzulegen.

Initiative Lebenswerte Stadt Hamburg

Im Jahr 2006 wurde die Initiative Lebenswerte Stadt ins Leben gerufen. Die Initiative zielt
auf die Stabilisierung von Stadtteilen, in denen vielfaltige und sich Uberlagernde soziale
und/oder wirtschaftliche Probleme dazu fihren, dass viele Menschen in diesen Stadttei-
len Gefahr laufen, von den positiven Entwicklungstrends der Gesamtstadt immer mehr
abgekoppelt zu werden. Mit dem Projekt ,Lebenswerte Stadt Hamburg“ sollen diese
Stadtteile gezielt stabilisiert, ihre Schwachen ausgeglichen und ihre Starken durch zu-
satzliche Hilfen ausgebaut werden. Die Menschen in diesen Stadtteilen sollen fir sich
und ihr Quartier wieder eigene Perspektiven entwickeln kénnen. Die Aktivierung ihrer
Potentiale und Ressourcen steht somit im Zentrum der Initiative ,Lebenswerte Stadt
Hamburg®“. Ein besonderes Gewicht soll dabei auf die stadtteilbezogene Foérderung von
Familien und die Verbesserung der Bildung gelegt werden. Gleichzeitig sollen aber alle
fur die Stadtteilentwicklung wichtigen Handlungsfelder zu einem integrierten, ressortiiber-

greifenden und aktivierenden Vorgehen zusammengefihrt werden.

Das Projekt ,Lebenswerte Stadt Hamburg® ist so angelegt, dass einerseits Verbesserun-
gen fur die Bewohner des Quartiers kurzfristig spurbar werden. Andererseits sollen aber
auch Projekte auf den Weg gebracht werden, die strukturelle Veranderungen bewirken
und negative und belastende Rahmenbedingungen in den benachteiligten Quartieren
nachhaltig abbauen. Insofern sind die Projekte Impuls gebend. Es wurden sechs Stadttei-
le ausgewahlt, in denen Beispiel gebende Projekte und MalRnahmen kurzfristig realisiert
bzw. eingeleitet werden. Dazu gehdren beispielsweise neue Bildungsangebote, Eltern-
Kind-Zentren, kulturelle Programme oder stadtebauliche Verbesserungen. Um die Bil-
dungsvoraussetzungen weiter zu verbessern, werden aulRerdem stadtweit in rund jeder
dritten Grundschule die Klassengrofien erheblich gesenkt und die Kindertagesbetreuung

weiter ausgebaut.
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Bauland-/Wohnungsmarktpolitik

Baulandgewinnung ist in Hamburg auf Grund der Bodenverhaltnisse oftmals kostenin-
tensiv. Dies wirkt sich auf die Preisstrukturen der Grundstiicks- und Immobilienmarkte
aus. Aulerdem sind vorhandene Bauflachen in der Lagequalitat nicht immer den Be-
durfnissen der Nachfrage angepasst. Dem soll u.a. durch Konversionen und Flachen-

entwicklungen, wie dem ,Sprung Uber die Elbe®, entgegengewirkt werden.

Haufig werden Baugebiete aulierdem mit der Auflage ausgewiesen, bis zu 50% fami-
liengerechten Wohnraum zu schaffen. Die Bautrager sind in diesen Fallen verpflich-

tet, die Wohneinheiten ausschlief3lich an Familien mit Kindern zu veraufRern.

Im Jahr 2006 haben Land und Wohnungsbauwirtschaft die ,Wohnungsbauoffensive
2.000 Wohnungen fir Hamburg“ gestartet. Die Stadt stellt in diesem Rahmen ver-
gunstigte Flachen fur 1.000 Wohnungen zur Verfligung. Die Wohnungsbauverbande
erganzen das Angebot um private Flachen fir weitere 1.000 Wohneinheiten. Die Vor-
haben werden kurzfristig umgesetzt. Gleichzeitig wurde eine zentrale Anlaufstelle fiir

die Beschleunigung des Wohnungsbaus in Hamburg eingerichtet.

Daneben fuhrt Hamburg eine starke Férderung von Bauherrengemeinschaften durch.
Beim Verkauf von stadtischen Liegenschaften werden Bauherrengemeinschaften zu
durchschnittlich etwa 15% berlcksichtigt. Neben der preislichen Komponente dulern
sich die Vorteile von Bauherrengemeinschaften in einer Verbesserung von Nachbar-
schaftsverhaltnissen und in einer individuelleren Gestaltung der Wohngebiete. Zahl-
reiche Architekturblros haben sich bereits auf die Bauherrengemeinschaften spezia-
lisiert. Die zertifizierte Baubetreuung ist eine Vorraussetzung der Forderung. Auch
Wohnungsbaugenossenschaften und Bautrager engagieren sich zunehmend in die-
sem Bereich. Bisher wurden Projekte von Baugemeinschaften hauptsachlich im Ge-
schosswohnungsmarkt verwirklicht. Der Anteil des Geschosssegmentes von 90% soll
zugunsten von Einfamilienhausern, vor allem im Reihenhaussegment weiter reduziert
werden. Im Jahr 2003 wurde eine Baugruppenagentur zur Férderung von Baugrup-
penprojekten eingerichtet. Die Agentur ist in der Behdrde fir Stadtentwicklung und
Umwelt (BSU) angesiedelt und mit insgesamt rund drei vollen Stellen (verteilt auf
mehrere Angestellte) fur die Betreuung und Vermittlung von Baugruppen zustandig.
Die Agentur ist Anlaufstelle sowohl fiir interessierte Gruppen als auch Grundsticks-
anbieter. In diesem Zusammenhang werden auch Zwischenerwerbsmalinahmen
durchgefuhrt. So wird eine Teilflache zunachst durch die Stadt erworben und an-

schlieBend an mehrere private Bauherren veraulRert, die gemeinschaftlich in einem
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moderierten Verfahren die Ausgestaltung der Flache konkretisieren. So soll die Politik
der Forderung von Bauherrengemeinschaften weiter auf Familien ausgerichtet wer-

den.

- Die auf dem Markt gehandelten Baugrundstiicke sind zu 20% (Schatzwert) im Besitz
des Landes. Generell soll die Baulandvergabe verstarkt auf den Enderwerber und
weniger auf Investoren ausgerichtet erfolgen. Baulandausschreibungen werden z.T.
mit Preisbindungen verknlpft, so dass der Investor eine Miet- oder Kaufpreisfestle-

gung pro Quadratmeter mit seinem Gebot verbindet.

- Der Wohnungsbau soll moéglichst gut auf die Nachfrage eingehen. So soll Bauland fir
geringer verdichtete Wohnformen (inklusive freistehende Einfamilienhauser) innerhalb
der Stadtgrenzen mobilisiert werden. AuRerdem werden familienfreundliche Ange-
botsformen in Einfamilienhaussegmenten erweitert (z.B. Kettenhauser) und Maoglich-

keiten der Innenentwicklung gepruft.

- Weiterhin sollen Bautrager- und Architektenwettbewerbe dazu beitragen, der Homo-
genitat auf dem Eigentumsmarkt entgegenzuwirken. Die Wettbewerbskriterien sind
neben der preislichen Komponente qualitativ ausgerichtet. Die Kriterien werden spezi-

fisch auf lokale Gegebenheiten angepasst.

- Nach eigenen Angaben ist Hamburg das Land mit den héchsten Ausgaben fiir Woh-
nungsbauférderung und seit 1975 im Rahmen der Stadterneuerung sehr aktiv. Heute
gibt es 38 Fordergebiete im Rahmen des ,Stadtumbau-West*, der ,aktiven Stadtent-
wicklung“ und der ,Sanierungsgebiete®. Um z.B. 1950er und 1960er Jahre Bestands-
quartiere aufzuwerten, werden einzelne Quartiere modellhaft im Sinne der Familien-
freundlichkeit umgestaltet. Dies beinhaltet die Schaffung von Familienzentren (siehe
unten) und der Wohnumfeldgestaltung (vgl. auch Birgerleitfaden ,Familienfreundli-
cher Wohnort Hamburg® Kap. 3.5.2).

- Die Wohnungsbaudarlehen werden fur Familien stark verginstigt. Zusatzlich wird die
bestehende Kinderzimmerzulage auf Familien mit mindestens einem, anstelle wie
bisher zwei, Kindern ausgedehnt. Die Familien erhalten damit beim Erwerb einer
Neubauwohnung mit mindesten 70 m? und einem Kinderzimmer eine Zulage von 100
Euro/m?. Die Einkommensgrenze liegt zu 100% Uber der des Wohnbauférderungsge-

setzes.
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- Auf die Preisgestaltung des auch fur einkommensschwachere Familien bedeutsamen
Mietmarktes nimmt Hamburg indirekt tber die stadtische Wohnungsbaugesellschaft

(135.000 Wohnungen und einen Mietmarktanteil von 25%) Einfluss.

- Durch eine Pramie sollen Anreize geschaffen werden, bisher gewerblich genutzte
Immobilien zu Geschosswohnungen in innerstadtischen Bereichen umzuwandeln und
so das Wohnen in der Innenstadt und angrenzenden Quartieren zu starken. Fur Un-
tersuchungen zur Klarung bautechnischer und vermarktungsstrategischer Fragen
wird ein Zuschuss von bis zu 7,50 € pro m? Nutzflache gezahlt. Im Falle des tatsachli-
chen Umbaus betragt der Zuschuss 10% der Investitionskosten (max. 150 € pro m?
Wohnflache).

- In der Baugebietsplanung sollen Familien starker integriert werden. ,Hamburger Fa-
milien planen ihr Wohngebiet” sieht die Einrichtung einer Informations-, Vermittlungs-
und Beteiligungsboérse vor. Dadurch werden Interessierte beraten und die Kontakt-

aufnahme zwischen ihnen zur Bildung von Baugruppen gefordert.

Handlungskatalog

Es wurde ein Handlungskatalog mit 35 Vorhaben erarbeitet, der alle Politikbereiche, vor
allem aber Wohnen und Bauen, Jugend und Kultur umfasst. Auf der hierflir einberufenen
Klausurtagung der Landesregierung (Senat) im Juni 2006 wurden weiterhin Einsparungs-
vorhaben im Familienbereich teilweise ruckgangig gemacht. Die Kosten zur Umsetzung

der beschlossenen MaRnahmen betragen 12 Mio. Euro/Jahr.

Kita-Gutscheinsystem

2003 wurde ein Kita-Gutscheinsystem eingeflhrt. Es ist darauf ausgerichtet, den Betreu-
ungsbedarfen von Familien gerecht zu werden. Dieses System der Kindertagesbetreuung
wird flankiert durch einen Betreuungsanspruch, der deutlich tber die bundesweiten Rege-
lungen hinausgeht und seit dem 01.08.2006 gilt. So haben alle Kinder zwischen drei Jah-
ren und Schuleintritt einen Anspruch auf finf Stunden Betreuung inklusive Mittagessen.
Bei den Kindern berufstatiger Eltern gibt es fir alle zwischen 0 und 14 Jahren einen An-
spruch auf Betreuung, die dem bendétigten Zeitraum entspricht. Auf Beschluss der Ham-
burger Blrgerschaft erfolgte ab 2003 eine Umschichtung aus den Mitteln fur Hilfe zur
Erziehung mit dem Ziel, die Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und die Famili-
enférderung finanziell besser auszustatten und die Leistungen der Erziehungshilfen, ins-

besondere die der ambulanten Erziehungshilfen mit den Angeboten der Kinder- und Ju-
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gendarbeit, Jugendsozialarbeit und Familienférderung konzeptionell und finanziell starker
zu verbinden, um dadurch effektivere Hilfeangebote zu entwickeln (mehr Konzentration

auf praventive Hilfen).

Lokale Biindnisse fiir Familien

In Hamburg gibt es mehrere lokale Initiativen fur Familien, von denen zwei auch als Loka-
le BUndnisse bei der Initiative Lokale Bundnisse des Bundesministeriums fur Familie,

Senioren, Frauen und Jugend registriert sind:

In Hamburg-Ost sind die thematischen Schwerpunkte Stadtplanung fir Familien, die
Betreuung und Foérderung von Kindern und Projekte zur Unterstitzung von Eltern, wie
z.B. Sprachkurse fir Migrantinnen mit ihren kleinen Kindern, das Elterncafé der Schule
Hermannstal oder das Projekt ,wellcome® im Familiennetz Billstedt, das in den ersten
Monaten nach der Geburt eines Kindes konkrete Unterstiitzung durch ehrenamtliche Hel-
ferinnen bietet. Ein weiteres wichtiges Themengebiet ist die Zusammenarbeit mit regiona-

len Unternehmen zur ,Familienfreundlichen Gestaltung der Arbeitswelt”.

Im Hamburger Schanzenviertel baut das Biindnis ,KOOP, Kooperationsverbund Schan-
zenviertel fur eine stadtteilbezogene Familienférderung® auf historisch gewachsenen Zu-
sammenhangen der Kinder- und Jugendarbeit auf. Uber 26 Einrichtungen und Trager
kooperieren, um die Situation von Kindern, Jugendlichen und Familien zu verbessern. In
zahlreichen Projekten wird die Kooperation effizient, problemorientiert und vor allem
stadtteilnah in den Handlungsfeldern Familienférderung, Sport, Beschaftigung und Schu-

le umgesetzt.

Die ,Hamburger Allianz fur Familien“ fordert das Entstehen und die Projekte solcher
Blndnisse, die im sozialrdumlichen Bereich zur Verbesserung der Familienfreundlichkeit
in der Stadt beitragen. Unterstitzung wird u. a. durch Beratungs- Koordinations- und In-
formationsleistungen gewahrt. In 2007 kdnnen Projekte nicht kommerzieller lokaler Initia-

tiven fir Familien erstmalig auch finanziell geférdert werden.

3.5.5 Fazit

Familienpolitik hat sich in den letzten Jahren in Hamburg stetig weiter entwickelt und
wurde immer starker als Querschnittsaufgabe verstanden und umgesetzt. Hierflr sind
Malnahmen wie die Umstrukturierung der Behorde fir Soziales, Gesundheit und

Verbraucherschutz (BSG) oder die Einrichtung eines Familien-TUVs, der die Belange von
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Familien in sdmtliche Ressorts hineintragt, beispielhaft. Hamburg hat somit eine Koordi-

nierung- und Steuerungsfunktion geschaffen.

Durch das Leitbild Wachsende Stadt hat das Thema einen Entwicklungsschub erfahren,
weil die Bedeutung von Familien fur die Umsetzung des Leitbildes in den Mittelpunkt der
Betrachtung gerickt ist. Die Eindammung der Umlandabwanderung und die Steigerung
der Familienfreundlichkeit sind mittlerweile politischer Konsens. Gegenuber der zweiten
Halfte der 90er Jahre konnte die Umlandwanderung um rund ein Drittel reduziert werden.
Mit der Umsetzung des Leitbildes entwickelt sich das Thema Familienfreundlichkeit im-
mer starker zu einem konzeptionellen Schwerpunkt, der mit entsprechenden Malnahmen
ausgestattet wird. Diese betreffen eine breite Palette an Themenfeldern, allen voran Bau-
en/Wohnen sowie klassische Themenfelder wie Kinderbetreuung. Sie werden auf unter-
schiedlichen Ebenen umgesetzt, von der Landesebene (z.B. Familien-TUV) bis hin zur
Stadtteilebene (z.B. Initiative Lebenswerte Stadt Hamburg). Hamburg steht damit heute
fur eine breit angelegte Strategie. Klare Zielsetzung (neben gesellschaftlichen und werte-

bezogenen Zielen) ist das weitere Wachstum der Stadt.
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Grundinformationen Hamburg

Der Stadtstaat Hamburg ist mit rund 1,7 Mio. Einwohnern die zweitgroé3te Stadt und einer der bedeutendsten Wirtschafts-
standorte in Deutschland. Hamburg hat sich mit dem Leitbild ,Wachsende Stadt* (vgl. Kap. 3.5.2) ein ambitioniertes Ziel
gesetzt. Tatsachlich steigt die Zahl der Einwohner kontinuierlich, in den letzten 15 Jahren um insgesamt mehr als 5%.
Allein in den Jahren 1999 bis 2005 kamen fast 40.000 Personen hinzu, das entspricht einem Zuwachs von 2,3% (vgl.
Abbildung 17Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.). Das Wachstum resultiert aus einem positiven

Wanderungssaldo, wobei die Wanderungsgewinne vor allem durch berregionale Zuwanderung entstehen.

Die Wanderungsverluste sind in das ndhere Umland gerichtet. Ausschlaggebend ist neben angebotsbedingten Griinden
und neben bestimmten Wohnumfeldqualitadten vor allem das Preisgefélle. Im Siiden der Stadt zeichnet sich daher eine
erheblich hohere Wanderungsdynamik ab als im Norden, da im Norden das Preisgefalle weniger stark ausgepragt ist als
im Suden. Vor allem die Gruppe der Familien zieht ins Umland. Allerdings sind die Wanderungsverluste ins Umland nach
einem Anstieg in der zweiten Halfte der neunziger Jahre riicklaufig und betragen heute rund 5.000-6.000 Personen pro
Jahr. Damit hat die Abwanderung ins Umland wieder das Niveau aus der ersten Halfte der neunziger Jahre erreicht. Diese
Entwicklung ist darauf zurlickzufiihren, dass sich die Wohnungspolitik in den letzten Jahren verstarkt auf Einfamilienhauser
und auf die Férderung von Wohneigentum insbesondere bei Familien konzentriert hat. Bis 2020 geht Hamburg von einem

weiteren Wachstum der Stadt aus3s.

Abbildung 17: Bevolkerungsentwicklung 1995 bis 2005 (1995 = 100)
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% Quelle: Freie und Hansestadt Hamburg: Monitor Wachsende Stadt. Bericht 2006.
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3.6 Kiel

3.6.1 Entwicklung der Familienpolitik

Das Thema Familienpolitik stand in Kiel lange Zeit nicht im Mittelpunkt der Betrachtung.
Zwar wurde die Thematik im Zuge der Diskussionen um den gesellschaftlichen Wandel
und die damit einhergehenden, immer vielfaltiger werdenden Haushalts- und Lebensfor-
men sowie die negative Bevolkerungsentwicklung in der Stadt Kiel aufgegriffen. Bei Uber-
legungen zu entsprechenden Gegensteuerungsmalnahmen (Ratsbeschluss ,Maf3nah-
menkatalog zur Einddammung der Stadtflucht®, 2003) wurde der Fokus jedoch nicht in
erster Linie auf die Zielgruppe Familien gelegt, sondern nur als ein Thema unter vielen
behandelt (siehe Kapitel 3.6.2). Dies anderte sich mit dem Amtsantritt der neuen Ober-
blrgermeisterin der Landeshauptstadt. |hr persénliches Engagement war ausschlagge-
bend dafiir, dass im Spatsommer 2004 Familienthemen schlagartig auf die politische A-

genda gesetzt wurden.

Die Stadt hat die Bedeutung der Familien fiir die Entwicklung Kiels zu diesem Zeitpunkt
erkannt und als eines der Zukunftsthemen zustimmend aufgenommen. Ausgehend von
der demographischen Diskussion in Kiel — ausgel6st durch die Umlandwanderung und
deren Folgen (z.B. geringe Auslastung der Infrastruktur) — waren sowohl Politik als auch
Verwaltung schnell von der Relevanz des Themas fiur die Stadt Uberzeugt. Fast zeitgleich

wurde die Studie ,Kinderfreundlichkeit deutscher Grof3stadte® von empirica Delasasse

verdffentlicht. *° In dem darin dargestellten Stadteranking belegte Kiel einen der hinters-
ten Platze. Anstatt die Ergebnisse in Frage zu stellen oder zu resignieren ging die Stadt
in die Offensive und begriff die Positionierung als Herausforderung. Nach dem Motto ,es
gibt viel zu tun, packen wir es an“ hat Kiel die Vision entwickelt, kinder- und familien-
freundlichste Stadt Deutschlands zu werden. Die Stadt sollte sich somit zum attraktiven
Standort fir Familien entwickeln und damit nicht nur Familien in der Stadt halten, sondern

auch neue hinzugewinnen.

Im September 2004 erteilte die Ratsversammlung der Verwaltung den Auftrag, innerhalb

eines Vierteljahres eine Gesamtkonzeption ,Kiel — die kinderfreundliche Stadt® vorzule-

3 empirica-delasasse: Kinderfreundlichkeit deutscher GroRstadte im Auftrag des BILD hilft e.V., Kéln 2004
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gen.40 Damit wurde der Anstol3 gegeben, die Vision in der Stadt umzusetzen. Die Verwal-
tung hat die ,Gesamtkonzeption zur Verbesserung der Kinder- und Familienfreundlichkeit
in der Landeshauptstadt Kiel**" den politischen Gremien/Ratsversammlung im Janu-
ar/Februar 2005 vorgelegt. Sie enthalt Schwerpunktthemen (z.B. Verbesserung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf), die jeweils mit konkret durchzufihrenden Malinahmen
hinterlegt sind. Die Ernsthaftigkeit, mit der Kiel die Umsetzung der visiondren Idee an-
geht, zeigt sich u.a. auch mit dem zeitgleich erfolgten Beitritt der Stadt Kiel im Vergleichs-
ring Familienfreundliche Stadt der KGSt (Kommunale Gemeinschaftsstelle fur Verwal-

tungsvereinfachung).

Abbildung 18: Entwicklung der Familienpolitik in Kiel
Ratsbeschluss
Strategische Ziele
Wanderungsverluste, Teilnah
Diskussion demographischer Studie elinahme
Wandel ,Kinderfreundlichkeit Vergleichsring
deutscherGrolSstadte“ Familienfreundliche Wohnungsmarkt-

g (empirica Delasasse) Stadt (KGSt) konzept

Q Diskussion Vielfalt Kommunalwahl: Initiative

I7) l;ier Lheblfr;s und politischer Standortfaktor

E aushaltsformen, Fithrungswechsel Familienfreund-

Lebenslagenansatz lichkeit
Bund-Lander-Programm
SOZ|aIe Stadt
1998 1999/2000 2003 Sommer/Herbst 2004 Herbst 2005 2006
z.B. Lokale Agenda: Wohnsituation Alleinerziehender; Ausbau sozialer Infrastruktur
Soziale Stadt Gebiete Mettenhof und Gaarden

c MaBnahmenkatalog zur Eindammung der Stadtflucht

(0]

E Entwicklung eines interkommunalen Wohngebietes

(0]

ﬁ Gesamtkonzeption ,,Kiel — kinderfreundliche Stadt*

Bessere Vereinbarkeit von Familie + Beruf
Ziel: kinder- und
familienfreundlichste
Stadt werden
Quelle: Darstellung empirica

Ein weiterer Meilenstein ist der Ratsbeschluss von flnf strategischen Zielen im Septem-
ber 2005, von denen eines die Entwicklung zur kinder- und familienfreundlichsten Stadt
Deutschlands ist (siehe Kapitel 3.6.2). Die Steuerung und Umsetzung dieses Ziels ist im

Dezernat IV (Soziales, Jugend, Gesundheit, Wohnen, Schule und Sport) angesiedelt.

40 | andeshauptstadt Kiel, Sozialdezernat: Kiel — die kinderfreundliche Stadt — Kiel 2005
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3.6.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen

Im September 2005 hat die Ratsversammlung der Stadt Kiel die folgenden funf strategi-

schen Ziele beschlossen:

- Ziel I: Arbeitsplatze schaffen

- Ziel Il: Wissenschaft starken

- Ziel lll: Kinder- und familienfreundlichste Stadt werden

- Ziel IV: KIEL.SAILING.CITY — Welthauptstadt des Segelns

- Ziel V: Verkehrsanbindung verbessern

Beeinflusst werden die finf Ziele permanent durch zwei Ubergeordnete bzw. Quer-
schnitts-Ziele:

- Ziel VI: Haushalt konsolidieren — Verwaltung als Unternehmen flihren

- Ziel VII: Geschlechtergerechtigkeit auf allen kommunalen Ebenen umsetzen

Parallel erarbeitet die Stadt zurzeit ein Stadtentwicklungsprogramm (STEP), das vor al-
lem einen theoretischen Uberbau beinhalten wird. Firr das Ziel Il wurden darin konkreti-
sierende Unterziele definiert (vgl. Abbildung 19), mit einer Beschreibung sowie Kennzah-
len/Messeinheiten unterlegt. Das Unterziel ,Vereinbarkeit von Familien und Beruf verbes-
sern“ sieht bspw. die ,Sicherstellung einer bedarfsgerechten Kinder- und Schulkind-
betreuung” vor und definiert die Versorgungsquote der Kinder unter drei Jahren mit
Betreuungsplatzen als eine der relevanten Kennzahlen. Bis zum Jahr 2010 soll, so das

operative Ziel, ein Versorgungsgrad von 20 % erreicht werden.

41 Landeshauptstadt Kiel: Gesamtkonzeption zur Verbesserung der Kinder- und Familienfreundlichkeit in der Landes-

hauptstadt Kiel. Kiel 2005. =Drucksache 0012/2005
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Abbildung 19: Strategische Ziele der Landeshauptstadt Kiel
Ziel V Ziel |
Verkehrsanbindung Arbeitsplatze schaffen
verbessern .
D Strategische
Ziele
@ D
Ziel IV
Kiel.Sailing CITY — Ziel ll
Welthauptstadt Wissenschaft starken
des Segelns
4
Kinder und Jugendliche im schulischen, = Aktive und soziale Netzwerke Vereinbarkeit von Familien Kiel als 6kologisch intakten
beruflichen und gesundheitiichen Bereich fordern fiir Kinder, Jugendliche und Familien und Beruf verbessern »Lebensstandort* fiir Familien stérken
und Erziehungskompetenz der Eltern stérken aufbauen und die Mitgestaltung des
Kiel als attraktiven Wohnstandort unmittelbaren und mittelbaren Kiel als attraktiven Freizeitstandort Kiel als ,Wirtschaftsstandort*
fiir Familien starken Lebensraumes stérken fur Familien starken fiir Familien starken
Quelle: Landeshauptstadt Kiel, Darstellung empirica

Die Basis der visiondren Gesamtstrategie bildet die bereits zuvor erarbeitete und vom Rat

beschlossene ,Gesamtkonzeption zur Verbesserung der Kinder- und Familienfreundlich-

keit in der Landeshauptstadt Kiel® (2005)42. Das Konzept knlpft methodisch an die Studie
von empirica Delasasse an und stellt fiir die folgenden flinf Handlungsfelder dieser Studie
Indikatoren dar (z.B. verfugbare Platze in Kinderkrippen, Geburtenrate, Erholungsflache
in gm je Einwohner):

- Sport und Spiel

- Erziehung und Bildung

- Kinder, Wohnen und soziales Umfeld

- Risiken

- Chancen

Kiel legte von Beginn an Wert darauf, ein permanentes Monitoring-System zu entwickeln.
Die Konzeption beruht daher auf einem kennzahlenbasierten und fortschreibungsfahigen

Konzept zur Messung der Kinderfreundlichkeit und zur Uberpriifung entsprechender Fort-

42 Ebda.
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schritte. Bei der Auswahl der Kennzahlen pro Handlungsfeld orientierte sich die Stadt
weitgehend an denen der vorliegenden Studie. Sie liel3 jedoch bewusst solche Aspekte
unbericksichtigt, deren Wirkung auf die Entfaltung der Kinderfreundlichkeit sie als gering
einschatzte bzw. auf die die Stadt keinen unmittelbaren Einfluss nehmen kann. Letzteres
ist z.B. bei den Kennzahlen ,Anzahl der Kartbahnen®, ,Anzahl der Freizeitparks“ und ,An-
zahl der Diskos* der Fall. Die Werte fir die zur Anwendung kommenden Indikatoren ent-
stammen der amtlichen Statistik (z.B. Einwohnerstatistik) sowie eigenen Erhebungen

(Befragungen, Zahlungen, z.B. Anzahl der Bolzplatze).

Die Ausgangswerte fir eine vergleichende Gegenuberstellung mit aktuellen Werten
(2003) bildeten die ausgewahlten Indikatoren-Ergebnisse (2001) der empirica Delasasse-
Studie (siehe Beispiel Abbildung 20). Bei diesem Abgleich zeigt sich, inwieweit eine Ver-
anderung zum Ausgangswert stattgefunden hat und wie weit der aktuelle Wert noch von
den jeweiligen Zielwerten entfernt ist. Zur Erreichung der definierten Zielwerte (Maximum-
Werte, Quartile und Median-Werte der empirica Delasasse-Studie) wurden fur die einzel-

nen Indikatoren konkret durchzufiihrende Mallnahmen benannt.

Abbildung 20: Abgleich der Indikator-Werte (Beispiel)
Kategorie Indikator Lfd. Nummer
Kinder, Wohnen und soziales Anteil der Wohnungen mit 4 Raumen und
Umfeld mehr an den Wohnungen insgesamt 00.00.00.
Ausgangswert 2001 Aktueller Wert 12/2003 Kiel: Zielwert-Maximum:
(nach empirica Delasasse):
57,63 57,81 77,73
Zielwert-Quartil-75:
> 64,74
Abweichung 2001 Kiel zum Median: Abweichung 12/2003 Kiel zum Median: Zielwert-Median:
4,83 4,65 62,46
Erlauterungen: Nach Angaben des Stala bestanden 12/2003 insgesamt 129.939 Wohnungen in Kiel, davon 75.116 mit 4 Rdumen und mehr.
Quelle: Landeshauptstadt Kiel: Gesamtkonzeption zur Verbesserung der Kinder- und Familienfreundlichkeit
in der Landeshauptstadt Kiel, 2005

SchlieRlich hat die Stadt drei zentrale Handlungsfelder abgeleitet:

- Die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch Sicherstellung der

Kinderbetreuung und eine familienfreundliche Unternehmenskultur.

Fallstudien BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2009



Expertise Stadtefallstudie 9

- Eine vorschulische, schulische und berufliche Férderung und Férderung von Ge-
sundheit und Sicherheit von Kindern und Jugendlichen durch eine enge Zusammen-

arbeit und die Ausbildung von Netzwerken im Sozialraum.
- Die Starkung Kiels als attraktiver Wohn- und Freizeitstandort fiir junge Familien.

Es ist vorgesehen, die Konzeption mindestens alle zwei Jahre in einer ressortlibergrei-
fenden Arbeitsgruppe fortzuschreiben. Die jeweiligen Amter (ibernehmen die notwendi-
gen Aktualisierungen der Daten. Zudem ist das Kennzahlensystem nicht statisch ange-
legt, sondern Anpassungen und Erganzungen der Kategorien und Kennzahlen sollen bei
Bedarf fortlaufend erfolgen. Uber Anpassungen des Kennzahlensystems diskutieren auch
die Vertreter der Teilnehmerstadte des KGSt-Vergleichsrings Familienfreundliche Stadt,
deren Ziel es ist, ein einheitliches, fortschreibungsfahiges System als Vergleichsbasis zu
entwickeln. Die erste Fortschreibung der Kieler Gesamtkonzeption wird daher voraus-
sichtlich auf der Grundlage des innerhalb des KGSt-Vergleichsring entwickelten und ab-

gestimmten Kennzahlensystems erfolgen.

Zur thematischen Vertiefung im Bereich Bauen und Wohnen dient das kommunale (woh-
nungswirtschaftliche) Wohnungsmarktkonzept43, das derzeit ein externes Forschungs-
und Beratungsunternehmen erstellt. Einige Arbeiten (Bestandsaufnahme, Befragung) hat
das Amt fir Wohnen und Grundsicherung bereits im Vorfeld geleistet. Ziel des Konzeptes
ist es, den zukunftigen Entwicklungen und Anforderungen im Bereich Bauen und Wohnen
besser entsprechen zu kénnen. Unter besonderer Berlcksichtigung der strategischen
Ziele Kiels soll das Wohnungsmarktkonzept Wege aufzeigen, die Einwohnerzahl von Kiel
auf dem derzeitigen Niveau zu halten und welche Malinahmen zur Zielerreichung erfor-
derlich sind. Ausgehend von der Uberlegung, dass Familien die Basis einer lebenswerten
Stadt sind, liegt ein Schwerpunkt der Studie auf der Situation von Familien. Wichtige
Themen, die die Lebensqualitat von Familien beeinflussen und im Rahmen der Analyse
bertcksichtigt werden, sind z.B. Wohnungsangebot, Wohnumfeld, Infrastrukturausstat-
tung und Freizeitmoglichkeiten. Die Handlungsempfehlungen sollen sowohl die Gesamt-
stadt als auch einzelne Stadtteile betreffen. Die Ergebnisse des Wohnungsmarktkonzep-

tes sollen darlber hinaus in das Stadtentwicklungsprogramm (STEP) einfliel3en.

4 Nach Inkrafttreten des Wohnraumférderungsgesetzes (2002) hat das Land Schleswig-Holstein die Kommunen zur
Erstellung von Wohnraumversorgungskonzepten (in Kiel: Wohnungsmarktkonzept) ermuntert. Ein Motiv fiir die Erstel-
lung eines solchen Konzeptes liegt in der Erfiillung von Voraussetzungen fiir Fordermdglichkeiten des Landes. Es ist
abrufbar unter http://www.kiel.de/Aemter_61_bis_92/55/Wohnungsmarktkonzept/wohnungsmarktkonzept.htm. (08. No-
vember 2007)
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Es setzt sich sukzessive eine starkere Berlicksichtigung der unterschiedlichen Sozial-
raume durch und ist inzwischen ,Common Sense® in Politik und Verwaltung. Als Meilen-
steine erwiesen sich die Ergebnisse der folgenden Untersuchungen, in denen alle Stadt-

teile Kiels unter bestimmten Aspekten begutachtet und miteinander verglichen wurden:

- Gutachten ,Untersuchung zur Optimierung des Systems der Kinderbetreuung in der
. A4
Landeshauptstadt Kiel

- Soziale Problemdichte in den Stadtteilen (Drucksache 0862/2006)

- Gesundheitsberichterstattung — Gesundheit von Schulanfanger/innen (Drucksache
0717/2006)

- Runde Tische ,Schule und Jugendhilfe® flr die Stadtteile Gaarden und Mettenhof
(Drucksache (1060/2006)

Bei samtlichen Gutachten und Veranstaltungen hat die Stadt festgestellt, dass die Situa-

tion im Sozialraum Gaarden in vielfacher Hinsicht vergleichsweise defizitar ist. Die ersten

konzeptionellen Uberlegungen zur Verbesserung der sozialen Situation in Gaarden, ins-

besondere zur Verbesserung der Gesundheits-, Erziehungs- und Bildungsbedingungen

fur Kinder- und Jugendliche, liegen nun in einer Geschéftlichen Mitteilung von Januar

2007 vor.45

Bereits einige Jahre zuvor (2003) beschloss die Ratsversammlung einen ,MaRnahmen-
katalog zur Eindammung der Stadtflucht®, der sich auf die Ergebnisse einer Befragung
von fortziehenden Burgerinnen und Bijrgern46 stitzte und die Ergreifung bzw. Fortflih-

rung folgender Ma3nhahmen im Bereich Bauen und Wohnen vorsah:

- Bauflachenangebot (Differenzierung des Bauflachenangebotes im Hinblick auf
Standort und Qualitat, interkommunale Abstimmung der Wohnbauflachenentwicklung
in der Stadtregion)

- Wohnraumférderung (Foérderung des Eigenheimbaus durch verbilligte Erbbaurechte,
Zusammenlegung kleiner Wohnungen etc.)

- Unterstltzung von Initiativen (Bewohnergenossenschaften, Gruppenwohnen etc.)

4 Pricewaterhousecoopers, Universitat Koblenz-Landau: Untersuchung zur Optimierung des Systems der Kinderbetreu-
ung in der Landeshauptstadt Kiel — Kiel 2005

4 Landeshauptstadt Kiel, Sozialdezernat: Bausteine und Perspektiven zur Verbesserung der sozialen Situation im Sozial-
raum Gaarden — Kiel 2007

4 Vom 01. Januar bis 31. Dezember 2001 hat die Stadt alle Fortziehenden schriftlich und anonym befragt. Der Fragebo-
gen wurde bei der Abmeldung im Biirger- und Ordnungsamt an die Abwandernden ausgegeben. Im Vordergrund der
Untersuchung stand die Frage nach den Wegzugsmotiven. Vgl. Landeshauptstadt Kiel:Ergebnisse der Fragebogenak-
tion ,Wegzlge aus Kiel“. Kiel 2003. Online unter http://kiel.de/Aemter_61_bis_92/72/Umzuege/Umfragebericht.pdf (08.
November 2007)

Fallstudien BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2009



Expertise Stadtefallstudie 101

- Umfeld/Wohnumfeldverbesserung/Starkung des Sicherheitsgefuhls (Aktion Graffiti
etc.)

- Fortfihrung laufender Programme (URBAN Il, Soziale Stadt)

3.6.3 Organisationsstruktur

Der Stimmungs- und Bewusstseinswandel zugunsten familienpolitischer Themen nach
dem politischen Fiihrungswechsel spiegelte sich auch in einer neuen Organisationsstruk-
tur wider. Zum einen wird in regelmaRigen Abstanden die so genannte OB-Konferenz mit
den Dezernenten sowie der Frauenbeauftragten einberufen, auf der die ressortiibergrei-
fende Abstimmung im Hinblick auf die vereinbarten strategischen Ziele eine hohe Prioritat
geniel3t. Nach den zuvor vorherrschenden zahlreichen EinzelmaRnahmen, weitgehend
ungebiindelt und ohne Vernetzung, folgt die Organisationsstruktur nun dem Motto ,Neues

gemeinsam erarbeiten und gestalten®.

Mit der Beschlussfassung der strategischen Ziele wurde insbesondere fiir die beiden Zie-
le ,Wissenschaft starken“ und ,kinder- und familienfreundlichste Stadt werden® eine per-
sonelle Unterstitzung in der Verwaltung erforderlich. Fur die bendtigte Unterstitzung
wurde daher die neue Stelle fur eine Koordination geschaffen, angesiedelt im Dezernat
IV (Soziales, Jugend, Gesundheit, Wohnen, Schule und Sport). Diese Stelle bildet sowohl
eine interne Schnittstelle zwischen allen Dezernaten, Fachamtern und -ausschissen
(siehe Abbildung 21). Mit der Halfte der Arbeitszeit ist die derzeit tatige Koordinatorin
ausschlieBlich fur die (ressortibergreifende) Koordination und Umsetzung der MalRnah-
men zur Erreichung des Ziels ,kinder- und familienfreundlichste Stadt werden® zustandig.

Des Weiteren agiert sie im Vergleichsring ,Familienfreundliche Stadt®.

Neben den strategischen Zielsetzungen und deren Umsetzung durch die verschiedenen
Gremien der Verwaltung gibt es weitere strategische Netzwerke aul3erhalb der Verwal-
tung, die sich fir die Verbesserung der Kinder- und Familienfreundlichkeit in Kiel einset-
zen. Dazu gehort die Initiative ,Familienfreundlichkeit als Standortfaktor — Initiative fir ein
familienfreundliches Kiel“ (siehe unter Kapitel 3.6.4). Auf der Umsetzungsebene (Projekt-
und operative Netzwerke) gibt es vielfaltige Akteure, die sich um die Verbesserung der
Lebenssituation von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien in einzelnen Stadtteilen
kimmern. Dazu gehdren z.B. das Sozialraum-Netzwerk/Stadtteilkonferenzen, das Pro-
gramm Soziale Stadt und deren Umsetzungsinstanzen sowie die Initiative fur ein Mehr-

generationenhaus in einem der belasteten Wohnquartiere (Gaarden).
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Abbildung 21: Organisationsstruktur der Familienpolitik in Kiel

Strategisches Ziel
IIl. Kinder- und familienfreundlichste Stadt werden

alle Dezernate
oB Dezernat | Dezemat Il Dezernat Il Dezernat IV
Wirtschaft, Zentrale Blrger- . Stadtentwicklung Finanzen, Somales_, Jugend
. angelegenheiten kulturelle Gesundheit, Wohnen
Steuerung, Leitlinien und Umwelt ;
Inneres und Ordnung Angelegenheiten Schule und Sport

Politischer Beschluss Strategische Netzwerke

Dezernat IV — Lokales Biindnis Initiative Standortfaktor
Koordination flir Familien Familienfreundlichkeit

(fast) alle Fachamter und Fachausschiisse, insbesondere... Projekt- und operative

Amt Netzwerke
. Amt fir Schule, Amt
ReFf:a:lle;ur Stadt;:s]r;ungs- fir Familie Kinder- fiir Wohnen und
und Soziales und Jugend- Grundsicherung

einrichtungen

Soziale Stadt
Stadtteile und Familien Sozialraum-Netzwerk

Stadtteilkonferenzen Mehrgenerationenhaus

Quelle: Darstellung empirica

3.6.4 Besondere Ansatze der Familienpolitik

Interkommunale Wohngebietsplanung

Gemeinsam mit den Umlandgemeinden Altenholz und Danischenhagen hat die Stadt Kiel

1997 einen Zweckverband (Entwicklungsgemeinschaft Altenholz-Danischenhagen-Kiel)

gegrijndet.47 Hintergrund war der Mangel der Stadt Kiel an eigenen Flachen fir Gewer-
beansiedlung. Um die Abwanderung von Unternehmen und damit drohende Steuerver-
luste abzuwenden, wurde in den benachbarten Gemeinden ein Konzept zur gemeinsa-
men Flachenentwicklung auf deren Gemeindegebiet erarbeitet. Die Vermarktung und
Betreuung der anschliel’end ausgewiesenen Gewerbeflachen wurde der Landesentwick-
lungsgesellschaft (LEG) Ubertragen. Fir entstehende Vor- und Nachteile haben die Ko-
operationspartner Ausgleichszahlungen vereinbart. Aufgrund der sinkenden Nachfrage
nach Gewerbeflachen sowie der anhaltenden Umlandwanderung von Familien aus Kiel

wurde die Zusammenarbeit im Jahr 2004 auf die Entwicklung eines interkommunalen
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Wohngebietes inklusive eines Nahversorgungszentrums ausgedehnt. Fir die Bewohner
des interkommunalen Wohngebietes wollen die drei Kommunen die gemeindlichen Gren-
zen auflésen, so dass die Nutzung von Schulen und Kindergarten frei wahlbar und zu
gunstigen Konditionen mdglich ist. Ein Ausgleich soll unter den Kommunen dann nicht
mehr gezahlt werden, wenn Kinder Schulen und Kindertagesstatten in einer der anderen

Gemeinden besuchen. Daflir teilen sich die Beteiligten die anfallenden Steuereinnahmen

. . o . 48
und Schlisselzuweisungen zu je einem Drittel.

Bestellung von Erbbaurechten zur Férderung der Eigentumsbildung

Um auch einkommensschwacheren Familien und Haushalten mit unterschiedlichen
Wohnvorstellungen die Mdglichkeit zu bieten, in Kiel Eigentum zu bilden, setzt die Stadt
seit langem die Bestellung von Erbbaurechten als Instrument des kommunalen Woh-
nungsbaus ein. Das bedeutet, dass die Stadt als Grundstlickseigentiimerin Bauplatze
durch die EinrAumung von Erbbaurechten schafft. Die Bauwilligen missen den Bauplatz
dadurch nicht kaufen; eine Spekulation wird verhindert, da der Erbbaurechtnehmer zur
Bebbauung verpflichtet ist. Der Vorteil besteht unter anderem darin, dass 6konomisch
schwéachere Haushalte die Mdoglichkeit zum Eigentumserwerb erhalten. Die Landes-
hauptstadt Kiel fordert durch die Berlicksichtigung sozialer Kriterien bei der Hohe des
Erbbauzinses die Eigentumsbildung finanzschwacherer Haushalte. Dariiber hinaus ge-
lingt es auf diese Weise, den Preisunterschied gegeniber dem Umland zu kompensieren.
Um Erbbaurechte bestellen zu kénnen, muss die Stadt Eigentimerin der Flachen sein.
Dafiir sieht sie vor, insbesondere innerstadtische Flachen (auch ,Restflachen®) zu mobili-

sieren.

Sozialraumkonzept

Kiel ist in sechs Sozialrdume (Nord, Mitte, Mettenhof, Siid, Gaarden und Ost) unterteilt.
Im Vergleich zu allen anderen Kieler Stadtteilen leben im Sozialraum Gaarden, einem
ehemaligen Werftarbeiterviertel, Uberdurchschnittlich viele Erwerbslose und ALG II-
Empfanger. Hier ist auch der Auslanderanteil am hochsten und das Gesundheitsrisiko bei
Kindern besonders ausgepragt (z.B. Ubergewicht bei Einschiilern, héchstes Kariesrisiko).

Gleichzeitig korrespondiert die soziale Problemdichte nicht mit dem Einsatz sozialer Res-

47 In den Leitlinien zur Umsetzung der Regionalplanung wird den Kommunen eine solche Kooperation angeraten, sollten

die landesplanerischen Vorgaben zur effektiven Steuerung der Siedlungsentwicklung nicht ausreichen.

48 Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Wohnungswesen (BMVBS) und BBR (Hrsg.): kommKOOP. Erfolgreiche
Beispiele interkommunaler Kooperation. Dokumentation des MORO-Wettbewerbs 2005/2006, Bonn 2006
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sourcen (Kinderbetreuung, Schulsozialarbeit, Treffpunkte fir Kinder und Jugendliche
etc.). Entgegen aller Annahmen wurden Politik und Verwaltung bei einer genaueren Un-
tersuchung der Sozialrdume und der Gegenuberstellung von Betreuungsschliisseln etc.
auf den insbesondere in den belasteten Gebieten unterdurchschnittlichen Einsatz sozia-
ler Ressourcen erstmals aufmerksam. Zur Verbesserung der Situation vor allem der in
Gaarden lebenden Bewohner und der positiven Entwicklung des Sozialraums hat die
Stadt mit dem Konzept ,Bausteine und Perspektiven zur Verbesserung der sozialen Situ-
ation im Sozialraum Gaarden“ Vorschlage und Empfehlungen, inklusive Kosten- und Fi-
nanzierungsubersicht fir die kommenden Jahre erarbeitet. Dabei fanden die beiden stra-
tegischen Oberziele ,Kinder- und familienfreundlichste Stadt werden® und ,Arbeitsplatze
schaffen® als Leitidee Eingang in das in sechs Themen (z.B. Schule: Kooperation und
Vernetzung im Stadtteil; Offene Jugendarbeit, Sport und Freizeit; Arbeit und Beschafti-
gung in Gaarden, Wohnen in sicherer und familienfreundlicher Umgebung) gegliederte
Konzept. Fir eine erfolgreiche Umsetzung der jeweiligen Vorschlage und Malinahmen ist
die Einbindung und Vernetzung von teilweise bereits seit Jahren im Sozialraum aktiven
Initiativen, Instrumenten und Netzwerken wie z.B. der Gaardener Runde, der Stadtteil-
konferenz, des Arbeitskreises ,StadtTEILmarketing®, des Biros Soziale Stadt Gaarden

von grofer Bedeutung.

Initiative zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf: Lokales Biindnis fiir
Familien

Im Jahr 2004 wurde die Initiative ,Familienfreundlichkeit als Standortfaktor — Initiative fur
ein familienfreundliches Kiel* gegriindet. Initiatoren des Blndnisses sind die Frauenbe-
auftragte/Referat fiur Frauen der Landeshauptstadt Kiel, der Kirchliche Dienst in der Ar-
beitswelt und das Nordelbische Mannerforum. Das Blndnis steht unter der Schirmherr-
schaft der Oberblrgermeisterin und wird von der Industrie- und Handelskammer, der re-
gionalen Wirtschaftsférderung sowie rd. 40 Kieler Unternehmen unterstutzt. Ziel der Initia-
tive ist es, Mallnahmen zur Verbesserung der Bedingungen fiir eine Vereinbarkeit von
Beruf und Familie in Kieler Betrieben anzuregen (z.B. ,CompanyKids Kiel“ — betriebliche
engpassorientierte Kinderbetreuung, Beratung zum Thema ,Familienbewusste MalRnah-
men* etc.). Dies soll zu einer Steigerung der Attraktivitat der in Kiel vorhandenen Arbeits-
platze beitragen und eine starkere Bindung qualifizierter Arbeitnehmer an ihr jeweiliges
Unternehmen bewirken. Die Initiative will dariber hinaus zu einem Ausbau der Vernet-

zung zwischen Unternehmen, Stadt und sozialen Tragern beitragen. Im Sommer 2005
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hat die Initiative eine Unternehmensbefragung49 durchgeflihrt, die in erster Linie der In-
formationsgewinnung Uber die Verbreitung und Nutzung familienfreundlicher Mallnahmen
in Kieler Betrieben dienen und das grundsatzliche Interesse an diesem Thema seitens
der Betriebe wecken sollte. 2005 ist das Blndnis zur bundesweiten Vernetzung und zum
Erfahrungsaustausch der Initiative ,Lokale Blindnisse fir Familien® (Bundesministerium

fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend) beigetreten.

Weitere Ansatze

Seit 2004 unterstitzt die Landeshauptstadt Kiel das Segel-Projekt Camp24. Unter dem
Motto KIEL.SAILING.CITY, das auch eines der strategischen Ziele der Stadt ist, erhalten
alle Kieler Kinder und Jugendlichen die Moglichkeit den Segelsport an der Kieler Foérde
kennen zu lernen. Neben dem Hauptsponsor Stadtwerke Kiel AG gibt es zahlreiche wei-
tere finanzielle Unterstltzer, die preiswerte und professionelle Lehrgange gewahrleisten,

u.a. auch fur Schulklassen.

3.6.5 Fazit

Das Beispiel von Kiel zeigt, dass eine Trendwende im Hinblick auf die Entwicklung zu
einer kinder- und familienfreundlichen Stadt mdglich ist. Entscheidend war hierbei eine
Initialziindung, die sowohl durch internes Engagement (neue Oberblrgermeisterin) als
auch durch externe Impulse (Stadteranking von empirica Delasasse) ausgeldst wurde.
Der plotzliche positive Stimmungswandel und die Aufbruchsituation verhalfen zu einer
Konsensfindung und Festlegung von Entwicklungszielen, die Politik, Verwaltung und Bur-
gerschaft mittragen. Zusatzlich flhrt die konsequente Etablierung einer geeigneten Orga-
nisationsstruktur dazu, die Belange und Bedarfe von Familien bereits auf der Stadtteil-

ebene aufzunehmen und zu berticksichtigen.

Mit der Schaffung einer neuen Stelle innerhalb der Verwaltung, deren Aufgabe die Ver-
mittlung von zwei der finf Ziele, die Koordination und die Umsetzung ist, manifestiert sich
die Entschlossenheit, mit der Kiel die Herausforderungen annimmt (,Wir sehen Entwick-
lungsméglichkeiten und das reicht aus, um die Sache anzupacken.”). Die Verankerung in
der Verwaltung (kurze Wege, Ressortnahe etc.) in Kombination mit unternehmerischem

Erfolgsdenken scheinen hier fruchtbar. Letzteres zeigt sich darin, dass die zur Zielerrei-

4 Verbreitung und Bekanntheitsgrad familienfreundlicher MalRnahmen in Kiel. Eine Unternehmensbefragung im Auftrag
der Initiative ,Standortfaktor Familienfreundlichkeit — Initiative flir ein familienfreundliches Kiel, Kiel 2005
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chung eingesetzten Mallhahmen einem permanenten Controlling und Monitoring unter-
liegen, so dass Schwachstellen frih erkannt und behoben werden kdnnen. Gerade die-
ses Instrument der Erfolgskontrolle scheint ein Klima fir Kreativitdt und neue Ideen zu
begiinstigen. Trotz der positiven Stimmung in Politik und Verwaltung, die das Thema Fa-
milie als ein zentrales Schllissel- und Querschnittsthema betrachtet, gilt es, die ressort-
Ubergreifende Arbeit zu starken und die Vernetzung mit Akteuren aul3erhalb der Verwal-
tung voranzutreiben. Zukinftige Themen werden sein: eine qualitativ hochwertige Kin-

derbetreuung, starkeres sozialraumbezogenes und bedarfsorientiertes Denken.

Grundinformationen Kiel

In Schleswig-Holsteins Landeshauptstadt Kiel leben rd. 230.000 Einwohner. Durch die direkte Lage an der Kieler Forde
(Ostsee) spielen der Hafen und die Wasserlage eine bedeutende wirtschaftliche Rolle. Insbesondere fiir die Fahr- und
Kreuzschifffahrt hat sich Kiel zu einem bedeutenden Verkehrsknotenpunkt entwickelt. Dariiber hinaus ist Kiel ein wichtiger
Dienstleistungsstandort. Zudem ist Kiel mit rd. 27.000 Studenten an zwei Hochschulen und einer Fachhochschule ein
bedeutender Universitatsstandort. Seit 1995 verliert Kiel deutlich an Einwohnern. Lebten zu diesem Zeitpunkt noch
246.000 Einwohner in der Stadt, sind es heute 4,7 % weniger (vgl. Abbildung 22Fehler! Verweisquelle konnte nicht
gefunden werden.). Zwischen 1996 bis 1999 waren die jahrlichen Verluste von liber 2.000 Einwohnern besonders stark.
Seit 2000 ist die Bevolkerungsentwicklung relativ stabil. Dies ist auf einen seitdem positiven Wanderungssaldo insgesamt
zurlickzufihren. Der Wanderungssaldo mit dem Umland ist hingegen weiterhin negativ. Die Entwicklung ist jedoch langst
nicht mehr so gravierend wie noch zwischen 1995 bis 2001, als jahrlich mehrere hundert Stadtbewohner — in den Spitzen-
jahren 1997 und 1998 mehr als 2.600 — das direkte Umland als neuen Wohnstandort (Landkreis PI6n und Rends-
burg/Eckernforde) wahlten. Zu den Abwanderern zahlten vor allem Familienhaushalte mit Kindern unter 18 Jahren. Der
Grund flr die starke Umlandwanderung in Kiel liegt in glinstigeren Preisen des Umlandes. Dort liegt der Preis flr baureifes
Land mit 100 bis 130 €/m? etwas niedriger als in der Stadt (zwischen 130 und 170 €/m?).

Abbildung 22: Bevélkerungsentwicklung 1995 bis 2005 (1995 = 100)
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Quelle: Statistische Amter des Bundes und der Lander 2007
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3.7 Mainz

3.7.1 Entwicklung der Familienpolitik

Familienpolitik spielt in Mainz seit etwa Mitte der 1990er Jahre eine zunehmend wichtige-
re Rolle. Zuvor existierten zwar diverse MaRnahmen zur Unterstitzung von Familien,
jedoch erfolgten diese weitgehend als EinzelmalRnahmen und nicht in dem Bewusstsein

der Bedeutung von Familien fir die Gesamtstadt.

Erst mit dem allgemeinen gesellschaftlichen Wandel des Familienbildes und der Rolle der
Frau veranderte sich die Wahrnehmung des Themas und wurden Aspekte der heutigen
Familienpolitik in der Kommunalpolitik verstarkt diskutiert. Auch in konservativen Kreisen
wurde die steigende Berufstatigkeit von Frauen als Teil eines neuen Familienbildes mitt-
lerweile weitgehend akzeptiert. In der Folge ergab sich die Frage nach der praktischen
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Damit riickte Mitte der 1990er Jahre das Thema
Kinderbetreuung in den Vordergrund, welches die eigentliche Familienpolitik in Mainz
einleitete. Allerdings stand der Begriff ,Familienpolitik” in dieser Anfangsphase nicht im
Mittelpunkt, da sich die Malnahmen im Wesentlichen auf die Kinderbetreuung be-

schrankten.

Im Jahr 1994 erfolgte aus Anlass des internationalen Jahres der Familie zunachst eine
systematische Bestandsaufnahme aller familienspezifischen MaRnahmen und Angebote

in Mainz. Schwerpunkt war auch hier der Sozialbereich.

Ein Meilenstein, welcher diese Diskussionen in Mainz konkretisierte und als Folge des
gewandelten Familienbildes anzusehen ist, war die Einflihrung des Rechtsanspruchs auf
einen Kindergartenplatz. Bereits im Jahr 1993 wurde ein entsprechendes Landesgesetz
in Rheinland-Pfalz verabschiedet, in 1996 folgte der bundesweite Rechtsanspruch. Mainz
Ubernahm in den Folgejahren eine Vorreiterrolle bei der Umsetzung und schuf verstarkt

Platze in Kindergarten.

Ein weiterer wesentlicher Faktor, welcher den Beginn der familienpolitischen Diskussion
Mitte bis Ende der 1990er Jahre forderte, war die Erkenntnis um die Problematik der
Stadt-Umland-Wanderungen und die demographischen und fiskalischen Auswirkungen
auf Mainz. Die Stadt realisierte, dass es als Folge der Baulandpolitik (Anfang der 1990er

Jahre wurden keine neuen Baugebiete ausgewiesen) eine massive Abwanderung insbe-
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sondere von Familien ins Umland gab. Selbst von der Zuwanderungswelle Anfang der
1990er Jahre aus Ostdeutschland und Osteuropa profitierte Mainz nur unterdurchschnitt-
lich, da sich die Zuzugler aufgrund des Baulandmangels in Mainz haufig im Umland nie-
derliel®en. Als Folge des knappen Angebots stiegen die Bodenpreise in dieser Zeit stark
an. Erst mit der Fertigstellung neuer Baugebiete Mitte der 1990er Jahre kehrte sich die
Wanderungsbilanz um und stabilisierten sich die Preise. Der Erfolg dieser sog. ,Housing
Areas” war fur die Stadt ein ,Aha-Erlebnis”. Jedoch waren die Baugebiete in dieser Zeit
noch nicht speziell auf Familien ausgerichtet; im Vordergrund standen die Deckung des
quantitativen Bedarfs und die Bereitstellung von Geschosswohnungen flir sozial benach-

teiligte Haushalte.

Erst mit einem starken Defizit in den stadtischen Finanzen um das Jahr 2000 herum und
der Erkenntnis, dass die Situation der Landkreise meist finanziell besser war, wurde deut-
lich, dass neben der mengenmafigen Abwanderung auch eine selektive Abwanderung
vor allem von gut verdienenden Haushalten und Familien erfolgte. Damit rickten nun
verstarkt Familien in den Mittelpunkt der Problematik der Stadt-Umland-Wanderung, so
dass das Halten speziell von Familien in der Stadt explizites Ziel wurde. Bereits in 2001
wurde als Konsequenz die exemplarische Durchfiihrung einer Familienfreundlichkeitspri-

fung fur ein Bauleitplanverfahren vom Stadtrat beschlossen.

Dies ging einher mit einem einsetzenden gesellschaftlichen Diskurs um den demographi-
schen Wandel, welcher auch in Mainz die Diskussion um die Bedeutung von Familien
und Kindern starkte. Im Mittelpunkt dieses neuen familienpolitischen Themas stand in
Mainz vor allem die Frage nach den Auswirkungen einer alternden Gesellschaft auf junge
Familien mit Kindern und danach, wie Kindern eine Perspektive gegeben werden kann.
Insbesondere die Generation der 30- bis 40-Jahrigen Eltern leitete dieses Thema ein, da
sie im Alltag unmittelbar mit Generationenkonflikten (Bsp. Beschwerden &lterer Men-

schen Uber Larm durch Kinder) konfrontiert werden.

Insgesamt erfolgte in dieser ersten Phase ein eher schleichender Bewusstseinswandel,
welcher vor allem von &duf3eren Rahmenbedingungen und eigenen Problemen initiiert
wurde. Die Themen Kinderbetreuung und Baulandausweisung wurden zunachst noch als

parallele und weitgehend unabhangige Themenfelder behandelt.

Eine zweite Phase der Familienpolitik setzte 2002 mit der externen Vergabe einer umfas-
senden Wohnungsmarktstudie ein, welche neben einer quantitativen Angebotsauswei-

tung auch eine Qualitatssteigerung, Angebotsdiversifizierung, Konzentration auf Einfami-
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lienhauser und zielgruppenspezifische (d.h. insbesondere auf Familien gerichtete) Aus-

richtung der Neubaugebiete empfahlso. Diese neue Strategie wurde ab 2003 konsequent

umgesetzt und trifft aktuell auf eine hohe Nachfrage insbesondere bei jungen Familien.

Die neue Bedeutung von Familien zeigt auch die Durchfliihrung von zwei Familienkonfe-

renzen in 2001 und 2004°". Diese sollten sowohl den Stand der Mainzer Familienpolitik
dokumentieren und Akteure vernetzen als auch Handlungsfelder verdeutlichen sowie die

Ergebnisse einer Online-Befragung von Familien prasentieren.

Der in Rheinland-Pfalz landesweit eingeflihrte Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz fir
Kinder ab 2 Jahren ab 2010 flihrte zusammen mit offensiven Forderungen und Eigeniniti-
ativen von Eltern auch in Mainz zu verstarkten Aktivitaten in diesem Bereich. Damit spie-
len zivilgesellschaftliche Ansatze in Mainz fir die Familienpolitik eine wichtige Rolle.
Gleichzeitig rickte auch der Bedarf von Migrantenkindern in den Vordergrund, so dass
aktuell deren frihzeitiger Besuch von Kindertagesstatten und Sprachférderung unter-

stutzt werden.

Neben der Wohnungsmarktstudie fihrte schlieRlich auch die Grindung eines lokalen
Blndnisses fir Familien im Jahr 2005 zu einer Aufbruchstimmung und verstarktem En-
gagement aller Akteure. Ausléser war die namensgleiche bundesweite Initiative des Bun-
desministeriums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und zahlreiche vorangegan-
gene Beispiele anderer Stadte. Mit dem neuen Blndnis kamen auch weitere Themenfel-
der zur Familienpolitik hinzu. Dazu zahlt insbesondere die Individualisierung und Flexibili-
sierung der Kinderbetreuung (z.B. Ferienbetreuung, Tagespflege etc.) und Ganztags-
betreuung, aber auch die Zusammenarbeit mit Unternehmen, Elternbildung, Gesundheit
und Wohnumfeld.

%0 empirica: Wohnungsmarktregion Mainz. Berlin 2003.
51 Stadt Mainz: Dokumentation der 2. Mainzer Familienkonferenz. Mainz 2004.
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Abbildung 23: Entwicklung der Familienpolitik in Mainz
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Zusammenfassend zeigt sich auch in dieser zweiten Phase der Familienpolitik, dass es
sowohl interner Problemlagen, zivilgesellschaftlicher Forderungen als auch externer An-
stéRe und Rahmenbedingungen bedarf, um einen kommunalen Konsens und die Durch-
fuhrung von konkreten Malinahmen zu erreichen. Dies war in Mainz jedoch nur so kurz-
fristig moglich, da in den Jahren zuvor bereits mit verschiedenen Diskussionsstrangen

und einer veranderten Wahrnehmung die Grundlagen gelegt wurden.

3.7.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen

Analytische Grundlagen spielten in Mainz vor allem im Bereich Wohnungsmarktpolitik als

ein Aspekt von Familienpolitik eine entscheidende Rolle.

Eine von einem externen Gutachterbiro Anfang der 1990er Jahre erstellte Wohnungs-
und Bevdlkerungsprognose wies bereits auf den Zusammenhang von Baulandverflugbar-
keit und Wanderungen hin. Allerdings setzte sich diese Erkenntnis zu diesem frihen

Zeitpunkt noch nicht in der gesamten Verwaltung und Kommunalpolitik durch, obwohl
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gerade in dieser Zeit die Abwanderung aufgrund mangelnder Baulandverfigbarkeit be-

sonders grof} war.

1998 erfolgte eine umfangreiche Beratungsstellenuntersuchung, flir welche eine schriftli-
che Befragung aller Einrichtungen flr Ehe-, Familien- und Lebensberatung sowie flr Er-
ziehungsberatung durchgefiihrt wurde. Als Ergebnis dieser Studie wurde die Trennung
der beiden Themenfelder aufgehoben und ein System der integrierten Beratungsstellen
fur Familien aufgebaut. Dies umfasst ebenfalls die Einfihrung einheitlicher Rahmenbe-
dingungen, Qualitadtsstandards und einer leistungsbezogenen Finanzierung sowie den
Abschluss von konkreten Leistungsvereinbarungen mit den freien Tragern. Dieser Pro-
zess und das Ergebnis wurden 2004 mit dem bundesweiten ConSozial-Preis fir innovati-

ve Projekte aus der Sozialwirtschaft ausgezeichnet.

Eine extern vergebene Studie zur Wohnungsmarktregion Mainz™ empfahl 2003 nicht nur
die quantitative Ausweitung des Einfamilienhausbaus, sondern auch die qualitative Ver-
besserung und Diversifizierung des Angebots- und Preisspektrums als ein Instrument um
die Abwanderung von Familien zu reduzieren. Die Stadt Mainz setzte die Empfehlungen
daraufhin in ihrem aktuellen Neubaugebiet Gonsbachterrassen™ um und schuf damit die
Voraussetzungen zur Attraktivitatssteigerung des Wohnstandortes Mainz speziell fir Fa-

milien.

Kurz nach der Wohnungsmarktstudie wurde 2004 eine Studie zur Stadt-Umland-

Wanderung in Mainz™* erstellt. Sie analysiert den Suburbanisierungsprozess und dessen
Auswirkungen fir Mainz und bewertet die verschiedenen Instrumente der raumlichen
Planung. Gleichzeitig empfiehlt die Studie eine verstarkte regionale Kooperation und eine
Neuorientierung in der Regional- und Bauleitplanung. Inwiefern dies zukiinftig umgesetzt
wird, bleibt noch offen; in jedem Fall zeigt die Vergabe der Studie jedoch einen Bewusst-

seinswandel hinsichtlich der Abwanderungsproblematik.

Eine ebenfalls in 2004 durchgefiihrte Online-Umfrage unter Familien auf der Homepage
der Stadt versuchte nicht nur, Familien auf die anstehende Familienkonferenz aufmerk-
sam zu machen und deren Engagement zu wecken, sondern auch die aus Familien-Sicht

wichtigen Handlungsbedarfe und Winsche zu erfassen, um damit die Lebensverhaltnisse

2 empirica: Wohnungsmarktregion Mainz., a.a.O.

% Gonsbachterrassen GmbH (Hrsg.): Gonsbachterrassen — Ein neues Mainzer Wohnkonzept. Mainz 2006.
% Stadt Mainz: Stadt-Umland-Studie Mainz Rheinhessen. Mainz 2004.
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der Familien in Mainz zu erleichtern. Damit fordert die Stadt die Partizipation der Ziel-
gruppe und damit eine bessere Orientierung der MalRnahmen an den tatsachlichen Be-
diurfnissen. Als Ergebnis ergab sich weiterer Handlungsbedarf insbesondere bei der Kin-
derbetreuung und der Vereinbarkeit von Familien und Beruf, zum ersten Mal wurde das
Thema flexiblere Betreuungszeiten und Ferienbetreuung deutlich. Erganzt wurde diese
Umfrage durch eine weitere gezielte Umfrage in stadtischen Kindergarten beziglich de-
ren Offnungszeiten. Die Ergebnisse dieser Studien wurden sowohl von der Kommunalpo-
litik als auch vom Biindnis fur Familien aufgegriffen und in Form eines Ausbaus der Kin-

derbetreuung, insbesondere der unter-3-Jahrigen-Betreuung, umgesetzt.

Damit zeigt die Stadt insgesamt eine hohe Handlungsbereitschaft bei durch Studien und

Umfragen aufgedeckten Missstanden.

3.7.3 Organisationsstruktur

Die zentrale Rolle in der Familienpolitik nimmt das Dezernat fliir Soziales, Jugend und
Wohnen und darin insbesondere das Jugendamt und der Referent fir Familienpolitik ein.
Letztere Stelle soll die unterschiedlichen Aktivitaten zu diesem Thema verknipfen, Kom-
munikation etablieren und Familien als erste Anlaufstelle dienen. Von hier aus wird auch
das Bindnis flr Familien koordiniert und gesteuert. Die Einrichtung dieser Stelle zeigt

den gewachsenen Stellenwert der Familienpolitik in der Stadt.

Weitere Amter sind ebenfalls in die Familienpolitik involviert und setzen entsprechende
Ziele in ihren eigenen Aufgabenbereichen um (z.B. Stadtplanungsamt, Stadtentwick-
lungsamt, Schulverwaltungsamt). Eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe ,familienfreund-

liches Mainz“ trifft sich mindestens einmal monatlich zum Austausch.

Ein seit kurzem bestehender informeller Familientisch soll darliber hinaus die Verwaltung
mit Vertretern von zivilgesellschaftlichen Institutionen und Familien zusammenbringen,
jedoch zeigen Familien wenig Interesse an diesen Treffen oder sind schlichtweg nicht

dartber informiert.

Das Bundnis fur Familien wird von einem Team aus vier Personen moderiert, hierzu zah-
len neben dem Referenten flr Familienpolitik auch Vertreter des Kinderschutzbundes,
der Wirtschaftsjunioren und des Zentrums fur gesellschaftliche Verantwortung der Evan-
gelischen Kirche in Hessen und Nassau. Ihre Aufgaben liegen in der Organisation, Mode-

ration und Koordination aller Aktivitdten und Veranstaltungen des Biindnisses. Ein grol3er
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Koordinationskreis aus Vertretern der Ratsfraktionen, Verwaltung, zivilgesellschaftlichen
Institutionen und interessierten Birgern trifft sich daneben etwa 3-4x pro Jahr. Von den
regelmaflig Uber 1000 per Mailverteiler eingeladenen Personen nehmen meist 15-25
Personen an den Treffen teil. Ihre Aufgabe ist es, die Ziele und Aktivitadten des Blndnis-

ses in Politik, Verwaltung und Gesellschaft zu tragen und untereinander zu koordinieren.

Insgesamt unterstitzt die Stadt das Thema vor allem personell, indem sie die Stelle des
Referenten fur Familienpolitik geschaffen hat und Mitarbeiter fir Arbeitsgruppen und Akti-
vitaten freistellt. Sie informiert Uber Landesprogramme und stellt Kontakte her, eine finan-
zielle Unterstlitzung der Projekte erfolgt jedoch nur sehr eingeschrankt. Ebenso existiert
eine strategische Ausrichtung aller Amter auf familienpolitische Zielsetzungen und eine

konsequente Steuerung nicht. Es bleibt bisher bei einer eher informellen Koordination.

Abbildung 24: Organisationsstruktur der Familienpolitik in Mainz
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3.7.4 Schwerpunkte der Familienpolitik

Aktuell umfasst Familienpolitik in Mainz drei von ihrer Bedeutung etwa gleichrangige U-

bergeordnete Themenfelder:
Wohnen

Die Baulandpolitik von Mainz zielt auf den Verbleib von gut verdienenden Familien in der
Stadt und ist bestrebt die Stadt-Umland-Wanderung zu reduzieren. Zwischen 1994 und
1996 wurden mehrere neue grolie Wohngebiete auf Konversionsflachen und ehemaligen
Sportplatzen errichtet. Zu dieser Zeit wurde aber lediglich eine Mengenstrategie verfolgt
und es gab noch keine gezielte Ausrichtung an Familien. AuRerdem wurde in den 1990er
Jahren auf altere Haushalte in gréReren Einfamilienhdusern zugegangen, damit diese in
kleinere Wohnungen umziehen und ihre Hauser fir Familien freiziehen, allerdings gab es

nur wenig Resonanz.

Heutzutage stehen statt einer reinen Mengenstrategie vielmehr eine Qualitatssteigerung,
Zielgruppenorientierung und eine groRere Angebotsdiversifizierung im Vordergrund. Als
Beispiel dafir stehen die Gonsbachterrassen, ein hochwertiges Neubaugebiet von insge-
samt Uber 50 ha. Zunachst wurde ein stadtebaulicher Wettbewerb durchgefiihrt. Interes-
senten mussen bereits vor dem Kauf zur Qualitatssicherung einen Vorentwurf vorlegen
und ein Gestaltungshandbuch ist fester Bestandteil des Kaufvertrages. Bautrager sind
unerwlnscht. Das Projekt wird von einer Lenkungsgruppe aus Stadtwerken, Wohnbau
und Planungsamt gesteuert, welche sich einmal wochentlich treffen um Uber Kaufantrage
zu entscheiden. Zur Organisation und Durchfiihrung des Projektes wurde eigens die

Gonsbachterrassen GmbH aus stadtischer Wohnbau und Stadtwerken gegriindet.

Zur Sicherstellung von Familienfreundlichkeit in Bauleitverfahren wurde 2001 weiterhin
beschlossen, in einem kleineren Neubaugebiet im Stadtteil Finthen exemplarisch eine
Familienfreundlichkeitsprifung einzuflihren. Ziel ist es, das ,familienfreundliche Denken
zu scharfen, Ziele und Beurteilungskriterien zu konkretisieren und bekannt zu machen
und die Zielerreichung uberprifbar zu machen®. Bei erfolgreicher Umsetzung wird ange-
strebt, in Zukunft 20% der Bebauungsplane einer Familienfreundlichkeitsprifung zu un-
terziehen, wobei es sich weniger um standardisierte Kriterien als vielmehr um eine fallbe-
zogene Prufung handeln wird. Da das Bebauungsplanverfahren lediglich den konzeptio-
nellen Rahmen festlegt, innerhalb dessen die Bauherren ihre Planungen durchfihren,
wird die Familienfreundlichkeitsprifung durch weitere Prufverfahren auf der Ebene der

Ausbauplanungen und durch Sensibilisierung der Bauherren erganzt.
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Unterstiitzung und Beratung von sozial schwacheren Familien

Wahrend sich der erste Schwerpunkt vor allem Mittelschichten widmet, sollen in einem
zweiten Schwerpunkt sozial schwachere Familien unterstitzt und allen Kindern gleiche
Zukunftschancen gegeben werden. Im Rahmen des bundesweiten Aktionsprogramm
Mehrgenerationenhauser 2006 nimmt Mainz z.B. mit dem ,Rémerquellen-Treff* im Stadt-
teil Finthen als eines von 50 geplanten Modellprojekten teil. Es besteht aus einem Biir-
ger- und Nachbarschaftszentrum als Anlaufstelle fir Menschen in unterschiedlichen Le-
benslagen, insbesondere flir Familien. Ziel ist die Beratung von Familien, die Vernetzung
von Initiativen und Vereinen, die Bereitstellung von Angeboten der Kinder- und Jugendhil-
fe sowie der Sozial-, Alten-, Behinderten-, Hausaufgaben- u. Gesundheitshilfe und die

Durchfiihrung von intergenerativen Projekten.
Schaffung von adaquaten Lebensbedingungen in der Stadt

Hierbei zielt die Stadt auf die Verbesserung der Alltagssituation von Familien. Laut Anga-
ben der Stadt soll auch die Entscheidung von Eltern fir mehr Kinder unterstitzt werden.
Zentrale MalRnahmen betreffen insbesondere den Ausbau der Kinderbetreuung. Alle
Grundschulen in Mainz haben feste Betreuungszeiten bis mindestens 13 Uhr und aktuell
gibt es intensive Gesprache mit Elterninitiativen zu deren starkerer Unterstiitzung. Derzeit
werden der Ausbau der Ferienbetreuung und allgemein flexiblere und individuellere

Betreuungszeiten diskutiert.

Die Ziele des lokalen Blindnisses fiur Familien unterstiitzen ebenfalls diese drei Themen-
felder, aber sind etwas weiter gefasst. Das Blindnis bearbeitet dabei folgende Einzelthe-

men:

1. Kinderbetreuung: Es werden Aktionstage durchgefiihrt und Flyer konzipiert und
in Kirze ist eine Umfrage unter Eltern zum Bedarf an Ferienbetreuung geplant.
AuRerdem ist eine Vereinfachung des Abrechnungsverfahrens flr Ferienbetreu-

ungsinitiativen von Eltern in Planung.

2. Starkung der Elternkompetenz uUber Beratungs- und Hilfsangebote: Dieses
Ziel soll in einem ersten Schritt Uber die Erstellung eines Informationsblatts zu Be-

ratungs- und Fortbildungsmdglichkeiten erreicht werden.

3. Informationen fiir Familien: Dieser Arbeitskreis konnte einen wichtigen Beitrag
zur Verbesserung der Transparenz fur Familien leisten, indem er z.B. die Website

www.familien-in-mainz.de oder das Kinderbranchenbuch initiierte.
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4. Familie und Arbeitswelt: Dieser Arbeitskreis setzt sich familienfreundliche Ar-
beitszeiten und ein familienfreundliches Betriebsklima zum Ziel. Indem Eltern in
ihren Betrieben auf Verstandnis und Unterstltzung fir ihre familiaren Plane sto-
Ren, soll ihre Entscheidung fiir Kinder gestarkt werden. Die Betriebe zeigen zwar

Interesse, bisher kam es allerdings noch zu keiner Umsetzung.

5. Familie und Gesundheit: Ziel dieses Arbeitskreises ist es, die Ernahrungssituati-
on und sportliche Betatigung bzw. Bewegung von Familien zu férdern. Er hat be-
reits an mehreren Aktionstagen teilgenommen und dort Aufklarungsarbeit geleis-
tet.

6. Familie und Wohnumfeld: Hier steht das Thema familienfreundliches Wohnen
und Wohnumfeld im Mittelpunkt. Allerdings gab es bisher Probleme bei der Eini-
gung auf eine Definition zu familienfreundlichem Wohnen sowie Probleme bei der

Umsetzung dieses Ziels.

Insgesamt zielen diese in Mainz im Rahmen der Familienpolitik behandelten Themen vor
allem auf die Verbesserung der Alltags- und Lebenssituation von Familien und auf eine
Starkung der Wettbewerbsposition gegeniiber dem Umland. Die Themen umfassen zwar
sehr unterschiedliche Aspekte des taglichen Lebens von Familien und werden gemein-
sam behandelt und koordiniert, aber sie stehen in keinem Ubergeordneten konzeptionel-
len Zusammenhang, welchem alle Bereiche o6ffentlichen Handelns untergeordnet sind.
Damit gewinnt zwar Familienpolitik an Bedeutung, wird aber noch nicht konsequent um-

gesetzt.

3.7.5 Fazit

Familienpolitik in Mainz hebt sich durch eine mittlerweile hohe Handlungsbereitschaft
beim Thema Wohnen von Familien aufgrund von Ergebnissen von Studien zum Thema
Wohnungsmarkt und Stadt-Umland-Wanderung hervor. Aufgrund dieser Studien wurde
die eigene Problemlage — die Abwanderung von Mittelschicht-Familien ins Umland — in
den letzten Jahren erkannt und kurzfristig angegangen. Im Gegensatz zu der rein men-
genmaligen Angebotsausweitung Mitte der 1990er Jahr, welche zwar bereits zu einer
deutlichen Reduktion der Stadt-Umland-Wanderung und zu einer Stagnation des Preis-
anstiegs fiuhrte, wurde in jingerer Zeit vor allem Wert auf eine Zielgruppenorientierung

auf Familien und eine Qualitatssteigerung gelegt und damit versucht, die Wettbewerbs-
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position gegeniber dem Umland zu starken. Allerdings bleibt diesbezliglich das grofite

Problem der Stadt das hohe Preisniveau und der Mangel an ausreichend Grundstiicken.

Gleichzeitig wird zunehmend versucht, die Lebensbedingungen von Familien in der Stadt
und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu verbessern, wofir wiederum externe An-
stélRe (z.B. Umfragen, Gesetzesanderungen, gesellschaftlicher Wandel) ausschlagge-
bend waren. In diesem Zusammenhang werden verstarkt auch zivilgesellschaftliche und

partizipative Ansatze verfolgt.

Fur den Erfolg und das langfristige Weiterbestehen der Familienpolitik in Mainz ist vor
allem die Koordination des Prozesses durch die Stelle des Referenten flir Familienpolitik,
die Durchfiihrung von Umfragen und Offentlichkeitsarbeit sowie letztendlich die schnelle
Erzielung von konkreten Ergebnissen und Erfolgserlebnissen (z.B. Familien-Homepage,
Aktionstage...) wichtig. Hindernisse ergeben sich vor allem durch die finanzielle Belas-
tung bei angespannter Haushaltslage, durch den mit der Kommunikation und Koordinati-
on bei Aktivitaten sowie der Qualitatssicherung bei Neubaugebieten verbundenen hohen
Aufwand und durch die informelle Basis des lokalen Bindnisses und anderer verwal-
tungsinterner Netzwerke, welche die Gefahr in sich bergen, dass sich der begonnene

Prozess verlauft.

Insgesamt befindet sich Mainz mit seiner Familienpolitik auf einem guten Weg, kdnnte
diese aber durch eine umfassendere Steuerung und verstarkte strategische Ausrichtung

effektiver gestalten.

Fallstudien BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2009



Expertise Stadtefallstudie 118

Grundinformationen Mainz

Die Stadt Mainz ist mit ihren rund 193.000 Einwohnern die gréf3te Stadt und zugleich Landeshauptstadt von Rheinland-
Pfalz. Mainz nimmt eine Zwischenlage ein zwischen Frankfurt als hochpreisigem Zentrum im Osten und dem preisglinsti-
geren Umland westlich von Mainz. Zusammen mit Wiesbaden bildet Mainz ein Zentrum unmittelbar am Rhein. Die Bevdl-
kerungsentwicklung von Mainz schwankt leicht und verzeichnet aufgrund der Einfiihrung der Zweitwohnsitzsteuer einen
deutlichen Zuwachs in 2005. Als Universitatsstadt ist das Wanderungsgeschehen vor allem durch eine Netto-Zuwanderung
von 18- bis unter-30-Jahrigen gepragt, alle anderen Altersgruppen wandern dagegen im Schnitt ab. Dazu z&hlen insbe-
sondere die Familien. Wahrend der negative Wanderungssaldo mit dem Umland bis 1997 und — nach einem kurzzeitigen

Anstieg — auch bis 2003 deutlich rucklaufig war, steigt der Wanderungsverlust mit dem Umland ab 2004 wieder an.

Abbildung 25: Bevolkerungsentwicklung 1995 bis 2005 (1995 = 100)
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Quelle: Statistische Amter des Bundes und der Lénder 2007

Die Bodenrichtwerte fir Ein- und Zweifamilienhduser liegen mit 300 €/m? bis 535 €/m? in guten Lagen unter denen von
Wiesbaden und Frankfurt. In den Umlandgemeinden sind die Bodenpreise fir Wohnbauland niedriger als im Stadtgebiet,
wenngleich sich die ,begehrten Umlandgemeinden in ihrem Preisniveau dem der Kernstadt angenahert haben (zwischen
200 €/m? und teilweise 500 €/m?).
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3.8 Wiirzburg

3.8.1 Entwicklung der Familienpolitik

Familienpolitik hat in Wirzburg eine lange Tradition. In den letzten dreilig Jahren gab es
verschiedene, sehr ambitionierte Ansatze, die Stadt zu einem insgesamt kinder- und fa-
milienfreundlichen Wohnstandort auszubauen. Meilensteine, die dieses Engagement do-
kumentieren, sind z.B. der erste Preis im Landeswettbewerb ,Die familienfreundliche
Stadt“ oder auch die Auszeichnung als ,kinder- und familienfreundliche Gemeinde® im
Rahmen des Bundeswettbewerbs 1996/97 (siehe Abbildung 26). Ebenso wurde bereits
1991 die so genannte ,ARGE Familien® (Arbeitsgemeinschaft Familien) initiiert. Die
ARGE Familien ist seit ihrer Einrichtung ein Querschnittsinstrument, das innerhalb der
Verwaltung verankert ist und daflir zustandig ist, die Interessen und Belange von Kindern
und Familien innerhalb der Stadt zu vertreten und die entsprechenden Malkhahmen um-
zusetzen. lhr bisher wichtigstes Ergebnis war die Erarbeitung einer Familienvertraglich-
keitsprifung aus dem Jahr 1996, spater Familienfreundlichkeitspriifung genannt, die als
behoérdeninternes, verbindliches Prufungsverfahren in der Stadt Warzburg auf gemein-
samen politischen Beschluss eingeflihrt wurde. Mit einem Kriterienkatalog werden seit-
dem alle Entscheidungen der Stadtentwicklung, Bauleitplanung sowie familienrelevante
Einzelvorhaben Uberpriift. Die spezifische Organisationsform und die institutionelle Ver-
ankerung fuhren dazu, dass dieses Gremium politisch unabhangig agieren kann und
gleichzeitig neben der Verankerung innerhalb der Stadtverwaltung (Fachbereich fur Ju-

gend und Familie) extern angesiedelt ist.

Zusatzlich hat das Thema Familien an Dynamik gewonnen, seitdem die Einwohnerent-
wicklung ricklaufig wurde bzw. stagnierte, was vor allem auf eine hohe Umlandabwande-
rung zurickzufihren war. Hierbei sind Familien die wichtigste Zielgruppe. Mit dem Ziel,
die Umlandabwanderung zu reduzieren und einwohnermaldig wieder zu wachsen, rickt
die Familie und die Attraktivitdt Wirzburgs als Wohnstandort fir Familien in den Mittel-
punkt der Betrachtung. Ein SchlUssel hierzu liegt im Wohnungsangebot, wobei die Prob-
lematik im Preisgefalle zum Umland besteht und vor allem in dem geringen Baulandan-
gebot in Wirzburg (Kessellage, kaum stadtische Freiflachen). Eine weitere Besonderheit
Wirzburgs ist die Beschaftigtenstruktur. Es handelt sich vorrangig um eine Beamten- und

Dienstleistungs- bzw. Universitatsstadt. Zahlreiche gewerbliche Arbeitgeber sind im Um-
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land ansassig, so dass das Umland dadurch auch als Wohnstandort an Anziehungskraft

gewinnt.

Mit dem Freiwerden von Konversionsflachen durch den Abzug US-amerikanischer Trup-
pen aus der Stadt gibt es Flachenpotentiale, mit denen eine aktive Baulandpolitik betrie-
ben werden kann. Ziel dabei ist es, hinsichtlich der Preise mit dem Umland konkurrenzfa-
hig zu sein, eine starkere Angebotsdifferenzierung zu erreichen (vergleichsweise hoher
Anteil wenig attraktiver Nachkriegsbebauung in Wirzburg) sowie die Familienfreundlich-
keit des Umlandes im Sinne von Kleinteiligkeit, Grin- und Freiflachen etc. in der Stadt

ebenfalls bieten zu kénnen.

Abbildung 26: Entwicklung der Familienpolitik in Wiirzburg
innerstadtische
Flachenpotentiale
durch US-
Wiirzburger Truppenabzug Initiative Lokale
Familienprogramm Riicklaufige Biindnisse fiir Familien
,,K_ommunales Einwohnerzahlen
o Erziehungsgeld und starke Umland- Bund-Linder-
_& L. Abwanderung Programm Soziale
'..9 1.Preis im Bundeswettbewerb Stadt
[} Landeswettbewerb Kinder- und
é »Die famlgenc:rfundllche Griindung familienfreundliche
‘\ ARGE Familien Gemein\de“
1977 1980 1991 1996 1999/2000 2004
Verbesserung der Lebensbedingungen von Kinder, Jugendlichen und Familien
Ausbau sozialer Infrastruktur (Spielplatze, Treffpunkte, Informationszentrum etc.)
Aktive Baulandpolitik
C
QEJ Differenzierung des stadtischen Wohnangebotes
_GCJ Familienvertraglichkeitspriifung
= Verstarkte Stadtteilorientierung
Vereinbarkeit
Familie + Beruf
Quelle: Darstellung empirica

Im Gegensatz zu manch anderen Stadten (z.B. Kiel) handelt es sich in Wiirzburg um eine
sukzessive Weiterentwicklung eines familienorientierten Ansatzes in verschiedenen Res-
sortbereichen und nicht um eine durch eine Initialzindung bedingte Trendwende inner-
halb der Politik bzw. der Verwaltung. Die Schaffung kinder- und familienfreundlicher Be-
dingungen in der Stadt ist bereits seit Jahren Thema und wird nochmals durch die derzeit
amtierende Oberburgermeisterin forciert. Dabei legt sie groRen Wert auf die Starkung
und Férderung des freiwilligen Engagements. Es zeigt sich, dass gerade ein Thema,

dass viele Menschen in ihrer direkten Lebens- und Wohnumgebung betrifft, burgerschaft-
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liche Krafte mobilisieren kann. Darlber hinaus bietet die allgemeine demographische
Diskussion in Deutschland die Moéglichkeit, familienorientierte Politik gut nach auf’en zu

transportieren und sich dem allgemeinen Trend anzuschlief3en.

3.8.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen

Die Familienfreundlichkeitsprifung * fasst Grundvoraussetzungen und Rahmenbedin-
gungen fur ein familienfreundliches Leben in Wirzburg zusammen und hat entscheidend
dazu beigetragen, das Thema Familienfreundlichkeit in Politik und Verwaltung zu veran-
kern. Somit ist die Familienfreundlichkeitsprifung nicht nur familienpolitisches Instrument,
sondern auch als konzeptionelle Grundlage zu sehen. Zentrale Inhalte sind u.a. Stadtteil-
orientierung, Blrgernahe und —beteiligung. Bei allen Neuplanungen werden die Interes-
sen und Bedurfnisse von Kindern, Jugendlichen und Familien erfragt, beachtet und um-
gesetzt. Hintergrund fir die Entwicklung der Familienvertraglichkeits-/ Freundlichkeitspru-
fung ist das 1991 in Kraft getretene neue Kinder- und Jugendhilferecht. Die Trager der
offentlichen Jugendhilfe erhielten damit den gesetzlichen Auftrag, die Jugendhilfeplanung
und Planungsverfahren in der Stadtentwicklung aufeinander abzustimmen und damit da-
zu beizutragen, positive Lebensbedingungen fir Kinder, Jugendliche und Familien zu
schaffen. Der Jugendhilfeausschuss beauftragte damals die ARGE Familien, ein wirksa-

mes Instrument fir mehr Kinder- und Familienfreundlichkeit zu entwickeln.

Die Kriterien der Familienfreundlichkeitspriifung stellen die wichtigsten Handlungsfelder
der kommunalen Familienpolitik dar. Sie dienen als Richtschnur bei Planungsverfahren
und haben ihren Geltungsbereich neben einer Reihe weiterer Prifverfahren der Verwal-
tung (Referate und Behdrden sowie Trager offentlicher Belange). Die Familienfreundlich-
keitsrichtlinien liegen zur Bericksichtigung bei allen relevanten Mallnahmen vor. Seit
seiner ersten Beschlussfassung ist der Kriterienkatalog 2005 Uberarbeitet worden. Eine
regelmafige Aktualisierung und Fortschreibung ist vorgesehen. Folgende Aspekte bilden

die inhaltlichen Schwerpunkte:

% Arbeitsgemeinschaft Familien in der Stadt: Familienfreundlichkeitspriifung Wirzburg — Wiirzburg 2006
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1. Spielraum fur Kinder und Jugendliche

Spielrdume fur Kinder und Jugendliche, hierzu zahlen alle Kinderspielplat-
ze, Bolzplatze, Skateranlagen ebenso aber auch Wohnumfeld, Freifla-
chen, Schulhéfe, Freizeiteinrichtungen, Spielstrallen oder Brachflachen.
Vielfalt und Anforderungen

FlachengréRen und Erreichbarkeit

Sicherheit und Wartung

2. Familienunterstitzende, familiengerechte soziale Infrastruktur

Familienerganzende, geregelte Betreuung fur alle Altersstufen in vielfalti-
ger Form

Kinder und Jugendliche gehéren dazu
Familienunterstiitzende Beratungs- und Bildungsangebote
Wohnungsnahe Versorgung

Die Arbeitswelt soll die Interessen von Familien wahrnehmen und beriick-
sichtigen

3. Wohnumfeld — Verkehr — Sicherheit

Sicherung der standigen Wege
Maflnahmen zur Verkehrsberuhigung
Kommunikation auf Stralten und Platzen

Anbindung der Quartiere an den OPNV

4. Familiengerechtes Wohnen

Gebaude- und Wohnungsstruktur
Wohnqualitat
Wohnungsbelegung und Nachbarschaft im Mehrfamilienhaus

Kosten und Finanzierung

5. Interessenvertretung von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien

ARGE Familien in der Stadt Wirzburg

Mitwirkung und Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien
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Jeder der genannten Aspekte enthdlt MaRnahmenbereiche und Anforderungen an die
Umsetzung. Entsprechend dieser genannten Anforderungen gibt es eine Checkliste fir
die Behorden, die es bei relevanten Vorhaben zu prifen gilt. Es muss jeweils angegeben
werden, ob und inwieweit die Aspekte Berlicksichtigung finden bzw. warum dies nicht der
Fall ist (siehe Abbildung 27). Als familienfreundlich gilt z.B. die soziale Infrastruktur eines
Stadtteils dann, wenn u.a. Betreuungsmaglichkeiten fiir Kinder und Jugendliche aller Al-
tersklassen vorhanden sind und ansassige Unternehmen flexible Arbeitszeitmodelle fiir

berufstatige Eltern anbieten.

Abbildung 27: Checkliste Familienfreundlichkeitspriufung (Auszug)

4 Familiengerechtes Wohnen
1 Wird die Herstellung von Nutzungsneutralitat und -vielseitigkeit erreicht?
O ja, indem
O nein, weil

2 Werden innerhalb eines Quartiers verschiedene Wohnungsgréf3en und -typen
durchmischt?

O ja, indem

O nein, weil

3 Werden Fassaden ansprechend gestaltet?
O ja, indem
O nein, weil

4 Werden Griinzonen eingeplant bzw. erhalten?
O ja, indem
O nein, weil

5 Werden felxible Grundrisstypen geschaffen, die das spatere Zusammenlegen
bzw. Teilen ermdglichen?

O ja, indem

O nein, weil

6 Werden Begegnungsraume in den Wohnanlagen geschaffen?
O ja, indem
O nein, weil

Quelle: ARGE Familien in der Stadt Wirzburg, 2005

Wohnflachenentwicklungsplan

Aktuell gibt es einen durch das Baureferat erstellten Wohnflachenentwicklungsplan, von
dem der Stadtrat Kenntnis genommen hat. Einen Beschluss des Wohnflachenentwick-
lungsplanes gibt es nicht, da die Inhalte nach Aussagen eines Ansprechpartners bereits
frihzeitig Uberholt waren (z.B. wurde das Ziel, die Einwohnerzahl von 130.000 bis zum
Jahr 2010 zu erreichen, bereits 2007 erflllt.) Zurzeit wird der Wohnflachenentwicklungs-

plan im Hinblick auf neue Zielvorgaben Uberarbeitet. Aufgrund deutlich wahrnehmbarer
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Tendenzen hin zum Wohnen in der Stadt — auch von jlingeren Haushalten und Familien

—soll in der Gberarbeiteten Version dieses Thema starker im Fokus stehen.

Programm Soziale Stadt

Seit dem Jahr 1999 ist das Gebiet Heuchelhof als erster Stadtteil in Wirzburg in das

Bund-Lander-Programm Soziale Stadt aufgenommen.56 Es handelt sich um ein Grof-
siedlungsgebiet, dessen hochgeschossige Wohnbebauung in den 1960er/70er Jahren
grofitenteils im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus errichtet wurde. Ein kleinerer Teil
des Gebietes besteht aus Eigenheimen. Zum Zeitpunkt der Aufnahme in das Bund-
Lander-Programm kam es zu sozialen Spannungen und Verwahrlosung im Wohnumfeld.
Neben baulichen und WohnumfeldmafRnahmen wurden auch soziale Projekte initiiert.
Eine wichtige Aufgabe besteht laut integriertem Handlungskonzept in der Vermeidung
einer weiteren Separierung der Bewohner des Grofisiedlungsbereiches von denen des
Eigenheimbereiches. Fur die Bewerbung um die Aufnahme Heuchelhofs in das Pro-
gramm Soziale Stadt wurde eine interdisziplinare Arbeitsgruppe gegrindet, bestehend
aus Mitarbeitern des Sozial-, Finanz-, Umwelt- und Baureferats sowie der Stadtbau
GmbH Wiurzburg. Sie bereitete die wesentlichen Verfahrensschritte gemeinsam vor. Die
Koordination und Begleitung des Soziale-Stadt-Gebietes in Wirzburg Gbernahm eine
Steuerungsrunde aus Vertretern der Arbeitsgruppe, externen Bliros und der Regierung

von Unterfranken. Die Steuerungsrunde tagt regelmafig.

3.8.3 Organisationsstruktur

Organisatorisch spielt die ARGE Familien in Wirzburg eine Schlusselrolle (siehe Fehler!
Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.). Die Arbeitsgemeinschaft Familien hat
einen Sitz und Stimme im Jugendhilfeausschuss der Stadt Wirzburg. Die Geschaftsfih-
rung der ARGE ist im Amt fir Jugend und Familie angesiedelt. Neben der Geschaftsflih-
rerin gibt es funf ehrenamtliche Vorstande, die jeweils in verschiedenen Tragern der Kin-
der- und Jugendhilfe tatig sind. Hierzu zahlen z.B. Kinderschutzbund, die KAB (Katholi-
sche Arbeitnehmer-Bewegung Di6ézesanverband Wiurzburg e.V.). Die Vorstande stam-
men beruflich aus unterschiedlichen Bereichen (z.B. Sozialpadagogik, Betriebswirt-
schaft), so dass wertvolle Synergien fir die Arbeit entstehen. Die ARGE Familien hat

derzeit 44 Mitgliedseinrichtungen bzw. —verbande. Diese Mitgliedsinstitutionen wahlen
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alle zwei Jahre die Vorstdnde neu. Zu den Mitgliedern zahlen z.B. Wohlfahrtsverbande,
Vereine, Kinder- und Jugendhilfetrager, die Kirche und andere. Die ARGE Familien han-
delt politisch und konfessionell unabhangig. Die Arbeit wird durch die Mitgliederversamm-
lung, themenbezogenen Arbeitsgruppen und den Vorstand vollzogen. Die Besonderheit
der ARGE Familien ist somit die starke Verankerung sowohl in der Behérde als auch bei

externen Einrichtungen.

Abbildung 28: Organisationsstruktur der Familienpolitik in Wirzburg

Kommunalpolitik

Wobhlfahrtsverbande

ARGE

Familien Wiirzburg
(Trager offentlicher Belange)

Referat IV Referat V
Baureferat Sozialreferat

AG Kirchen

IKoordination und Beratung
I Kooperation und Beratung

AG

>
@
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Jugend und Familie stell GG?.S chafl S Vorstinde €t
flhrerin
Wirtschaftsvertreter

Jugendhilfe- Sitz und Stimme
PURSTLAE LS IELULLT,
ausschuss

Quelle: Darstellung empirica

Die ARGE Familien ist Trager offentlicher Belange, d.h., dass ihre Stimme im Planungs-
verfahren hinsichtlich familienrelevanter Themen angehért und einbezogen werden muss.
Auch Stimmungsbilder und Rickmeldungen aus den Stadtteilen werden dabei berlick-
sichtigt. Diese fangt die ARGE ein und transportiert sie in die Verwaltung. Uber den Ju-
gendhilfeausschuss formuliert die ARGE Familien Empfehlungen an die verschiedenen
Fachbereiche innerhalb der Verwaltung. Somit bildet der Jugendhilfeausschuss ein wich-
tiges Bindeglied zwischen der ARGE Familien und den verschiedenen Ressorts. Das
Engagement im Rahmen des Programms Soziale Stadt, das explizit eine interdisziplinare
und ressortubergreifende Arbeit vorsieht, hat dazu beigetragen, dass sich die Zusam-

menarbeit nicht nur zwischen der ARGE Familien und den Fachbereichen, sondern auch

%  Soziale Stadt - Deutsche Institut fiir Urbanistik: Wiirzburg Heuchelhof H1 — Berlin 2000 bis 2007. Online unter:
http://www.sozialestadt.de/gebiete/dokumente/059-vu-021002.shtml. (8. November 2007)
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zwischen den Fachbereichen selbst intensiviert hat. Hervorzuheben ist hier die enge Zu-

sammenarbeit zwischen Sozial- und Baureferat.

3.8.4 Besondere Ansatze der Familienpolitik

ARGE Familien in der Stadt Wiirzburg

Die ARGE Familien ist der Dreh- und Angelpunkt samtlicher familienpolitischer Themen
und Projekte in der Stadt. Entscheidend ist daflr zum einen die Verankerung in der Ver-
waltung (Amt fur Jugend und Familie, Jugendhilfeausschuss) und zum anderen die breite
gesellschaftliche und parteipolitisch unabhangige Unterstitzung zahlreicher Sozialver-
bande, Vereine, Kirchen etc. Eines der wichtigsten Ergebnisse der Arbeit der ARGE war
die Erarbeitung der Familienfreundlichkeitsprufung. Dartber hinaus ist die ARGE direkt in
den Stadtteilen tatig, fur die jeweils eines der Vorstandsmitglieder die Hauptverantwor-
tung tragt. Die ARGE setzt dort konkrete Projekte um, z.B. Beteiligungsprojekte vor Ort,
Spielplatzgestaltung, Verkehrswegefihrung. Durch die Mitgliedseinrichtungen bzw. die
Kontakte zu weiteren Einrichtungen in den Stadtteilen verfiigt die ARGE Familien Uber
sehr gute Verbindungen zu der lokalen Ebene. Auf diese Weise kdnnen die entsprechen-

den Bedarfe aus den Stadtteilen in die Verwaltung transportiert werden.

Rahmenplanung Zellerau: Schaffung eines differenzierten Wohnangebotes und

Aufwertung eines Stadtteils

— Im Stadtteil Zellerau entsteht auf einer zentral gelegenen Konversionsflache (ehema-
lige Hindenburg-Kaserne) auf insgesamt ca. 6 ha ein neues Wohngebiet. Der Stadtteil
befindet sich unweit der Innenstadt auf der westlichen Mainseite in unmittelbarer Na-
he zu den Mainauen. Die Wohnbebauung im Umfeld stammt Uberwiegend aus der
Nachkriegszeit und wurde in relativ einfachem Standard erbaut (unter anderem Zei-
lenbau mit einfachem Abstandsgriin), dazwischen befinden sich Gewerbebetriebe.
Der Stadtteil Zellerau zahlt in Wirzburg zu den klassisch benachteiligten Stadtgebie-
ten und hat insgesamt bislang ein weniger gutes Image. Aufgrund der Nahe zu Grin-
und Freiflachen und der guten Erreichbarkeit von Infrastruktureinrichtungen und der
Innenstadt — auch mit dem Rad —, eignet sich das ehemalige Militdrgelande in Zelle-
rau jedoch ausgezeichnet fur Kinder und Familien. 1994 wurde nach dem Freiwerden

der Konversionsflache ein erster Rahmenplan fir das Areal in Zellerau-Mitte entwor-
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fen.” Die Rahmenplanung wurde in den Folgejahren mehrfach an die veranderten
Rahmenbedingungen (u.a. Wohnungsmarkt, Bevolkerungsentwicklung) angepasst.
Ziel ist es, die brachliegenden Flachen im Zuge der Kasernenauflésung aktiv in den
Stadltteil einzubinden, durch eine Neuordnung eine neue Mitte des Stadltteils herzu-
stellen, insbesondere fir Familien attraktive Wohnangebote in der Stadt zu schaffen

und dadurch auch zu einer Aufwertung des Stadtteils beizutragen.

— Der Rahmenplan Zellerau-Mitte wird inzwischen umgesetzt. Dies geschieht u.a. Uber
die Integration eines familiengerechten Wohnungsbaus (,Wunschwohnen Zelle-
rau“).58 Insgesamt sollen hier 90 Wohneinheiten in zwei Bauabschnitten entstehen.
Im ersten Bauabschnitt sind rd. 50 Wohneinheiten geplant und teilweise bereits fer-
tiggestellt, darunter sowohl Stadt- bzw. Reihenhduser und Doppelhaushélften auf
kleinen Grundstiicken als auch Eigentumswohnungen. Zur Sicherung der stadtebauli-
chen und architektonischen Qualitat wurde neben einem Bauunternehmen, das die
Reihen- und Doppelhauser errichtet, ein Architektenbiro fir die Planung der Ge-
schosswohnungsgebaude (Realisierung in Baugruppen) gewonnen. Die Preise fir die
Wohnbauten des Bautragers liegen zwischen etwa 255.000 € flir ein Reihenmittel-
haus (212 m? Wohnflache) und 352.000 € fur eine Doppelhaushélfte (157 m* Wohn-
flache). Die Kosten fur die Wohnflachen betragen bei den Baugruppen im Durch-
schnitt 2.000 €/m2. Des Weiteren sind Seniorenbungalows, ein Behindertenwohnheim
und eine Seniorinnen-Wohngemeinschaft angedacht. Auch eine Verlegung, Neubau

und Neukonzeption des Jugendzentrums Zellerau ist geplant.

— Die Stadt hat erkannt, dass ihr in der Vergangenheit insbesondere aufgrund eines
sehr hohen Preisniveaus fir Wohnbauland viele Einwohner verloren gingen. Deshalb
wurde eine deutliche Preissenkungspolitik beschlossen. Wahrend friher die Bauland-
preise bei 300-350 €/m? lagen, wurden sie mittlerweile in manchen Bereichen auf bis
zu 250 €/m? gesenkt. Damit liegen sie teilweise sogar unter dem Preisniveau der Um-
landgemeinden. Erste Erfolge zeigen sich bereits, und nach Einschatzung der Stadt
beginnt ein ,Umwalzungsprozess®, durch den nicht nur stadtische Familien in der
Stadt gehalten werden, sondern mittlerweile auch Familien aus dem Umland in die

Stadt ziehen. Neben dieser Preissenkung hat die Stadt auch eine enge Zusammen-

57 Stadt Wiirzburg: Rahmenplanung Zellerau — Wiirzburg 2006. Online unter: http://www.wuerzburg.de/de/bauen-
wohnen/planen/stadtentwicklung/aktuelleplanungen/rahmenplanzellerau/rahmenplanung/index.html

%8 Stadt Wiirzburg, Stadtbau Wiirzburg: Wunschwohnen Zellerau — Wiirzburg 2006. Online unter:
http://www.wuerzburg.de/media/www.wuerzburg.de/org/med_9026/Wunschwohnen_Zellerau.pdf (8. November 2007)
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arbeit mit der Sparkasse herbeigefiihrt, welche die Familien bei der Finanzierung un-

tersttzt. Hier gehen die Beratung und Finanzierung von Bauprojekten Hand in Hand.

— In Zellerau Mitte erprobt die Stadt die Planung und Realisierung der Wohnbauten im

gemeinschaftlichen Bauen in Baugruppen bzw. Baugemeinschaften unter Anleitung

von Architekten nach dem Vorbild Freiburger Baugruppen.59 Der Vorteil des Bauens
in Baugruppen ist zum einen die Kostenreduktion fir den Kaufer (rund 10 bis 30%
Kostenersparnis gegeniber Bautragerangeboten) und zum anderen die Mdglichkeit,
die eigenen Wunschvorstellungen (z.B. Grundrisse) umsetzen zu kénnen. Daneben
entstehen durch den gemeinsamen Planungsprozess erfahrungsgemal lebendigere
Nachbarschaften und stabilere soziale Netzwerke. In Zellerau werden die Baugrup-
pen von den ,Architekturwerkstatt Freiburg® betreut. Hier werden drei freistehende,
vierstockige Mehrfamilienhduser mit jeweils 10 Wohneinheiten realisiert. Das beauf-
tragte Architekturbliro hat die Interessenten angesprochen und zusammengefiihrt.
Grinder der ersten Baugruppe sind vor allem Einpersonenhaushalte und Paare. Auch
Kinder sind ausdrucklich erwunscht, jedoch zahlt bisher keine Familie mit Kindern zu

den Interessenten.

Neubauvorhaben Zellerau-Mitte: Einberufung einer Expertenrunde

Die Stadt Wurzburg hat fur die Planung des Neubauvorhabens auf der Konversionsflache
in Zellerau Mitte eine Expertenrunde einberufen (bestehend aus Stadtsparkasse, Archi-
tekten, Planer, Stadtbau GmbH). Diese Runde hat darlber beraten, wer und in welcher
Form die Flache bebaut und zu welchen Preisen die Grundstiicke abgegeben werden
kénnen und sollten. Im Zentrum der Debatte stand die Uberlegung, welche Angebots-
struktur und welches Preisniveau konkurrenzfahig zum Umland ist und wie die Qualitat
des Umlandes (Grun, Freiflachen, hoher Freizeitwert etc.) in die Stadt geholt werden
kann, um potentielle Abwanderer in der Stadt halten zu konnen. Die Runde beriet insge-
samt Uber einen Zeitraum von einem Jahr (ber die zukiinftige Gestaltung der Konversi-
onsflache. Die Stadt und die Stadtbau GmbH haben schliellich das Gesamtpaket Zelle-
rau gemeinsam entworfen, so dass eine permanente Flexibilitdt und eine hochwertige
Qualitat gewahrleistet sind. Die stadtische Stadtbau GmbH fungiert als Investor, u.a. weil
die Renditechancen fir private Entwickler in dieser Lage als zu gering eingeschatzt wur-

den. Die gleichzeitige Teilnahme der Stadtbau an der Expertenrunde und der ,kurze

% Amann Burdenski Generalplanungs GmbH: Baugruppe ,Zellerauer Punkt* in Wiirzburg-Zellerau, Exposé, Haus C —
Freiburg 2006
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Draht" zur Stadt hatten den Vorteil, dass das Planungsrecht flir das Neubaugebiet schnell
umzusetzen war. Parallel sorgte eine gelungene Offentlichkeitsarbeit und der Start der
Vermarktung fur eine rasche Entwicklung des Gebietes. Das Bauland wird zum marktfa-
higen Preis abgegeben, der dem Preisniveau des Umlandes entspricht. Die stadtische
Gesellschaft erwirtschaftet mit dem Verkauf der Grundsticke keinen Gewinn. Konsens
besteht jedoch darin, dass sich die glnstigen Grundstiickspreise durch die Auslastung
der Infrastruktur und einen Zuzug sozial und 6konomisch starkerer Haushalte rechnen
werden. Bei der Vermarktung wurde der Fokus auf stadtische Haushalte gelegt, um zu
verhindern, dass diese abwandern. Dennoch kommen Nachfragen auch aus dem Um-
land. Nach Aussagen verschiedener Ansprechpartner sind etwa die Halfte der neuen
Eigentiimer im Neubaugebiet Zellerau-Mitte Haushalte, die aus dem Umland in die Stadt

zuruckkehren.

Weitere Ansatze

— In Wirzburg gibt es weitere Flachenpotentiale, die ehemals die US-Armee genutzt
hat. Es stehen drei Areale im Osten der Stadt zur Disposition: Leighton Barracks,
Faulenbergkaserne und das Militarhospital am Mdnchberg. Die Stadt hat bei einem
Abzug der Truppen die Planungshoheit Uber diese Flachen und plant am Standort
Leighton Barracks langfristig die Entwicklung von Wohnen (,Experimentierfeld Woh-

nungsbau®), Sport- und Freiflachen und Gewerbe.

— Seit 2006 gibt es in Wirzburg das Bindnis ,Familie und Arbeit in der Region Wirz-
burg“ (Lokale Blindnisse flr Familien).60 Mit der Griindung des Blindnisses wurde ei-
ne interkommunale Zusammenarbeit zwischen Stadt und Landkreis Wurzburg, Wirt-
schafts- und Familienverbanden, regionalen Unternehmen, Verwaltung und Politik
beschlossen. Ziel des Biindnisses ist es zum einen, die Familienfreundlichkeit in der
Region Wirzburg als feste politische und gesellschaftliche GréRe zu verankern und

zum anderen, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf positiv zu beeinflussen.

—  Seit mehr als 20 Jahren gibt es das Kids, Jiz & Fiz Wiirzburg.”' Es handelt sich um
ein Informationszentrum fir Kinder, Jugendliche und Familien, das werktags vormit-

tags und an zwei Nachmittagen gedffnet hat. Unter dem Motto ,Information — Beteili-

60 Lokale Bundnisse fiir Familien: Wiirzburg — Arbeitsgemeinschaft Familien in der Stadt — Berlin 2005. Online unter:
http://www.familienbuendnisse.de/testarea/pdf_buendnisse/wuerzburg.pdf (8. November 2007)

61 Stadt Wiirzburg, Kinder-, Jugend- und Familieninformationszentrum der Stadt Wirzburg: Kids, JiZ & FiZ — Wirzburg
2006. Online unter: http://www.wuerzburg.de/jizundfiz/index.html (8. November 2007)
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gung — Mitarbeit* kdnnen sich Kinder, Jugendliche und Familien vor Ort Uber Spiel-
und Freizeitangebote, Events etc. informieren und sich flir Seminare, Ferienfreizeiten
und sonstige Veranstaltungen anmelden. Das Zentrum dient auch als Drehscheibe fiir

Dienstleistungen und Praktika wie z.B. Babysitterdienste oder eine Mitarbeit im Fe-

rienprogramm. Die Informationen sind seit 2005 auch online verfijgbarsz. Dort sind
u.a. die Spiel- und Bolzplatze, Jugendzentren, Beratungsstellen fir jeden Stadtteil ab-

rufbar.

— Der Verein Stadt fur Kinder e.V. tritt seit 1999 flir mehr Frei- und Spielrdume und
Treffpunkte fur Kinder und Jugendliche ein. Enger Kooperationspartner ist die ARGE
Familien und das Kids, Jiz & Fiz Wirzburg. In erster Linie werden mit Hilfe von Spen-
den und ehrenamtlichen Tragern sowie der Unterstlitzung der Stadt Projekte initiiert

wie z.B. der Aktivspielplatz Steinlein und der Spielgarten Heuchelhof aktiv.

— Seit Herbst 2004 gibt es in Wirzburg Vorlesungen flir Kinder und Jugendliche an der
Kinder-Uni der Julius-Maximilian-Universitat. Sie ging im Herbst 2006 in die dritte Vor-

lesungsrunde.

— Die Stadt Wirzburg hat in vier Stadtteilen (Zellerau, Lindleinsmuhle, Grombuhl, Heu-
chelhof) Stadtteilbliros eingerichtet, die wohnortnahe Hilfen und Unterstitzung fir

Kinder, Jugendliche und Familien bieten.

— Die Stadt Wirzburg und die Umlandgemeinden verhandeln seit etwa dem Jahr 2003
uber die Kostenlibernahme der Umlandgemeinden fur die Kinderbetreuungsleistun-
gen, die Bewohner aus dem Umland in Wirzburg abrufen.®’ Laut Aussagen der An-
sprechpartner existiert zwischen den Parteien eine ausgepragte Gesprachskultur, die
auf gegenseitigem Respekt beruht und sehr |I6sungsorientiert ist. Bis auf wenige Aus-

nahmen sind die Kommunen bereit, Zahlungen zu leisten.

3.8.5 Fazit

Wirzburg verflgt tUber eine mittlerweile mehr als 15-jahrige Geschichte der Institutionali-

sierung familienpolitischer Prifverfahren. Die Organisationsform, die gekennzeichnet ist

62 Stadt Wirzburg: Kids, Jiz & Fiz. http://www.wuerzburg.de/jizundfiz/ (11.10.2007)

8 Stadt Wiirzburg, Fachbereich Jugend und Familie: Tagesbetreuung fiir Kinder und Jugendliche in der Stadt Wiirzburg
— Wirzburg 2004
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durch einen externen und internen ,Auftrag® flir das familienpolitische Gremium der
ARGE Familien, hat sich aus Sicht der Befragten bewahrt. Das erarbeitete Prifverfahren
von MafRnahmen hinsichtlich ihrer Familienvertraglichkeit gewahrleistet eine gewisse Ob-
jektivitat und verpflichtet alle beteiligten Behérden, familienrelevante Aspekte einzubezie-
hen. Zusatzlich fihrt die Tatsache, dass es sich bei der ARGE um einen Trager o6ffentli-
cher Belange handelt, dazu, dass sie ungeachtet z.B. personlicher oder parteipolitischer

Animositaten o.A. einbezogen wird.

Insgesamt ist in Wlrzburg ein klares Bekenntnis zu Kindern, Jugendlichen und Familien
erkennbar. Es gibt einen klaren Partei Ubergreifenden politischen Willen, Familien in der
Stadt zu halten und neue hinzu zu gewinnen. Davon abgeleitet sind eine konsequente
Baulandpolitik (Preissenkung) und eine nachfrageorientierte Differenzierung des Ange-
botsspektrums. Eine wichtige Saule bildet die vielfaltige Arbeit durch ehrenamtlich Tatige
und ein breites blrgerschaftliches Engagement in Wirzburg, insbesondere im Bereich
der Kinder- und Jugendarbeit. Die Stadt hat die Relevanz des privaten Engagements
erkannt und wertschatzt die Arbeit durch starke Kooperationen und eine enge Zusam-

menarbeit.
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Grundinformationen Wiirzburg

Die Stadt Wirzburg liegt im Norden Bayerns zwischen den rund 100 bis 140 km entfernt liegenden Grof3stadten Nurnberg,
Frankfurt/ Main und Stuttgart. Die Stadt am Main ist Hauptstadt des Regierungsbezirks Unterfranken und traditionelle
Universitatsstadt. Sie hat sich - u.a. aufgrund der zentralen Lage und guten Erreichbarkeit - zu einem wichtigen Kongress-
und Tagungsort entwickelt. Wiirzburg ist die viertgroRte Stadt Bayerns und nimmt innerhalb der Region die Stellung des

administrativen und wirtschaftlichen Oberzentrums ein.

Abbildung 29: Bevélkerungsentwicklung 1995 bis 2005 (1995 = 100)
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Quelle: Statistische Amter des Bundes und der Lénder 2007

In Wirzberg leben gut 133.000 Einwohner (2005). Die Zahl der Einwohner ist seit 1995 (rd. 127.000 Einwohner) um mehr
als 5 % gestiegen (vgl. Abbildung 29Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.). Die 130.000-Einwohner-
Grenze wurde erstmals 2002 uberschritten. Zuktinftig geht die Stadt von einer stabilen Bevdlkerungsentwicklung aus. Zwar
ist die natirliche Bevolkerungsentwicklung leicht positiv, doch &hnlich wie in anderen traditionellen Universitatsstadten
Westdeutschlands werden auch in Wirzburg vergleichsweise wenige Kinder geboren. Das Bevodlkerungswachstum ist vor
allem auf Wanderungsgewinne mit dem Ubrigen Deutschland (z.B. Bildungswanderung) und dem Ausland zuriickzufiihren.
Dagegen ist der Wanderungssaldo mit dem Umland nach wie vor negativ. Mitte der 1990er Jahre wanderten jahrlich mehr
als 900 Personen in das Umland ab. Grund dafiir war zum einen das starke Preisgefélle zugunsten des Umlandes sowie
ein fehlendes bzw. nicht nachfragegerechtes Wohnangebot in der Stadt. Unter den abwandernden Personen war der Anteil
der unter 18-Jahrigen besonders hoch. Das deutet darauf hin, dass vor allem Familienhaushalte aus der Stadt in das
Wirzburger Umland zogen. Durch die gute Anbindung an das Oberzentrum und die landschaftlich attraktive Umgebung
sind die Umlandgemeinden als Wohn- und auch Wirtschaftsstandort beliebt. In den Folgejahren reduzierte sich die Um-
landabwanderung zwar, und in 2001 und 2002 waren es nur noch knapp 200 Personen, die der Stadt den Rucken kehrten.
Dennoch ist bislang keine Trendwende erreicht. Im Jahr 2005 wanderten bereits wieder mehr als 350 Personen ab. Der
Wohnungsmarkt in Wirzburg bleibt angespannt, ein marktaktiver Leerstand ist kaum vorhanden. Dies gilt fur samtliche

Wohnungsmarktsegmente und Bautypologien.
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4. Anhang: Gesprachspartner

Stadt Ansprechpartner Tatigkeit
Aachen Herr Korfer Fachbereichsleiter Wohnen
Herr Zohren Kinderbeauftragter, Koordinator Biindnis fiir Familien, Jugendamt
Frau Nacken Dezernentin fiir Planung
Herr Rombei Dezernent fiir Kinder, Jugend, Schulen
Herr Wingenfeld Leiter Stadtentwicklung
Frau Reinholz Strategisches Immobilienmanagement
Herr Plum Planungspolitischer Sprecher der SPD
Herr Rau Planungspolitischer Sprecher der Griinen
Herr Kiinzer Familienpolitischer Sprecher der CDU
Erlangen Herr Dr. Ballais Oberblrgermeister
Frau Hill Stabstelle kinder- und familienfreundliches Erlangen, Geschéaftsfihrerin Blindnis fir Familien
Frau Hollerer Leiterin Jugendamt
Frau Willmann-Hohmann Leiterin Stadtentwicklungsamt
Frau Dr. Menter Kinderbeauftragte (ehrenamtlich)
Herr Graf Matuschka Leiter Kultur- und Freizeitamt
Herr Voss Leiter Liegenschaftsamt
Frau Aschmann Koordinierungsgruppe familienfreundliches Erlangen; Gleichstellungsbeauftragte
Frau Buchholz Koordinierungsgruppe familienfreundliches Erlangen, Personalamt
Herr Hornauer Koordinierungsgruppe familienfreundliches Erlangen; Personalrat
Herr von Winning Abteilungsleiter Stadtplanungsamt
Frau Kirchner Wohnungsbauférderung
Frau Dr. Preuf’ Birgermeisterin und Sozialreferentin, FDP-Fraktionssprecherin
Frau Baumgartel Stadtratin, Fraktionssprecherin CSU
Frau ABmus Stadtratin, Fraktionsvorsitzende CSU
Frau Hartwig Stadtratin SPD
Herr Winkler Stadtrat, Fraktionssprecher Griine Liste
Herr Walter Stadtrat, Fraktionssprecher ODP
Frau Troger ehem. Stadtratin CSU
Frankfurt/ | Frau Mankau Leiterin Kinderbiro
Main Frau Briinner Abteilungsleiterin Wohnungsbauférderung und Stadterneuerung
Herr Feldmann Stadtverordneter, sozialpolitischer Sprecher SPD-Fraktion
Frau Polzien Stabstelle "Demographische Entwicklung und sozialer Wandel", Sozialdezernat
Fulda Herr Becker Stadtplanungsamt, Amtsleiter
Herr Dr. Dippel Blrgermeister
Herr Mdlleney Amt fir Jugend und Familie
Herr Schafer Stadtrat im Magistrat der Stadt Fulda
Herr Rickert Behorde fir Stadtentwicklung und Umwelt (BSU); Amt fir Wohnen, Stadterneuerung und
Hamburg Bodenordnung, Senatsdirektor
Herr Mezler Behérde fiir Stadtentwicklung und Umwelt (BSU)
Frau Hansen Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt (BSU); Amt fiir Wohnen, Stadterneuerung und
Bodenordnung; Agentur fir Baugemeinschaften
Frau Nische Behorde fir Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz (BSG); Abteilung Familie
und Gleichstellung; Referentin
Herr Eidenmiiller Behorde fiir Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz (BSG); Abteilung Famili-
enpolitik; Referent/Stellvertretender Referatsleiter
Mainz Frau Dagmar Sachse ,IV-Ziele*, Dezernat furr Soziales, Jugend, Gesundheit, Wohnen, Schule und Sport
Herr Nico Sénnichsen Referent des Sozialdezernenten
Herr Manfred Wagner Amtsleiter des Amtes fiir Wohnen und Grundsicherung
Herr Michael Ferner Stadtplanungsamt, Oberbaurat
Frau Annegret Bergmann Frauenbeauftragte der Stadt Kiel/ Referat fur Frauen der Landeshauptstadt Kiel
Frau Ursula Bertleff Stadtplanungsamt
Frau Emilie Sittel Amt fir Wohnen und Grundsicherung
Wiirzburg | Herr Heribert Diithmann Baudirektor, Baureferat Abteilungsleiter Stadterneuerung und Stadtentwicklung
Herr Siegfried Scheidereiter Koordinator im Sozialreferat
Herr Hans Sartoris Geschaftsfiihrer Stadtbau
Frau Christiane Matzewitzki Fachbereich Jugend und Familie, ARGE Familien
Frau Doris Mitschka ARGE Familien
Fallstudien BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2009



	Fallstudien familienfreundlicher Städte
	Inhaltsverzeichnis
	1. Hintergrund und Methodik
	1.1 Einbindung in die Gesamtstudie
	1.2 Fragestellungen
	1.3 Methodik

	2. Zusammenfassende Querschnittsauswertung
	2.1 Grundcharakteristika der untersuchten Städte
	2.1.1 Eine erste Einordnung
	2.1.2 Bevölkerungsentwicklung und Wanderungsbilanzen der ausgewählten Städte

	2.2 Schlaglichter zum Wandel im Verständnis und in der Einbettung der kommunalen Familienpolitik
	2.2.1 Gesellschaftlicher Wandel
	2.2.2 Mehr partizipative und zivilgesellschaftliche Ansätze
	2.2.3 Demografie und Umlandwanderung
	2.2.4 Integration und/oder Humankapital
	2.2.5 Familienpolitik als mittelschichtenorientierte Struktur- und Geburtenpolitik

	2.3 Bandbreite der Maßnahmen und Ziele
	2.4 Bessere Alltagsbedingungen für Familien schaffen (Schwerpunkt Kinderbetreuung)
	2.4.1 Die Bereitschaft zur Familiengründung erhöhen
	2.4.2 Den spezifischen Wettbewerbsnachteil der Städte ausgleichen

	2.5 Erfolgsbedingungen und Steuerung der kommunalen Familienpolitik
	2.5.1 Persönliches Engagement und Querschnittsorientierung
	2.5.2 Strategische Fokussierung und Einsatz von Steuerungs- und Evaluationstechniken
	2.5.3 Externe Anstöße kompensieren Selbststeuerungsdefizite
	2.5.4 Externe Partner und schnelle Erfolge
	2.5.5 „Marktforschung“ zu familienspezifischen Themen

	2.6 Das Wohnen im Kontext der kommunalen Familienpolitik
	2.6.1 Wohnungspolitik ist in der kommunalen Familienpolitik unterrepräsentiert
	2.6.2 Kommunale Wohnungspolitik bleibt in Einzelprojekten verhaftet


	3. Fallstudien
	3.1 Aachen
	3.1.1 Entwicklung der Familienpolitik
	3.1.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen
	3.1.3 Organisationsstruktur
	3.1.4 Schwerpunkte der Familienpolitik
	3.1.5 Fazit

	3.2 Erlangen
	3.2.1 Entwicklung der Familienpolitik
	3.2.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen
	3.2.3 Organisationsstruktur
	3.2.4 Schwerpunkte der Familienpolitik
	3.2.5 Fazit

	3.3 Fulda
	3.3.1 Entwicklung der Familienpolitik
	3.3.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen
	3.3.3 Organisationsstruktur
	3.3.4 Besondere Ansätze der Familienpolitik
	3.3.5 Fazit

	3.4 Frankfurt am Main
	3.4.1 Entwicklung der Familienpolitik
	3.4.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen
	3.4.3 Organisationsstruktur
	3.4.4 Besondere Ansätze der Familienpolitik
	3.4.5 Fazit

	3.5 Hamburg
	3.5.1 Entwicklung der Familienpolitik
	3.5.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen
	3.5.3 Organisationsstruktur
	3.5.4 Besondere Ansätze der Familienpolitik
	3.5.5 Fazit

	3.6 Kiel
	3.6.1 Entwicklung der Familienpolitik
	3.6.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen
	3.6.3 Organisationsstruktur
	3.6.4 Besondere Ansätze der Familienpolitik
	3.6.5 Fazit

	3.7 Mainz
	3.7.1 Entwicklung der Familienpolitik
	3.7.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen
	3.7.3 Organisationsstruktur
	3.7.4 Schwerpunkte der Familienpolitik
	3.7.5 Fazit

	3.8 Würzburg
	3.8.1 Entwicklung der Familienpolitik
	3.8.2 Analytische und konzeptionelle Grundlagen
	3.8.3 Organisationsstruktur
	3.8.4 Besondere Ansätze der Familienpolitik
	3.8.5 Fazit


	4. Anhang: Gesprächspartner




